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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des dellberatlons 

x 153/98.015 s Ärztliche Verschreibung von Heroin. Bundes­
beschluss 
Botschaft vom 18. Februar 1998 zu einem Bundesbeschluss 
Ober die ärztliche Verschreibung von Heroin (BBI 1998 1607) 

NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

Bundesbeschluss Ober die ärztliche Verschreibung von Heroin 

24.06.1998 Ständerat. Beschluss abweichend vom Entwurf des 
Bundesrates, unter Vorbehalt der Dringlichkeitsklausel. 
01.10.1998 Nationalrat. Zustimmung, unter Vorbehalt der 
Dringlichkeitsklausel. 
07.10.1998 Ständerat. Die Dringlichkeitsklausel wird nicht 
angenommen (absolutes Mehr nicht erreicht). 
07.10.1998 Natlonalrat. Die Dringlichkeitsklausel wird ange­
nommen. 
08.10.1998 Ständerat. Die Dringlichkeitsklausel wird angenom­
men. 
09.10.1998 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
09.10.1998 Natlonalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

x 153/98.015 e Prescrlptlon medlcale d'heroTne. Arrete tede­
ral 

Message du 18 fevrier 1998 relatif a un arrtte federal sur la pres­
cription medicale d'heroine (FF 1998 1321) 

CN/CE Commission de la securite sociale et de Ja sante publique 

Arrtte federai sur la prescription medicale d'heroTne 

24.06.1998 Conseil des Etats. Declslon modiflant ie projet du 
Conseil federal, sous reserve de la clause d'urgence. 
01.10.1998 Consell natlonal. Adhesion, sous reserve de la 
clause d'urgenoe. 
07.10.1998 Consell des Etats. La clause d'urgence n'est pas 
adoptee (au vote, la majorite absolue n'est pas atteinte). 
07.10.1998 Conseil natlonal. La clause d'urgence est adoptee. 
08.10.1998 Consell des Etats. La clause d'urgence est adop­
tee. 
09.10.1998 Conseil des Etats. L'arr~te est adopte en votation 
finale. 
09.10.1998 Conseil natlonal. L'arr~te est adopte en votation 
finale. 
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98.015 Ärztliche Verschreibung von Heroin. Bundesbeschluss 

Prescription medicale d'heroine. Arrete federal 

Botschaft: 18.02.1998 (BBI 1998 1697 / FF 1998 1321) 

Ausgangslage 
Am 2. Februar 1991 hat der Bundesrat ein Massnahmenpaket zur Verminderung der 
Drogenprobleme und zur Verbesserung der Lebensbedingungen Drogenabhängiger beschlossen, vor 
allem auch um die zunehmenden gesundheitlichen und sozialen Probleme von Drogenabhängigen 
und deren Kontaktpersonen durch übertragbare Krankheiten und Verelendung zu bekämpfen. Als 
weitere Massnahme wurde am 21. Oktober 1992 die Verordnung über die Förderung der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zur Drogenprävention und zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen Drogenabhängiger (PROVE-Verordnung) verabschiedet. 
Die PROVE-Verordnung regelt die wissenschaftliche Forschung von Massnahmen zur 
Drogenprävention, zur Verbesserung der Gesundheits- und Lebenssituation Drogenabhängiger, zu 
Ihrer Wiedereingliederung in die Gesellschaft sowie zur Senkung der Beschaffungskriminalität. Die 
Forschung soll wissenschaftlich abgestützte Entscheidungsgrundlagen für Präventions- und 
Betreuungsmassnahmen zur Verminderung der Drogenprobleme liefern. Dabei gilt als oberstes Ziel 
der Massnahmen die Drogenabstinenz des Individuums. 1994 wurde der wissenschaftliche Versuch 
gestartet, der zuletzt 18 Projekte mit 800 Behandlungsplätzen mit Verschreibung von Heroin, 100 mit 
Morphin und 100 mit intravenös verabreichtem Methadon umfasste. Im Februar 1996 entschied der 
Bundesrat, dass bei Personen, für welche eine Behandlung unter Einschluss von Heroin indiziert war, 
die Behandlungsmöglichkeit bis zum 31. Dezember 1998 verlängert werden kann. 
Ab dem 30. Juni 1996 konnten keine neuen Personen mehr für die Behandlung mit Heroin in die 
Projekte aufgenommen werden. Der Bundesrat stellte weitere Entscheidungen nach Vorliegen des 
Abschlussberichtes der Forschungsbeauftragten in Aussicht. Die Resultate der Versuche mit der 
ärztlichen Verschreibung von Betäubungsmitteln liegen vor und sind am 10. Juli 1997 veröffentlicht 
worden. Sie zeigen, dass die heroingestützte Behandlung für eine beschränkte Zielgruppe von 
Personen mit einer langjährigen, chronifizierten Heroinabhängigkeit, mehreren gescheiterten 
Therapieversuchen und deutlichen gesundheitlichen und sozialen Defiziten eine sinnvolle Ergänzung 
der Therapiepalette ist. Des weiteren weisen sie auf noch offene Forschungsfragen hin. 
Mit der Ablehnung der Volksinitiative "Jugend ohne Drogen" haben Volk und Stände ihre 
Unterstützung für die bisherige bundesrätliche Drogenpolitik einschliesslich der Weiterführung der 
bestehenden Projekte zum Ausdruck gebracht. Der Bundesrat hat aufgrund der 
Forschungsergebnisse sowie dieses Abstimmungsresultates am 15. Dezember 1997 die PROVE­
Verordnung angepasst, um die Aufnahme weiterer schwer Drogenabhängiger im Rahmen der bisher 
gültigen Höchstzahl sicherzustellen und die wissenschaftlichen Grundlagen zu komplettieren. 
Ausserdem wurde die PROVE-Verordnung bis zum Inkrafttreten des Bundesbeschlusses, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 2000 verlängert. 
Die Einführung der ärztlichen Verschreibung von Heroin als anerkannte Therapie erfordert die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage, bzw. die Änderung des Betäubungsmittelgesetzes. Mit 
einem dringlichen befristeten Bundesbeschluss (gültig bis zum Inkrafttreten der Revision des 
Betäubungsmittelgesetzes, längstens jedoch bis zum 31.12.2004) schlägt der Bundesrat einen 
gesetzlichen Rahmen für die heroingestützte Behandlung schwer Drogenabhängiger vor. 

Verhandlungen 

SR 24.06.1998 
NR 01.10.1998 
SR 07.10.1998 
NR 07.10.1998 
SR 08.10.1998 
SR/ NR 09.10.1998 

AB779 
AB 1951 
AB 1092 
AB2093 
AB 1115 
Schlussabstimmung (31 : 3 / 125 : 56) 

Im Ständerat war das Eintreten auf den vorgeschlagenen Bundesbeschluss unbestritten. Ein 
Minderheitsantrag der vorberatenden Kommission, Anbau und Herstellung des für die Abgabe nötigen 
Heroins in der Schweiz zu verbieten, scheiterte mit 20 zu 15 Stimmen. Bundesrätin Dreifuss 
argumentierte, die Schweiz könne sich nicht zum Spielball der Drogenpolitik im Ausland machen 
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lassen. Der Rat legte zudem fest, dass Bewilligungen zur Behandlung mit Heroin ausschliesslich 
Institutionen erhalten, die auf die Behandlung von Drogenabhängigen spezialisiert sind. Auf Antrag 
seiner Kommission ergänzte der Ständerat den Bundesbeschluss mit einem detaillierten 
Kriterienkatalog für die Zulassung zu einer heroingestützten Drogentherapie. Danach müssen die 
Süchtigen mindestens 18 Jahre alt und seit zwei Jahren heroinabhängig sein, mindestens zwei 
erfolglose Behandlungsversuche hinter sich haben und wegen ihrer Sucht physisch und psychisch in 
schlechter Verfassung sein. Ziel der Behandlung soll die Drogenabstinenz sein. Der Therapieerfolg 
muss periodisch überprüft werden. 
Der Nationalrat trat nach einer emotionsgeladenen Eintretensdebatte und namentlicher Abstimmung 
mit 124 zu 33 Stimmen auf die Vorlage ein. Rund 30'000 Menschen seien in der Schweiz abhängig 
von harten Drogen, sagte Kommissionssprecherin Dormann (C, LU). Rund zehn Prozent seien 
physisch und psychisch verwahrlost. Die ärztliche Abgabe von sauberem Stoff an Kranke koste rund 
20'000 Franken pro Patient und Jahr, total rund 2,5 Millionen pro Jahr. Dies entspreche 51 Franken 
pro Süchtigem und Tag; demgegenüber koste ein Tag in einer Entzugsstation 200 bis 600 Franken. 
Die Vorlage wurde von Vertretern der politischen Rechten bekämpft. Scharrer (F, BE) vertrat die 
Meinung, es sei ein absoluter Irrsinn, Süchtige mit Suchtmitteln zu behandeln. Hans Fehr (V, ZH) 
warnte vor der Beschreitung eines krassen Irrwegs und Waber (EDU, BE) bedauerte den Weg der 
Resignation und kündigte bereits das Referendum an. Auf der andern Seite nannte Suter (R, BE) 
namens seiner Fraktion die Heroinabgabe einen pragmatischen Weg, der internationale Anerkennung 
finde. Jost Grass (S, TG) verwies auf das Viersäulenkonzept der schweizerischen Drogenpolitik, die 
sich erfolgreich gegen die Initiative ,,Jugend ohne Drogen" durchgesetzt hat und plädierte für die 
rasche gesetzliche Verankerung der heroingestützten Behandlung. In der Detailberatung stimmte der 
Rat den Änderungen des Ständerates zu und verabschiedete die Vorlage deutlich mit 106 zu 25 
Stimmen. Der Nationalrat lehnte im weiteren einen Antrag Bortoluzzi (V, ZH) mit 91 zu 56 Stimmen ab, 
wonach die Kosten der Heroinabgabe vollständig den Kantonen und Gemeinden hätten überbürdet 
werden sollen. 
Die erste Abstimmung im Ständerat zur Dringlichkeit des Bundesbeschlusses erreichte mit 20 zu 20 
Stimmen das qualifizierte Mehr nicht. 
Der Nationalrat seinerseits stimmte der Dringlichkeit klar mit 130 zu 51 Stimmen zu worauf auch der 
Ständerat die Dringllichkeitsklausel mit 30 zu 4 Stimmen annahm. 
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98.015 Prescription medicale d'hero"ine. Arrete federal 
Ärztliche Verschreibung von Heroin. Bundesbeschluss 

Message: 18.02.1998 (FF 1998 1321/88119981697) 

Situation lnltlale 

Le 2 fevrier 1991, le Conseil federal a adopte un train de mesures visant a reduire les problemes lies a 
la drogue et a ameliorer les conditions de vie des toxicomanes. II s'agissait egalement de lutter contre 
l'aggravation de leur etat de sante et de leur situation sociale, comme de ceux de leur entourage, 
engendree par las maladies transmissibles et le denuement. Le 21 octobre 1992, le Conseil federal a 
encore arrete l'ordonnance sur l'evatuation de projets visant a prevenir la toxicomanie et a ameliorer 
las conditlons de vie des toxicomanes (RS 812.121.5; RO 1992 2213; ci-apres: ordonnance PROVE). 
L'ordonnance PROVE regit l'evaluation scientifique des mesures de prevention en matiere de drogue 
visant a ameliorer l'etat de sante et les conditions de vie des toxicomanes, en vue de les reintegrer 
socialement et de reduire la delinquance liee a l'acquisition de drogue. Cette evaluation est destinee a 
fournir des bases scientifiques pour las decisions a prendre en matiere de prevention et de prise en 
charge en vue de reduire les problemes lies a la drogue, l'objectif ultima etant l'abstinence. Les essais 
scientifiques ont debute en 1994. Au total 18 projets, comportant 800 places de traitement avec 
prescription d'heroi'ne, 100 avec prescription de morphine et 100 avec prescription de methadone par 
voie intraveineuse, ont ete lances. En fevrier 1996, le Conseil federal a decide de proroger 
l'ordonnance jusqu'au 31 decembre 1998, afin de donner aux personnes sous heroi'ne la possibilite de 
poursuivre leur traitement. 
Apres le 30 juin 1996, plus aucun nouveau patient ne pouvait etre admis dans las traitements avec 
prescription d'heroTne. Le Conseil federal avait lalsse entendre qu'il prendrait de nouvelles decisions 
apres avoir pris connaissance du rapport final sur las essais. Les resultats des essais ont ete publies 
le 10 julllet 1997. lls montrent que le traitement avec prescription d'heroTne complete judicieusement la 
palette therapeutique pour un groupe restreint de personnes dependantes de l'heroi'ne depuis de 
nombreuses annees, qui ont fait sans succes plusieurs tentatives de traitement et qui presentent des 
deficits manifestes sur le plan de la sante sanitaire et sur le plan social. II ressort en outre du rapport 
qua plusieurs aspects des essais doivent encore etre etudies. 
En rejetant !'initiative "Jeunesse sans drogue", le peuple et las cantons ont exprime leur soutien a la 
politique du Conseil federal en matiere de drogue, de meme qu'a la poursuite des essais en cours. Se 
fondant sur les resultats des essais et sur le resultat de la votation, le Conseil federal a decide le 15 
decembre 1997 d'admettre a nouveau des patients dans les essais jusqu'a concurrence du nombre 
maximal fixe initialement et de completer les donnees scientifiques. II a donc modifie l'ordonnance 
PROVE en ce sens et l'a prorogee jusqu'a l'entree en vigueur de l'arrete federal, mais 
jusqu'au 31 decembre 2000 au plus tard. 
La creation d'une base legale ou une modification de la lol sur les stupefiants sont necessaires pour 
que la prescription medlcale d'herol'ne pulsse entrer dans la palette des therapies reconnues. Par le 
biais d'un projet d'arrete federal urgent de duree llmitee (valable jusqu'a l'entree en vigueur de la 
revision de la loi sur les stupefiants mais au plus tard jusqu'au 31.12.2004), le Conseil federal cree le 
cadre legal regissant le traitement avec prescription d'heroi'ne des personnes gravement dependantes. 

Deliberations 

CE 
CN 
CE 
CN 
CE 
CE/CN 

24.06.1998 
01.10.1998 
07.10.1998 
07.10.1998 
08.10.1998 
09.10.1998 

80779 
801951 
801092 
802093 
80 1115 
Votations finales (31 :3 / 125:56) 

Au Conseil des Etats, l'entree en matiere sur l'arrete federal propose n'a pas suscite d'objections. 
Une proposition d'une minorite de la commission chargee du preexamen visant a interdire la culture et 
la fabrication de l'heroine necessaire en Suisse a ete repoussee par 20 voix contre 15. Salon Mme 
Ruth Dreifuss, conseillere federale, la Suisse ne doit pas devenir le jouet de la politique en matiere de 
drogues pratiquee a l'etranger. Le conseil a par ailleurs decide que seules les institutions specialisees 
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dans le traitement des personnes toxico-dependantes obtiendraient des autorisations pour des 
traitements avec prescription d'hero'ine. Sur proposition de sa commission, le Conseil des Etats a 
complete l'amlte federal par une liste detaillee de criteres pour l'admission a une therapie faisant appel 
a l'administration d'hero'ine. C'est ainsi que les personnes admises doivent etre agees de 18 ans au 
moins; leur dependance a l'hero'ine doit remonter a deux ans au minimum; alles doivent s'etre deja 
soumises au moins deux fois a des eures de desintoxication infructueuses et presenter des troubles 
serieux tant physiques que psychiques en raison de leur dependance. Le traitement doit viser 
l'abstinence et le succes de la therapie doit faire l'objet de contröles periodiques. 
A la suite d'un debat tres emotionnel et d'un vote nominal, le Conseil national est entre en matiere sur 
le projet par 124 voix contre 33. Salon le rapporteur de la commission, Rosmarie Dormann (C, LU), 
plus de 30 000 personnes presentent une dependance aux drogues dures. Environ 1 0 pour cent 
d'entre alles se trouvent dans un etat de delabrement physique et psychique. La distribution de 
substances "propres" a des personnes toxico-dependantes coate environ 20 000 francs par personne 
et par an. La somme totale est estimee a environ 2,5 millions par an, ce qui correspond a 51 francs 
par personne et par jour alors qu'un jour dans un centre de desintoxication coate de 200 a 600 francs. 
Le projet a ete combattu par des representants des partis de droite. Jürg Scharrer (F, BE) jugeait par 
exemple absurde le fait de traiter des personnes dependantes avec des substances pouvant elles­
memes engendrer une dependance. Hans Fehr (V, ZH) a mis en garde I'assistance contre l'adoption 
de mesures erronees et Christian Waber (UDF, BE), deplorant le choix de cette voie de Ia resignation, 
a deja annonce un referendum. Parmi les partisans du projet, Marc Suter (PRO, BE), a qualifie, au 
nom de son groupe, Ia distribution d'heroi'ne de "voie pragmatique", jouissant d'une estime indeniable 
au niveau international. Jost Gross (S, TG), apres avoir evoque le principe des quatre piliers de Ia 
politique suisse en matiere de drogue qui a pu s'imposer avec succes contre ('initiative "Jeunesse sans 
drogue", a plaide en faveur de l'inscription dans la loi d'une possibilite de traitement avec prescription 
d'heroine. Lors de Ia discussion par articles, le conseil a approuve les modifications apportees par le 
Conseil des Etats; il a ensuite adopte le projet a une nette majorite de 106 voix contre 25. Le Conseil 
national a repousse par ailleurs, par 91 voix contre 56, une proposition Bortoluzzi (V, ZH) prevoyant 
que les cantons et Ies communes assument entierement les co0ts de Ia distribution d'hero'ine. 
Au Conseil des Etats, le premier vote concernant l'urgence de l'arrete federal, avec un score de 20 
voix contre 20, n'a pas atteint la majorite qualifiee. 
Le Conseil natlonal, pour sa part, a vote nettement l'urgence par 130 voix contre 51 a Ia suite de quoi 
le Conseil des Etats a adhere a la decision de la Chambre du peuple par 30 voix contre 4. 
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Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescription medicale d'heroine. 
Arrete federal 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 18. Februar 1998 
(BBI 1998 1607) 
Message et proJet d'am!te du 18 fevrier 1998 
(FF 19981321) 

Eintretensdebatte - Debat d'entree en matlere 

Forster Erika (R, SG), Berichterstatterin: Mit der Ablehnung 
der Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» haben Volk und 
Stände ihre Unterstützung für das drogenpolitische Konzept 
des Bundesrates zum Ausdruck gebracht. Das Konzept 
stützt sich auf die vier Säulen Prävention, Therapie, Überle­
benshilfe und Repression. Es beinhaltet auch das Ziel, dieje­
nigen Drogenabhängigen zu erreichen, die durch alle thera­
peutischen und sozialen Netze gefallen sind. 
Bereits 1992 hat der Bundesrat dem wissenschaftlichen Ver­
such mit der ärztlichen Verschreibung von Heroin, Morphin 
und Methadon In einer medizinisch-therapeutischen Einbet­
tung zur psychosozialen Stabilisierung zugestimmt. Die Er­
gebnisse der wissenschaftllchen Versuche mit der ärztlichen 
Verschreibung von Betäubungsmitteln liegen bekanntlich 
vor. Sie sind am 10. Juli 1997 veröffentlicht worden. Sie fin­
den die ausführlichen Darlegungen kurz zusammengefasst 
auf Seite St. der Botschaft. Sie bescheinigen, dass sich unter 
anderem der psychische und physische Gesundheitszustand 
der behandelten Personen gebessert hat, dass das Delln­
quenzverhalten massiv zurückgegangen ist und dass sich 
der Konsum illegaler Drogen bei den Probanden und Pro­
bandinnen, ausser bei Cannabis, deutlich verringert hat. Auf­
grund dieser Ergebnisse kamen die Forschungsbeauftragten 
zum Schluss, dass eine restriktiv gehandhabte Weiterfüh­
rung der heroingestützten Behandlung empfohlen werden 
könne, und zwar in entsprechend ausgerüsteten und kontrol­
lierten Polikliniken. 
Die Einführung der ärztlichen Verschreibung von Heroin als 
anerkannte Therapie erfordert die Schaffung einer gesetzli• 
chen Grundlage. Der vorliegende Entwurf zu einem dringli• 
chen, befristeten Bundesbeschluss soll den gesetzlichen 
Rahmen für die heroingestützte Behandlung schwerabhängi-
ger Menschen schaffen. . 
Der Bundesrat hat den Entwurf 1998 in einer konferenziellen 
Anhörung den Kantonen, Parteien und interessierten Organi­
sationen dargelegt. Die Stellungnahmen beinhalteten zum 
Teil vorbehaltloses Einverständnis, zum Teil Einverständnis 
mit Vorbehalten bis hin zur Ablehnung der heroingestützten 
Behandlung. Dabei möchte ich festhalten, dass gemäss Bot­
schaft das Einverständnis mit der Vorlage weitgehend domi­
nierte. 
Dieselbe Einstellung zum vorliegenden Entwurf widerspie­
gelte sich auch in der Diskussion in unserer Kommission. Die 
Eintretensvoten gingen von vorbehaltloser Übereinstimmung 
mit den Anträgen des Bundesrates bis hin zur kritischen Be­
urteilung. Insbesondere wurde kritisiert, dass es sich um 
eine - Ich sage dies mit Vorbehalt - parteiische Veranstal­
tung handle, in der ablehnende Meinungen kaum mehr wahr­
genommen würden. Dazu zähle u. a. die Behauptung, dass 
die meisten Drogensüchtigen den Ausstieg schafften. Dem 
widersprächen aber die in der Botschaft aufgeführten Anga­
ben, die bescheinigten, dass innerhalb einer Beobachtungs­
zeit von 22 Monaten von 1035 am Projekt beteiligten Dro­
genabhängigen lediglich 230 in eine andere Therapie über­
getreten seien und sich davon wiederum nur 83 für eine Ab· 
stlnenzbehandlung entschieden hätten. Das sei zu wenig, 
um von einem positiven Ausgang des Versuches zu spre­
chen. 
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Weiter wurde bemängelt, dass der internationalen Bedeu­
tung zu wenig Gewicht beigemessen werde; in diesem Zu­
sammenhang wurde auf die Botschaft Seite 10 verwiesen. 
Dort wird dargelegt, dass eine Expertengruppe der Welt­
gesundheitsorganisation daran sei, die Bedeutung der 
Forschungsergebnisse für die internationale Gemeinschaft 
zu kommentieren. Das Erscheinen des entsprechenden 
Schlussberichtes sei gemäss WHO für Anfang 1999 geplant. 
Es mache daher Sinn, diesen Bericht abzuwarten und erst im 
Wissen um die internationale Beurteilung mit der Behandlung 
der ganzen Thematik weiterzufahren. Deshalb wurde auch 
ein Antrag gestellt, auf die Vorlage einzutreten, deren Be­
handlung aber bis zum Vorliegen des internationalen Exper­
tenberichtes zu unterbreichen. 
Von selten der Verwattung wurden die Ausführungen auf 
Seite 1 Oder Botschaft aber dahin gehend präzisiert, dass die 
WHO zwar einen Grundsatzentscheid, die Resultate zu beur­
teilen, gefällt habe, aber weder die Expertengruppe definitiv 
bezeichnet noch das Mandat erteilt habe. Im besten Fall sei 
deshalb die Veröffentlichung des Berichts In einem Jahr zu 
erwarten. 
Die Resultate der Schweizer Drogenpolitik sind letzte Woche 
an der Uno-Tagung in New York präsentiert worden. Dabei 
hat die Delegation, die von Frau Bundesrätin Dreifuss ange­
führt worden ist, festgestellt, dass die Gesprächspartner im 
Grundsatz keine Probleme hätten mit der gezielten medizini­
schen Verschreibung von Betäubungsmitteln, wie sie in der 
Schweiz praktiziert wird. 
Aus der Mitte der Kommission wurde weiter geltend ge­
macht, dass die Schweiz sicher auch in Kenntnis der interna­
tionalen Meinung handeln muss, dass die Gewichtung aber 
eindeutig auf unsere Forschungsergebnisse zu legen ist. 
Diese sind weitgehend positiv, und handeln tut not. Eintreten 
auf die Vorlage war denn auch in der Kommission unbestrit­
ten, und der Antrag auf Aussetzung der Beratungen wurde 
mit 7 zu 4 Stimmen abgelehnt. 
Eingehend wurde auch nochmals Ober die Zielgruppe der zu 
behandelnden Personen, die Indikation und die Behand­
lungskriterien diskutiert. Dabei ging die Kommission den Fra­
gen nach, ob die Behauptung böser Zungen, zu viele Leute 
würden in die Programme aufgenommen, etwas Wahres an 
sich habe und inwieweit man mit den Programmen das lang­
fristige Ziel erreiche, dle Drogenabhängigkeit zu eliminieren. 
Die Behandlung richtet sich u. a. gemäss Botschaft erstens 
an Heroinabhängige, die durch ihre Lebensumstände und ihr 
Verhalten (Beschaffungskriminalität, Prostitution, Obdachlo­
sigkeit usw.) bereits sozial desintegriert sind und durch be­
stehende Angebote (Entzug oder orale Methadonbehand-
1 ung) nicht erreicht werden können. zweitens geht es um He­
roinabhängige in einem oralen Methadonprogramm, die 
durch die bisherige Behandlung nicht zu stabilisieren waren, 
und drittens um Heroinabhängige, die sozial noch integriert 
sind, mehr oder weniger stabile Wohn- und Arbeitsverhält­
nisse aufweisen, aber durch ihre Drogensucht unmittelbar 
gefährdet sind, diese zu verlieren, aus ihrem sozialen Netz zu 
fallen drohen und die mit einem anderen Behandlungspro­
gramm (Methadon stationär) nicht zu stabilisieren sind. 
Zu Beginn jeder Heroinverschreibung - ich möchte dies be­
tonen - findet eine ausführliche medizinische und soziale ln­
dlkationspr0fung statt. Die Kommisslonsmitglieder waren der 
Meinung, dass diese strikten Vorgaben Garantie dafür seien, 
dass nur schwerstabhängige Menschen in die Programme 
aufgenommen würden. Dies komme zwar in der Botschaft 
klar zum Ausdruck, das Pendant im Gesetz aber fehle, und 
es gelte nun, die in der Botschaft gemachten Ausführungen 
in den Bundesbeschluss zu 0bertohren. Sie finden den ent­
sprechenden Antrag zu Artikel 8 Absatz 7 auf der Fahne, und 
ich werde ihn in der Detailberatung nochmals kurz kommen­
tieren. 
Noch kurz zu einigen anderen Diskussionspunkten: 
Einige Kommissionsmitglieder waren mit der bundesrätlichen 
Auffassung nicht einverstanden, dass mit dem Gesetz auch 
der Anbau und die Herstellung der benötigten Stoffe ermög­
licht werden sollen. Auch dies führte in der Folge zu einem 
Antrag, den Sie auf der Fahne als Minderheitsantrag Rochat 

vorfinden; ich werde mich in der Detailberatung dazu äus­
sem. Diskutiert wurde auch die Frage, ob die Behandlung be­
täubungsmittelabhänglger Personen auf weitere Verteilstel­
len auszudehnen sei, ~ie z. B. auf Praxen mit in geeigneter 
Weise ausgebildeten Arzten. Dies wurde unter dem Aspekt 
der besseren Resozialisierung und des erleichterten Aus­
stiegs aus der Droge diskutiert. Die Mehrheit der Kommission 
war aber der Auffassung, dass die Abgabe ausschliesslich 
auf Institutionen zu beschränken sei, die auf die Behandlung 
von Drogenabhängigen spezialisiert sind. 
Zu reden gaben zudem die finanziellen und personellen Aus­
wirkungen der Gesetzesänderung sowie die Frage der Dring­
lichkeit. Wie in der Botschaft dargestellt, entstehen 1999 ein­
malige Kosten von 1,5 Millionen Franken. Dieser Betrag setzt 
sich hälftig aus den für die Forschung anfallenden Kosten 
und den Aufwendungen fOr die Registrierung von Heroin zu­
sammen. Dazu kommen die Beiträge an die Projekte sowie 
die im Bundesamt für Gesundheit anfallenden Kosten für 
1999 und die Folgejahre bis 2002. Der aufgrund des Bundes­
beschlusses notwendige Kreditbedarf von insgesamt 4 Millio­
nen Franken für 1999 und von 2,5 Millionen Franken für die 
Jahre 2000 bis 2002 ist im geltenden Finanzplan nicht be­
rücksichtigt. 
Die Kosten der Projekte von rund 20 000 Franken pro Patient 
bzw. Patientin im Jahr wurden bis anhin auf den Bund, die 
Kantone, die Gemeinden sowie auf Krankenkassen und ab­
hängige Personen aufgeteilt. Zu prüfen ist, ob die heroinge­
st0tzte Behandlung als Pflichtleistung der Krankenkassen 
anerkannt werden kann. Dem wurde entgegengehalten, dass 
die Mehrheit der Bevölkerung die Heroinprogramme aus ge­
sellschaftspolitischen Gründen befürworte, die Heroinpro­
gramme deshalb eine öffentliche Aufgabe seien. Sie hätten 
deshalb nicht Pflichtleistungscharakter und könnten dem 
Krankenversicherer nicht angelastet werden. Hier muss of­
fensichtlich noch um eine definitive Lösung gerungen wer­
den. 
Das für die Weiter- und Überführung notwendige Personal 
soll Ober den im Budget des Bundesamtes für Gesundheit 
eingestellten Sachkredit befristet rekrutiert werden. Diese 
Tatsache veranlasste die Finanzdelegation, beim Kommissi­
onspräsidenten brieflich vorstellig zu werden. Unsere Kom­
mission war sich einig, dass mit diesem Vorgehen den Pro­
jektverantwortlichen die notwendige Flexibilität eingeräumt 
wird. Die Auffassung, wonach dadurch einer Umgehung der 
klaren Richtlinien des Parlamentes Vorschub geleistet 
werde, ist aber nicht ganz von der Hand zu weisen. Die 
Frage, wie dieses Problem zu handhaben ist, ist aber nicht 
anhand dieses Projektes zu beurteilen, sondern muss vom 
Bundesrat einmal generell gelöst werden. 
Noch einige Worte zur D rlnglichkeit in Ziffer II Absatz 2 - dies 
im Bewusstsein, dass die Dringlichkeit heute in diesem Rat 
nicht zur Diskussion steht -: Der Buri.desrat beantragt mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf eine Ubergangslösung, die 
bis zum Inkrafttreten einer Revision des Betäubungsmittelge­
setzes gelten und dereinst in dieses integriert werden soll. 
Der Beschluss ist auf sechs Jahre befristet. Die Dringlichkeit 
soll dabei das beschleunigte Rechtsetzungsverfahren er­
möglichen. Die Kommission zeigte der Dringlichkeit gegen­
Ober eine gewisse Zurückhaltung. Diese sei nur unter ganz 
speziellen Umständen anzuwenden, welche im vorliegenden 
Fall nur bedingt gegeben seien. Dies aus folgenden Grün­
den: 
1. Der Bundesrat hat aufgrund der Forschungsergebnisse 
sowie des Abstimmungsresultates vom Dezember 1997 die 
Verordnung Ober die Förderung der wissenschaftlichen Be­
gleitforschung zur Drogenprävention und zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen Drogenabhängiger im Rahmen des 
bisher Gültigen angepasst und die Aufnahme weiterer 
Schwerstabhängiger im Rahmen der bisher gültigen Höchst­
zahl sichergestellt, um die wissenschaftlichen Grundlagen zu 
komplementieren. Ausserdem wurde die Verordnung bis 
zum Inkrafttreten des Bundesbeschlusses, längstens aber 
bis zum 31. Dezember 2000, verlängert. Bestehende Pro­
gramme müssen also bis zu diesem Datum nicht abgebro­
chen werden, und die Betreuung der schwerstabhängigen 
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Menschen in den Programmen ist sichergestellt. Dabei - dar­
auf muss ich speziell Gewicht legen - gilt allerdings das Orts· 
prinzip. Das heisst, dass nur Personen aus den jeweiligen 
Orten in die Programme aufgenommen werden dürfen. Kan­
tone, die sich bis jetzt nicht an den Programmen beteiligten -
in denen also die ärztliche Verschreibung von Heroin bis 
heute nicht akzeptiert wird-, sind weiter davon ausgeschlos­
sen. Dieses Problem betrifft vor allem die Westschweizer 
Kantone sowie Personen, die neu Aufnahme in die Pro­
gramme finden wollen, soweit die Höchstzahl ausgeschöpft 
ist. 
Der Nationalrat wird in der Herbstsession über die Vorlage 
befinden. Die Schlussabstimmung kann somit frOhestens 
Ende der Herbstsession erfolgen. Wird das Referendum 
nicht ergriffen, könnte der Bundesbeschluss Mitte Januar 
1999 in Kraft treten. Ein Referendum - das möchte ich beto­
nen - würde das Inkrafttreten allerdings um Monate verzö­
gern; der Scherbenhaufen wäre dann vorprogrammiert. An­
gesichts der Tatsache, dass erstens bestehende Programme 
auch auf dem Verordnungsweg weitergeführt werden können 
und zweitens gemäss Geschäftsverkehrsgesetz die Dring­
lichkeit erst nach erfolgter Differenzbereinigung beraten und 
beschlossen wird, kam die Kommission zum Schluss, dass 
die Dringlichkeit in der heu.1igen Situation nicht gegeben sei. 
Aber wie gesagt Heute steht sie nicht zur Diskussion. 
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen Kommission, auf die 
Vorlage einzu.1reten. 

Rochat Eric (L, VD): L'heroine est et demeure une substance 
extraordinairement dangereuse dont la prescription s'inscrit 
en marge du serment d'Hippocrate prEMe aujourd'hui encore 
par las medecins. Ce serment leur interdit en particulier de 
donner du poison a leurs patlents. 
Depuis le choc et le scandale de la scene ouverte de la dro­
gue a Zurich et a Beme, depuis las initiatives populaires 
ccDroleg» et «Jeunesse sans drogue», depuis l'experimenta­
tlon visant a donner de l'Mroine dans un certain nombre de 
cas, dont certains desesperes, sa prescription fait l'objet 
d'une guerre de religion. II serait faux de voir dans le rejet re­
cent et massif de !'initiative populaire «Jeunesse sans dro­
gue» plus qua le rejet d'une politique d'interdiction difficile­
ment applicable. II serait faux d'y voir aussi une approbation 
massive de la remise d'heroine aux drogues las plus atteints. 
- Guerre de religion, ai-Je dit, a l'interieur de la Suisse blen 
s0r, car les disparites d'application de l'experimentation lais• 
sent a penser que la notion de personnes gravement depen­
dantes est diversement appreciee selon qu'il s'agit des 50 
cas de Geneve ou des 500 de Zurich, je ne donne ces chif­
f res que pour la comparaison. 
- Guerre de religion, car las resultats obtenus dans las can­
tons comme le mien qui n'ont pas introduit le programme ex­
perimental ne sont pas significativement plus mauvais que 
ceux des cantons disposant de cette posslbilite d'accompa­
gnement. 
- Guerre de religion entre ceux qui continuent a pretendre 
qu'il s'agit d'une therapie et ceux qui affirment qu'etymologi­
quement et concretement l'heroine n'a jamais traite per­
sonne. 
- Guerre de religion encore revelee par les nombreux mes­
sages d'anciens drogues qui nous enjoignent de renoncer a 
une telle approche et le discours plus offlciel de ceux qui 
prennent las toxicomanes en charge et qui, dans leur majo­
rite, nous affirment les bienfaits de la methode. J'ai person­
nellement peine a ne pas prendre en compte des propos 
comme ceux qua nous avons rec;us, ceux d'anciens drogues 
d'Urdorf ou de l'Association des anciens toxicodependants 
de Goldiwil qui nous enjoignent de ne pas donner de l'he­
roine, alors mäme que les resultats ne sont pas si negatifs. 
- Guerre de religion a l'exterieur de la Suisse aussl ou la 
Commission des narcotiques de !'Organisation mondiale de 
la sante souhalte une etude scientifique exterieure neutre et 
surveille nos assais avec une prudance et une inquietude ex­
treme, craignant par-dessus tout qua notre exemple n'ancou­
rage d'au.1res pays a approcher de fac;on plus liberale la 
quastion de la drogue, alors mäme que las echos qui nous 
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proviennent de New York an commission temoignent l'lnterät 
de la communaute Internationale pour certains de nos resul­
tats an termes de deces, d'Mpatites et de contamlnatlons 
par la virus du sida. 
C'est dira si nous devons aborder avec prudence le projet 
d'arräte federal qui est l'objet de nos debats ca matin et nous 
garder de tout esprit d'aventure. Qua la projet contienne las 
dlspositions permettant de poursuivra las essais en cours et 
de continuer la prescrlption aupres de ceux qui en depandent 
encore, nous pouvons l'admettre. Qu'll definisse strlctement 
las conditions dans lesquelles la dlstribution peut ätre faita, 
nous y tenons absolument. Qu'il prevoie d'autoriser desor­
mais la culture et la fabrication, nous le jugeons inutlla et de­
place. Notre dependance pour l'importation d'heroine est une 
forme de garantle facile a donner aux pays qui nous entou­
rent et aux organisations internationales. Enfin, il n'est pas 
tres utile politiquement de creer un nouveau pays productaur, 
serait-ce de fac;on legale. 
Finalement, le caractere urgent que le Conseil federal veut 
donner a cet arräte a ete justement refuse par notra com­
mission, la longueur de l'experimentation et l'intensite des 
debats durant la campagne touchant !'initiative populaire 
«Jeunesse sans drogue» se combinant a l'absence du rap­
port d'evaluation scientifique internationale auquel nous 
avons accepte de collaborer et qui pourralt Eitre publie dans 
un an. 
C'est dans ce sens que jene m'opposerai pas a l'entree en 
matiere, sous reserve de l'acceptation des modificatlons ap­
portees par notre commission et de la restriction supplemen­
taire a l'alinea 6 que vous propose la minorite de la commls­
sion. 

Saudan Franc;oise (R, GE): Je suis heureuse- jene sais pas 
sl c'est gräce au debat que nous venons d'avolr - qu'on ne 
refasse pas le debat sur !'Initiative populalre «Jeunesse sans 
drogue». J'interviens, Madame la Conseillere federale, alors 
qua je suis favorable a l'entree en matiere, sur trois polnts: 
1. J'ai ete frappee, et c'est pour cela qua je crois qu'une base 
legale est necessaire, quand j'ai voulu faire des recharches 
pour savoir quelle etait l'origine des essais d'heroine, par le 
fait que la seule base legale que j'ai trouvee est une declsion 
du Conseil tederal du 20 tevrier 1991, qui avait ete reprise 
dans l'ordonnance sur l'evaluation de projets visant a preve­
nir la toxicomanie et a ameliorer las conditions de vie des 
toxicomanes. Dans cette ordonnance, on ne trouvait pas 
d'elements reposant sur une base solide. 
2. Dans ce domalne particulierement sensible qu'est la pres­
cription medlcale d'heroine, nous savons qua nous sommes 
toujours confrontes a une question de definition. Je reviens 
sur les trois piliers qui me tiennent tellement a coeur dans ce 
domaine-la: la therapie, l'alde a la survie, la prevention. Vous 
verrez pourquoi, Madame la Conseillere federale, je le fais. 
J'ai, en effet, une question precise a vous poser concemant 
le financement a venir. 
On affirme toujours de maniere exträmement clalre qua nous 
sommes la dans un domaine purement therapeutique. Per­
sonnellement, je trouve que les limites sont peu clalres parce 
qua la prescription medicale d'heroine participe a la fols de la 
theraple bien evidemment et de l'aide a la survle, voire de la 
prevention pour eviter la transmission de certaines maladies. 
L'essentiel pour moi, c'est d'aider las gens qui sont pris dans 
cette tragedle qu'est la toxicomanie. Je regrette, dans le pro­
jet d'arrete que vous nous soumettez, qu'on ait exclu las me­
decins de famille. Je n'y reviendrai pas plus longtemps, mais 
je souhaiterais qua vous puissiez developper ce point, car je 
n'ai malheureusement pas pu participer a la seance de com­
mission. 
3. Concemant la proposition de minorite, en particulier sur 
l'interdiction de la culture dans notre pays, si je peux com­
prendre las objections de M. Rochat, cela releve pour mol 
d'une certaine forme d'hypocrisie. Sur ce plan, j'al la mäme 
approche qu'en matiere d'energie nucleaire: on ne veut pas 
de reacteurs sur notre territolre, mais par contre on con­
somme l'electricite produlte chez nos voisins au moyen de 
l'energle nucleaire. 
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J'en reviens a la question du financement que je voulais vous 
poser, Madame la Conseillere federale. Le financement ac­
tuel des essais nous est indique a la page 20 du message. A 
l'heure actuelle, la Confederation finance les essais a raison 
de 12,5 pour cent, les caisses-maladie de 21 pour cent envi­
ron, le patient de 22,5 pour cent, le raste etant pris en charge 
par !es cantons et les communes. Mon souci, quand j'abor­
dais la question du but de ces essais, etait le suivant: est-ce 
que cela implique, si on les cantonne uniquement a la thera­
pie, qu'on va changer le financement et mettre plus de de­
penses a charge des caisses-maladie comme le message le 
laisserait entendre? 
Hormis cette question, je vous recommande vivement d'en­
trer en matiere sur ce projet d'arrete. 

Gentll Pierre-Alain (S, JU): J'aimerais vous inviter, comme la 
commission l'a fait a l'unanimite, a entrer en matiere sur ce 
projet d'arrete. Celui-ci s'inscrit dans une continuite, soit la 
determination du Conseil federal a suivre une ligne pour 
aborder le probleme de la toxicomanie, ligne qui a ete claire­
ment confirmee par la votation sur !'initiative populaire «Jeu­
nesse sans drogue». II y a donc necessite de poursuivre l'ex­
perience qui a ete lancee, et de la poursuivre en y fixant un 
certain nombre de limites ou de cadres, notamment en defi­
nissant de maniere stricte les beneficiaires de ces presta­
tions, ce qui est fait a l'artlcle 8 alinea 7 de la loi federale sur 
les stupefiants, et en permettant a cette experience d'aller 
jusqu'a terme, de maniere a ce qu'on puisse en tirer des con­
clusions valables. 
Je reviens a ce propos sur des elements qui ont ete evoques 
en commission et tout a l'heure par M. Rochat. Ces elements 
sont relatifs a l'expertise internationale a laquelle nous de­
vons nous soumettre. Personne ne conteste l'inte~t d'une 
expertise internationale dans ce dossier. Mais il est juste de 
dire aussi que la communaute internationale, tout comme no­
tre commission et le plenum, est divisee ou partagee entre 
des avis bien differents. Au plan international, nous avons 
des instances qui valent avec une certaine preoccupation les 
experiences menees dans notre pays et qui manifesten! du 
scepticisme par rapport a l'idee de prescrire medicalement 
de l'heroine. Mais nous voyons aussi, et je crois que cela doit 
etre souligne avec la meme force, que des pays dans les­
quels traditionnellement la politique vis-a-vis de la toxicoma­
nie etait essentiellement repressive modifient quelque peu 
leur attltude ou se posent des questions. IJ en est alnsi en 
France, ou tout demierement une commission a depose un 
projet intltule «Rapport sur les problemes poses par la dan­
gerosite des drogues» qui a le grand merite de s'interroger 
sur la pertinence d'une politique axee quasi exclusivement 
sur la repression et qul a egalement le merite d'ouvrir la dls­
cussion sur les coüts sociaux de l'alcool et du tabac. Un com­
mentaire paru dans le journal «Le Monde» du 18 juin 1998 re­
sumait de maniere pertlnente l'interet de ce rapport: «On 
commence a ralsonner enfin sur la pharmacologie des subs­
tances, et non plus sur les images precongues soclales, cul­
turelles, politiques qu'elles vehiculent.» Le fond du debat est 
la, il s'agit de discuter sur la realite des choses, et non pas 
sur l'image que nous en avons. La premiere condition etant 
naturellement que pour connaitre cette realite on puisse me­
ner a terme les experiences en cours. Cette analyse fran­
gaise est recoupee par une analyse analogue qui est faite au 
niveau europeen. La Commission de Bruxelles vient de ren­
dre public un document de reference dans lequel on peut lire, 
et je me refere au commentaire paru a ce propos dans le jour­
nal «Le Tamps» du 23 avril 1998: «L'experience montre que 
le combat contre les drogues ne peut pas eire mene a bien 
seulement au niveau policier et judlciaire.» 
Je crois donc qu'il est necessaire que nous prenions en 
campte dans notre reflexlon la realite des choses qui veut 
qu'au plan national comme au plan international, les avis sur 
la meilleure efficacite des therapies divergent et qu'il y a donc 
lleu de reflechlr en termes de complementarite et d'ouver­
ture, et non pas en terrnes d'exclusion. En ce sens, la pour­
suite du projet entrepris me parait interesser chacun dans le 
sens d'une apprehension exacte d'un phenomene complexe. 
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Dans ce sens, comme la commission, je vous recommande 
d'entrer en matiere et d'approuver le projet d'ar~te selon ia 
version de la majorite de la commission. 

Schmid Carlo (C, Al): Die Debatte um die Drogen ist im 
Nachgang zur Schliessung der offenen Szenen in eine struk­
turiertere Phase getreten. Zunächst gab es eine Debatte 
über zwei Volksinitiativen, und nunmehr ist in dieser Zwi­
schenphase, nachdem die erste Volksinitiative erledigt ist, 
ein bundesrätllcher Entwurf für eine weiterführende Drogen­
politik zu besprechen. 
Ich möchte im Zusammenhang mit diesen Initiativen meiner 
Überzeugung Ausdruck geben - ich glaube, Herr Rochat hat 
das in seiner Weise auch getan-, dass die Ablehnung der In­
itiative «Jugend ohne Drogen» vom Bundesrat keinesfalls als 
ein Freipass in der Drogenpolitik aufgefasst werden darf. Ich 
gehe kaum fehl, wenn ich bereits jetzt prognostiziere, dass 
die Initiative, welche die Legalisierung der Drogen zum Ge­
genstand hat, ebenfalls deutlich abgelehnt werden wird. Es 
gehört offenbar zur Weisheit des schweizerischen Stimmvol­
kes, extreme Positionen als solche zu erkennen und abzu­
lehnen und eigentlich das zu wollen, was den Betroffenen 
dient, ohne Ideologische Veranstaltungen zu machen. 
Im Sinne dieses «juste milieu», dieses vernünftigen Massas, 
kann sich die offizielle Drogenpolitik mit ihrem Viersäulenpro­
gramm durchaus sehen lassen. Das Konzept ba'!iert auf den 
vier Säulen: der Prävention, der Therapie, der Uberlebens­
hilfe und der Repression. In diesem Bereich haben wir durch­
aus anständige Erfolge vorzuweisen. Der Bundesrat verweist 
zu Recht auf positive Ergebnisse seiner bisherigen Politik. 
Der Bundesrat hat auch im Bereich der Repression das seine 
getan - mit den Verschärfungen im Bereich des organisierten 
Verbrechens, der Geldwäscherei und des Ausländerrechtes, 
dort, wo es um kriminelle Ausprägungen geht. 
Der vorliegende Bundesbeschluss reiht sich nun meines Er­
achtens nach ~er Kommissionsberatung in den Bereichen 
Therapie und Uberlebenshilfe deutlich In dieses Viersäulen­
programm ein, indem er die Abgabe von Heroin an einen klar 
definierten Kreis von Empfängern bindet, eine ganz klare 
Zielgruppe definiert, die Abgabe nur Im Rahmen von spezia­
lisierten Institutionen erlaubt, das Ziel der Abstinenz nicht 
vergisst und das alles vorderhand im Sinne einer Ausnahme 
behandelt. 
Die Kommission glaubt, dass wir mit diesen restriktiven Rah­
menbedingungen eine Politik weiterführen können, welche 
keine unverantwortliche Liberalität gegenüber dieser Droge 
bekundet, sondern ein vernünftiges Mass an Verständnis je­
nen gegenüber aufbringt, die in der Tat Opfer der Droge ge­
worden sind und die ohne eine solche Therapie in der Ver­
elendung landen, unter Umständen sogar den Tod erleiden 
würden. Es Ist nicht richtig, solche Leute einfach hängenzu­
lassen. 
Das führt mich dazu, mit der einstimmigen Kommission Ein­
treten zu empfehlen. Ich möchte aber immerhin darauf hin­
weisen, dass diese Position der Schweiz im internationalen 
Kontext weiterhin der Erläuterung bedarf. Es mag sein, dass 
die Uno-Konferenz in New York in letzter Zeit in dieser Hin­
sicht eine Besserung gebracht hat. Aber wenn ich die ver­
schiedenen Rapporte des für uns zuständigen Dr. Schröder 
bei der WHO lese, dann, so meine ich, ist die Schweiz schon 
noch aufgerufen, in Wort und Tat gegenüber der zuständigen 
Stelle der Uno deutlich zu machen, dass wir nicht einem Lais­
ser-aller, Laisser-faire das Wort sprechen. Auch hier ist es 
wichtig, dass der Tatbeweis stimmt. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen Eintreten. 

Marty Dick (R, Tl): L'entree en matlere ne me semblant 
guere contestee, je me limiterai par consequent a exprimer 
ma gratitude. Oui, ma gratitude a ceux qui ont ose imaginer 
ce programme de prescription d'heroine medlcalement con­
tr0lee, a ceux qui ont autorlse sa mlse en oeuvre et a celles, 
a ceux qui l'ont realise et qui l'ont appuye. 
Je crois que l'on pouvait comprendre les retlcences face a un 
tel programme. J'etais parmi ceux qui etaient ext~mement 
reticents et sceptiques. Mais les resultats de la prescription 
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medicale sont tels qu'on n'a plus le droit aujourd'hui d'hesiter. 
Et ga n'a rien a faire avec le laisser-faire et le laisser-aller. 
Les resultats montrent tres clairement que, pour les toxico­
manes, pour ces jeunes pour lesquels n'existait que le deses­
poir, on a enregistre des resultats que je definis comme frap­
pants, surprenants et en taut cas rejouissants. Nous avons 
une diminution du nombre de morts par overdose, une ame­
lioration claire de la qualite de vie, une diminution des cas d'in­
fection par le virus du sida et une tres sensible diminution de 
la criminalite. Face a ces resultats, je crois que la gratitude que 
nous exprimons a celles et a ceux qui ont voulu realiser ce pro­
gramme est taut a fait justifiee. II nous incombe aujourd'hui, 
a nous parlementaires, de mettre en oeuvre les mecanismes 
legislatifs et normatifs qui permettent sa poursuite. 
Taute guerre, taute contestation ideologique et dogmatique 
est taut a fait deplacee. II s'agit aujourd'hui de contribuer a di­
minuer les risques, a sauver des vies et a sauvegarder une 
certaine qualite de vie pour un groupe de jeunes pour les­
quels toutes les tentatives faites jusqu'alors n'avaient guere 
donne de resultats appreciables. 
Je crois que nous pouvons aussi exprimer une certaine fierte 
parce que, pour une fois, la Suisse n'est pas a la remorque 
des autres pays. Nous sommes, nous devons le dire, a 
l'avant-garde. Nous n'avons pas du attendre, comme cela a 
ete le cas taut recemment, que tous les Länder allemands di­
sent qu'il y a la guerre au Kosovo pour que notre Gouverne­
ment dise finalement lui aussi qu'il y a la guerre au Kosovo, 
et non pas une situation de violence generalisee comme il 
s'obstinait a le dire auparavant. Non, dans ce cas, nous som­
mes a l'avant-garde et des delegations de tres nombreux 
pays se succedent en Suisse pour se rendre campte de ce 
que nous faisons et des resultats que nous obtenons. Dans 
toutes les discussions internationales, le programme suisse, 
apres un moment de rejet et d'hostilite, est regarde et exa­
mine avec un vif interet. Donc, je crois que nous devons 
aujourd'hui approuver avec conviction les mesures qui nous 
sont presentees. 
Je souhaite que la reflexion sur la politique de la drogue se 
poursuive d'une fagon aussi creative. Nous devons continuer 
a etre actifs et creatifs sur le plan international, pour nous de­
mander si la politique a l'egard de la drogue dominee 
aujourd'hui par les Etats-Unis d'Amerique est vraiment celle 
dont nous avons besoin. Nous devons nous demander en 
particulier si la penalisation de la consommation, si la crimi­
nalisation du consommateur, qui est contraire a tous les prin­
cipes du droit penal, est encore opportune. Nous devons 
nous demander, comme le font aujourd'hui de nombreux 
penseurs americains de tres grande stature morale, si le re­
gime prohibitionniste que nous avons mis sur pied n'est pas 
en realite le moteur formidable de la criminalite organisee. 
Je ne suggere pas de solutions. Je dis que nous devons ces­
ser de considerer ce probleme de la drogue d'une fagon dog­
matique et ideologique. Nous devons le regarder en face 
avec realisme, humilite et avec le courage aussi de changer 
sa propre opinion. 
C'est donc avec conviction que je donne man appui au texte 
qui nous est soumis. Nous discuterons plus tard sur la clause 
d'urgence. J'aimerais en taut cas que la continuite du pro­
gramme soit assuree, car je crois que personne d'entre nous 
ne peut assumer la responsabilite de l'interrompre. Ce serait 
jouer avec la vie de certains jeunes. J'ai de la peine a croire 
qu'on peut voter l'urgence pour les mesures - pour moi dou­
teuses - qu'on a approuvees sur l'asile et qu'on refuse en 
meme temps l'urgence dans un domaine ou des vies de nos 
jeunes sont en jeu. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Quel progres nous 
avons fait, c'est extraordinairel Effectivement, M. Rochat di­
sait que la guerre de religion faisait rage: j'en ai meme trouve 
quelques echos eloignes dans sa presentation, mais je 
pense que ce sont vraiment les demieres vaguelettes de con­
flit qui nous ont opposes. Nous voila aujourd'hui tous d'ac­
cord pour faire ce pas. 
Lorsque, l'autre jour a New York, je rappelais, pour etre bien 
sOre que les choses soient claires entre nous, a M. Ghodse, 
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president de !'Organe international de contröle des stupe­
fiants: «Vous savez ou nous en sommes maintenant avec les 
essais de prescription d'heroine. Nous attendons l'avis de 
l'OMS, mais nous avons propose au Parlament de faire le 
pas suivant.» II m'a dit: «Je le sais bien, et c'est logique. Je 
n'attendais pas autre chose de vous.» Et il a ajoute cette 
chose admirable a mes yeux: «Mais, Madame Dreifuss, qui 
peut mieux que des autorites designees democratiquement 
savoir ce qui est bon pour la sante de sa propre population? 
Vous ne pensez taut de meme pas que c'est un organe inter­
national qui peut vous dire ce qui est bon pour la sante de vo­
tre population.» Voila la declaration, dans un tete-a-tete ex­
tremement constructif, comme tous ceux que j'ai pu avoir a 
New York, de la plus haute autorite en matiere de contröle 
des narcotiques. 
J'aimerais aussi dire que cette conference de New York a ete 
beaucoup plus que 200 - je ne sais pas exactement com­
bien - interventions de 7 minutes qui se sont succede a la tri­
bune. Cela a ete non seulement un lieu d'echange d'expe­
riences, ga a ete le moment, effectivement, d'un changement 
de politique voulu par les autorites des Nations Unies et, en 
particulier, par M. Arlacchi, le nouveau chef de file dans ce do­
maine. Les problemes lies a la demande sont aussi importants 
que ceux lies a l'offre. Quand on parlait de repression avant, 
cela signifiait que meme si on s'occupait des drogues parfois 
pour les soigner, parfois pour les reprimer, il y avait une im­
portance absolument prioritaire accordee du cöte de l'offre. II 
fallait casser les reseaux d'offre, casser les producteu rs, - tant 
pis pour les degäts sociaux, dans certains cas, au sein de la 
paysannerie du tiers mondel -, casser la criminalite; c'est 
comme cela qu'on allait resoudre le probleme de la drogue. 
New York a constitue un changement, avec le raisonnement 
suivant: il y a un probleme d'offre et de demande. II n'y a 
d'ailleurs plus non plus cette difference entre pays produc­
teurs et pays consommateurs. Nous sommes tous confron­
tes aux memes problemes et, ce faisant, nous devons tous 
nous orienter vers une politique d'equilibre entre la sante pu­
blique, d'un cöte, la repression du crime organise, de l'autre. 
C'est vraiment une revolution qui se fait peu a peu dans les 
esprits et je crois que cette conference a ete extremement 
importante, meme si, je le reconnais, l'«onusien» est une lan­
gue difficile a decrypter parfois. En outre, on a, bien sür, aussi 
veille a garder, dans les domaines ou il y a des divergences 
d'opinion, un flau artistique qui permet a taut le monde de se 
retrouver sur les termes de la declaration. Mais c'etait vrai­
ment, je crois, quelque chose de tres important, et tres impor­
tant pour nous, Suisses, puisque nous voulons effective­
ment - c'est cela notre röle pionnier- revendiquer clairement 
la souverainete nationale dans le domaine de la sante publi­
que et l'echange d'experiences, bien sür aussi, et que nous 
voulons en meme temps etre un partenaire fidele, fiable et ef­
ficace de la lutte internationale dans le domaine de la grande 
criminalite. Notre volonte d'etre ce partenaire-la a ete recon­
nue sur le plan international. Dans tous les domaines, l'on 
sait que la ou nous n'avons pas encore ratifie la convention 
internationale - j'espere que cela pourra etre fait rapidement 
apres la votation sur !'initiative populaire Droleg; la chose 
sera a ce moment-la entre vos mains - nous avons mis en 
place taut l'appareil necessaire pour que nous puissions 
jouer deja maintenant un röle efficace dans le domaine -
M. Schmid l'a dit - du blanchiment de l'argent sale, dans le 
domaine de la lutte contre le trafic des precurseurs. Nous 
sommes consideres comme des partenaires fiables. Et nous 
sommes consideres comme des partenaires clairs, transpa­
rents, qui ouvrent leur porte, qui disent ce qu'ils font, qui con­
trölent aussi la situation. 
Permettez-moi encore de dire cela: on nous demande de pre­
ciser que nous ne sommes pas des proselytes de la liberali­
sation dans ce domaine. C'est evident, nous ne le sommes 
pas et nous le disons, et j'ai utilise la tribune a New York aussi 
pour le dire. Nous ne sommes pas non plus resignes devant 
le probleme de la drogue; au contraire, nous croyons qu'il 
taut l'empoigner et que c'est peut-etre 25 ans d'une certaine 
resignation dans notre pays qui a conduit a l'ampleur du pro­
bleme que nous connaissons. 
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Mais nous sommes des modales dans le domaine de la clarte 
du langage et de l'ouverture. Tout le monde peut venir nous 
volr. Au mors de juillet, j'aurai la joie, et j'aurai peut-etre un 
peu le coeur qui passera avant, d'accueillir dans notre pays 
le general McCaffrey responsable de la politique americaine 
en matiere de toxicomanle et de lui expliquer notre politique. 
II m'a dit: «Je viens pour voir et pour entendre concretement 
ca que vous faites. Cela nous Interesse.» Ce sera, je crols, la 
25e delegation qui viendra en Suisse. Elle viendra d'un pays 
qui, dans ce domaine et pas seulement dans celui-ci, jouit 
d'une certaine influence internationale, si l'on peut dire. 
Donc, ce qu'on nous reconnaTt, c'est cette volonte de mettre 
nos experiences negatives (les scenes ouvertes) comme po­
sitives (la prevention, la therapie) a la disposition de la com­
munaute internationale. C'est pourquoi nous attendons aussi 
avec beaucoup d'interet les resultats des etudes de l'OMS 
qui devraient nous arriver a la fln de l'annee ou au debut de 
l'annee prochalne. 
Voila ce qu'il en est sur le plan international. Le climat, que 
ce soit en Europa ou sur le plan international, va de plus en 
plus vers une analyse tres lucide et, Justement la aussi, la fin 
de cette guerre de religion se dessine. 
J'en viens ä notre proposition - dont M. Ghodse disait: « Mais 
c'est normal, c'est le pas logique que Je m'attendais a ce que 
vous fassiez, apres la phase d'etude» - et aux questions po­
sees dans ce domaine par Mme Saudan. Quelle est la base 
juridique de ce que nous avons fait? Pourquoi souhaltons­
nous maintenant avolr une autre base juridique? 
Nous trouvons a l'article 8 alinea 5 de la loi federale sur les 
stupefiants et les substances psychotropes: «Si aucune con­
ventlon internationale ne s'y oppose, l'Office federal de la 
sante publique» - je vous prle de noter - «peut accorder des 
autorisations exceptionnelles en tant que les stupefiants vi­
ses aux alineas 1 er et 3 sont utilises a des fins scientlfiques 
ou de lutte contre les stupefiants ou que les substances vi­
sees a l'alinea 1 er, lettres b etc, sont destinees a une appli­
cation medicale limitee.» L'Office federal de la sante publique 
aurait au la competence, selon la loi, de commencer toute 
l'experimentation en matlere de prescription medlcale d'he­
roine, de morphine et de methadone par voie intraveineuse. 
L'office a eu, et je pense mon predecesseur M. Cotti, con­
seiller federal, aussi, la sagesse de dire: «C'est quelque 
chose qui rlsque d'etre tellement discute, c'est quelque 
chose de tellement novateur, qu'il nous taut pouvoir avolr une 
responsabilite assumee sur le plan politique par le Conseil fe­
deral.» Et nous voulons aussi - et la, peut-etre, c'etait moins 
la volonte de mon predecesseur que de moi-meme, lui ayant 
commence avec un nombre tres limite d'essais de prescrip­
tion -, donc j'ai souhaite que ce nombre soit plus large pour 
que les rasultats scientifiques soient mieux fondes. Je consi­
darais aussi que, de toute fa9on, meme si c'est suppletif, l'ex­
pression «applicatlon madicale limitee» necessitait aussi 
qu'on le fasse a un niveau superieur. 
Le Conseil federal a donc repris sa delegation de pouvoir qul 
figure dans la lol et a dit: «Non, nous allons le faire par ordon­
nance du Conseil federal.» C'est cette fameuse ordonnance 
du 21 octobre 1992 sur l'evaluation de projets visant a preve­
nir la toxicomanie et a ameliorer les conditlons de vie des 
toxicomanes, qui a permis au Conseil federal de decider en 
lleu et place de !'Office federal de la sante publlque. J'en suis 
tres heureuse, et je crois qu'il fallait qu'il y alt une responsa­
bilite polltique qui füt ainsi assumee. Vous connalssez les 
projets, vous connaissez les resultats, vous savez qu'ils se­
ront encore cornpletes par une appreciation de l'OMS sur no­
tre evaluation. Voila ou nous en sommes aujourd'hui. 
Nous avons, d'un cOte, encore un certain nombre de ques­
tions scientifiques, certainement, a eclairer. Mais nous consi­
derons que nous en savons assez pour dire qu'etant donne 
les indications qui avaient ete retenues pour les essais, nous 
devons pouvolr reconnaTtre cette prescription comme une 
therapie, theraple de deuxleme cholx, mais therapie quand 
meme. Or la, la base de l'ordonnance est trop etroite. Car si 
nous voulons passer, comme Je l'ai dit tout a l'heure, a quei­
que chose qui est quand meme plus qu'une application me­
dicale limltee dans le sens le plus restrlctif du terme - bien 

sar qu'on raste dans des limitations, mais dans le sens res­
trictif qu'on a voulu donner a cet article 6 et qu'on veut donner 
dans d'autres cas d'experimentation ou d'application medi­
cale -, il valalt mieux donner une base legale propre - propre 
dans le sens qu'elle soft applicable a ces traitements, perti­
nente pour ces traitements-la. C'est cela que nous vous pro­
posons. 
II est clair que la competence reste. L'offlce conceme conti­
nue a accorder des autorisations exceptionnelles a des fins 
de recherche, a des fins de lutte contre les stupefiants, et 
pourrait, dans d'autres cas, envisager - je le dis en termes 
d'analyse legale, non pas en termes d'intention - des appli­
cations medicales limitees. 
Pour ne citer qu'un exemple mais, encore une fols, cela n'est 
pas du tout dans nos Intentions actuellement - vous savez 
que sur le plan international, on discute par exemple de sa­
voir si les substances actives du haschisch peuvent avoir un 
rOle dans le traitement des nausees de personnes atteintes 
de cancer, ou a des stades extr&mement graves de sida. 
Dans d'autres pays, en Californie, je crois, on fait des essais 
therapeutiques qui n'ont rien a voir avec la toxicomanie, mais 
avec les possibilltes d'utlllser ces substances. C'est la peut­
etre que je vous ai envoye une petite pique tout a l'heure, 
Monsieur Rochat. La notion de «poison» telle qu'elle etalt 
prevue dans le serment d'Hippocrate et la subtilite avec la­
quelle un medicament est therapeutique dans certains cas, 
poison dans l'autre, fait que l'expression de «en marge du 
serment d'Hippocrate» m'a paru quand meme un tout petit 
peu provocante. 
Nous aimerions donc vous soumettre cette base legale et 
nous sommes rejouis de voir que vous nous suivez dans 
cette voie et que vous etes prets aussi a nous donner cette 
base. Je crois que cela est clair. Nous n'interpretons pas le 
resultat du vote sur !'initiative populaire «Jeunesse sans dro­
gue» comme un «Freipass», un blanc-seing, certainement 
pas. Mais il est clair aussi que le theme des therapies ap­
puyees sur des prescriptions de stupefiants a ete aussl au 
centre de cette dlscussion. On peut donc dire aujourd'hul 
qu'avec toute la prudence necessaire, la precaution utile, l'on 
peut passer a cette base legale. Elle est necessalre, alle est 
plus claire que de continuer a agir par voie d'ordonnance. 
Mme Saudan parle du financement a venir. Un des avanta­
ges de le considerer dans certains cas comme une formule 
de traitement allege aussi le co0t. Le co0t a ete gonfle de fa-
9on tres importante, de l'ordre de 20 pour cent au moins si­
non davantage par les exigences de la recherche. 
Si vous aviez vu les questionnaires a remplir et le travail 
d'evaluatlon de ces questlonnaires, vous vous rendriez 
compte que c'est beaucoup plus qu'une theraple qul a ete 
falte dans les 18 projets en questlon. II y aura donc un alle­
gement progressif, puisqu'il y a encore certains elements de 
recherche qui nous paraissent absolument necessaires. 
II est difficile de repondre a la question relative aux assuran­
ces-maladie, parce qu'il n'y a pas eu dans tous les projets le 
meme modele. Mais II est normal que tout ce qui concerne 
des therapies, des prises en charge par le medecin, les con­
trOles des medecins, etc. releve deja maintenant des assu­
rances-maladie. La questlon au fond ouverte est celle de sa­
voir si, dans une therapie normale, l'achat de la substance 
elle-meme peut etre, comme n'importe quel medicament, im­
pute aux assurances-maladie. Cette question est prematuree 
aujourd'hui parce que de toute fa9on le dossier necessalre 
pour que cette decision pulsse etre prise n'est pas encore 
constitue et demande a peu pres deux ans pour pouvoir reel­
lement l'etre. Et ce sont les autorites competentes, comme 
alles le sont pour la morphine et pour d'autres substances, 
qul devront prendre ces decisions. 
Mais il nous appartient - et la se combinent notre responsa­
bilite envers les patients et cette question-la -, II nous appar­
tient maintenant de volr de fac;on systematique toutes les 
questions d'effets secondaires sur des populations ou dans 
des situatlons que nous n'avons pas specialement examl­
nees avant. II est clair que l'on ne pourrait pas a terme conti­
nuer surcette voie si l'on decouvrait encore, dans des domai­
nes insoupyonnes, des effets secondaires negatifs. Les deux 
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choses vont de pair et, sur ce plan-ia, je crois que nous de­
vrons continuer, et nous voulons d'ailleurs continuer par le fi­
nancement mixte qui a ete celui des essais, avec des possi­
bilites d'evolution au cours des annees a venir. J'espere que 
cette reponse vous suffit a ce stade. 
Pourquoi avons-nous exclu les medecins de famille? Nous 
les avons exclus parce que nous voulons contröler la situa• 
tion de A a Z. Nous voulons savoir Oll passe chaque gramme 
ou chaque milligramme de la substance dangereuse avec la• 
quelle nous travaillons. Et nous pensons tout simplement que 
plus les petits ruisseaux se multiplient, plus nous risquons de 
perdre le contröle. C'est la raison principale pour laquelle 
nous avons pris cette decision. 
Je dirais qu'une autre raison, c'est aussi que je ne souhaite 
en aucun cas qu'il y alt une evolution, dans certains traite­
ments a Ja methadone qui m'lnquietent un peu, qui consiste­
rait a considerer qu'on a trouve une solution de facilite et 
qu'on s'y tient. J'ai l'impression que certains medecins pour­
raient etre plus facilement sollicites par leurs patients a pour­
sulvre une therapie de ce genre-la que ne le seraient les ins­
titutions en question. Sur ce plan, Je tiens a dire que nous 
sommes non seulement a cent pour cent pour, mais que 
nous trouvons extremement judicieux que l'idee du contröle 
periodique de l'evolution des therapies soit retenue. C'est 
aussi plus faclle a faire dans un cadre institutionnel. Mais, 
c'est un choix oll nous avons effectivement du passer par­
dessus la demande d'un certain nombre de gens extreme­
ment competents qui souhaitaient pouvoir aussi pratiquer 
ces therapies en cabinet, arguant d'ailleurs de leurs excellen­
tes relations de confiance avec les patients dans ce domalne. 
II me suffit maintenant, si je ne me trompe pas, de dire une 
fois encore quelles sont les raisons pour lesquelles nous 
vous avons propose l'urgence au chiffre II alinea 2, et com­
ment je reagirai au moment de l'examen de detail de la pro­
position de la commission. 
Nous avons propose l'urgence pour deux raisons. 
1. II y a une urgence therapeutique, comme l'a si bien dit 
M. Marty. Nous ne voulons en aucun cas interrompre un trai­
tement ou faire semblant de continuer des recherches, alors 
que pour certains de ces patlents, il ne s'agit vralment plus 
que de traitement. Je suis persuadee que vous nous aiderez 
de toutes fa<;ons a ce qu'il n'y ait pas d'interruption et que les 
cantons interesses puissent aussi presenter de nouvelles 
institutions - ce ne seront plus des projets de recherche. 
2. Nous sommes encore sur un terrain mouvant, et l'urgence 
va de pair avec la limitation dans le temps de cette regtemen­
tation et donc, avec un certain rendez-vous qu'on se donne 
pour reexaminer la chose. Votre commission, au stade ac­
tuel, prefere se passer de l'urgence et se passer de la llmita­
tion dans le temps, c'est-a-dire faire ici une reglementation 
definitive. Je crois qu'il est plus sage de dire que dans ce do­
maine, on avance prudemment, avec precaution, et qu'on se 
donne des rendez-vous periodiques pour examiner la situa­
tion. Cela fait partie de ce projet du Conseil federal. 
Je crois comprendre que la commission est toute prete a re­
venir sur cette question apres le debat au Conseil national qui 
devrait suivre le present debat: donc, la decision de renoncer 
a l'urgence est une decision provisoire. Dans ce sens-la, je 
dis: «d'accord, voyons ce qu'il en sera plus tard, mais veillons 
a ce qu'il n'y alt pas d'interruption, veillons a ne pas etrangler 
des instltutions en train de se creer peut-etre dans l'attente 
de cette possibilite, et veillons aussi peut-etre a savoir si ce 
que nous voulons est une reglementation definitive ou provi­
soire.» 
Je reviendrai dans l'examen de detail, peut-etre, sur le sou­
tlen que nous apportons dans tous les domaines a la majorite 
de la commission, avec ce soutlen encore tres provisoire 
concemant le chiffre II. Et j'expliquerai a ce moment-la pour­
quoi la proposition de la minorite, a l'article 8 alinea 6, est un 
exces de prudence, et un de ces exces de prudence ou l'on 
s'enleve peut-etre des moyens, inutilement, d'agir au cours 
des prochaines annees si le besoin s'en faisait sentir. 
II me reste a vous remercier de ce moment nouveau de con­
sensus que nous avons realise et de penser aux patients qui 
se räjouissent avec moi, certainement, de cette volonte the-
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rapeutlque et de cette sagesse dont le peuple suisse fait 
preuve. L'entree en matiere n'est pas contestee, alors allons­
y, Monsieur le Vice-President! 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesbeschluss über die ärztllche Verschreibung 
von Heroin 
Arr6te federal sur la prescrlptlon medlcale d'heroine 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zlff. l Elnleltung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 8 Abs. 6-8 
Antrag der Kommission 
Abs. 6 
Mehrheit 
.... Buchstabe b ausschllesslich an Institutionen, die auf die 
Behandlung von Drogenabhängigen spezialisiert sind, Aus­
nahmebewilligungen erteilen. 
Minderheit 
(Rochat, Brändll, Delalay, Schmid Carlo) 
Das Bundesamt für Gesundheit kann im weiteren für die Ein­
fuhr und das Inverkehrbringen von Stoffen nach Absatz 1 
Buchstabe b ausschliesslich an Institutionen, die auf die Be­
handlung von Drogenabhängigen spezialisiert sind, Ausnah­
mebewilligungen erteilen. 

Abs. 7 
.... angewendet, werden, die: 
a. mindestens 18 Jahre alt sind; 
b. seit mindestens zwei Jahren heroinabhängig sind; 
c. mindestens zwei Behandlungsversuche mit einer anderen 
anerkannten ambulanten oder stationären Behandlungsme­
thode abgebrochen haben oder deren Gesundheitszustand 
andere Behandlungsformen nicht zulässt; und die 
d. Defizite im medizinischen, psychologischen und/oder so­
zialen Bereich aufweisen, die auf den Drogenkonsum zu­
rückzuführen sind. 
Abs.8 
Der Bundesrat legt die periodische Überprüfung der Thera­
pieverläufe fest, namentlich auch im Hinblick auf das Ziel der 
Drogenabstinenz. 

Art. 8 al. 6-8 
Proposition de Ja commission 
Al. 6 
Majorite 
.... lettre b, a disposition exclusive d'institutions speclallsees 
dans le traitement de personnes toxicodependantes. 
Minorite 
(Rochat, Brändli, Delalay, Schmid Carlo) 
.... des autorisations exceptionnelles pour l'importation et la 
mise dans le commerce des substances visäes a l'alinea 1 er, 
lettre b, a disposition exclusive d'institutions specialisees 
dans le traitement de personnes toxicodependantes. 

Al. 7 
Le Conseil federal fixe les conditions pour le traitement des 
personnes concemees au moyen de substances selon l'all­
nea 1 er lettre b. II veille a ce que ces substances ne soient 
utilisees qu'aux conditions suivantes: 
a. äges de 18 ans au moins; 
b. heroinomanes depuis au moins deux ans; 
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c. qul ont interrompu au moins deux essais de traitement au 
moyen d'une autre methode reconnue (soit ambulatoires, 
soit en milieu hospitalier) ou dont l'etat de sante ne permet 
pas d'autres traltements; et 
d. qui presentent des deficiences dues a la consommation de 
stupefiants dans las domaines medical, psychologique ou 
social. 
Al. 8 
Le Conseil federal fixe le contröle periodique de l'evolution 
des therapies, notamment sous rangle de l'objectif de l'abs­
tinence. 

Abs. 6-AI. 6 

Forster Erika (R, SG), Berichterstatterin: Sie gestatten, dass 
ich vorerst Artikel 8 Absatz 6 begründe, weil hier eine Mehr• 
heit einer Minderheit gegenübersteht, und erst nachher Ab­
satz 7. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass das Inverkehrbringen von 
Stoffen nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b BetmG aus­
schliesslich "Diazetylmorphin und seine Salze» erwähnt. Der 
Gesetzgeber soll mit den Absätzen 6 und 7 von Artikel 8 dem 
Bundesamt für Gesundheit ausdrücklich die Kompetenz er­
teilen, die medizinische Anwendung von Heroin zur Behand­
lung Drogenabhängiger zu ermöglichen. Dies unter den er­
forschten engen Rahmenbedingungen und den Vorausset­
zungen, wie sie in Absatz 7 geregelt sind. Heroin bleibt als 
abhängigkeitserregender Stoff ausserhaib dieser Ausnahme 
weiterhin ein verbotenes Betäubungsmittel. 
Die Mehrheit der Kommission - ich verweise Sie auf die 
Fahne - möchte in Übereinstimmung mit dem Entwurf des 
Bundesrates eine Ausnahmebewilligung erteilen für den An• 
bau, die Herstellung, die Einfuhr und das Inverkehrbringen 
von Stoffen. Die Minderheit möchte dagegen lediglich die 
Einfuhr und das Inverkehrbringen gestatten. Die Differenz 
zwischen Mehrheit und Minderheit besteht also darin, dass 
die Mehrheit den Anbau und die Herstellung gestatten will 
und die Minderheit eben nicht. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass die Aufnahme der Mög­
lichkeit von Herstellung und Anbau eine vorsorgliche Mass­
nahme ist. Es ist nicht vorgesehen, dass in der Schweiz be­
reits heute Anbau und Herstellung stattfinden sollen. Das Ge­
setz soll aber die Möglichkeit enthalten, im Falle von Liefer­
schwierigkeiten tätig zu werden. 
Im Zusammenhang mit der Heroinabgabe stellt sich insbe­
sondere die Fragen der Kohärenz und der Konsequenz. 
Wenn wir die Bewllllgung nur für Einfuhr und Inverkehrbrin­
gen erteilen, müssen wir uns allen Ernstes die Frage gefallen 
lassen, warum wir zwar unter bestimmten Voraussetzungen 
Heroin an Drogenabhängige abgeben lassen und die Einfuhr 
und das Inverkehrbringen der Substanzen gestatten, den An­
bau und die Herstellung aber verbieten, gewissermassen 
nach dem Motto: «Die anderen Länder sollen sich die Hände 
schmutzig machen; Hauptsache, wir halten unsere Weste 
sauber.» 
Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zur weltweiten Kon­
trolle über den Markt der bestehenden Substanzen sowie 
über deren Herstellung: Es ist wichtig zu wissen, dass es für 
Diazetylmorphin, d. h. Heroin, keinen freien Markt gibt. Es 
besteht eine Deklarationspflicht der Hersteller gegenüber 
dem International Narcotics Control Board in Wien, welches 
ein Kontrollorgan der Uno ist. Die Länder sind verpflichtet zu 
deklarieren, was sie produzieren und zu welchem Zweck. 
Auch Verschiebungen zwischen den Staaten brauchen eine 
Bewilligung der internationalen Kontrollbehörde. Die Schweiz 
muss demzufolge für jeden Import der Substanzen eine neue 
Bewilligung einholen. Die notwendigen Kontrollsysteme zur 
Verhinderung eines freien Marktes für Diazetylmorphin sind 
somit gegeben. 
Noch einige Worte zur Herstellung: Heute werden Stoffe im 
Ausland eingekauft, auf ihre Qualität kontrolliert, anschlies­
send sterilisiert und verpackt. Nur so kann sichergestellt wer­
den, dass einwandfreie Ware in den Verkehr gebracht wird. 
Juristisch stellt sich die Frage, ob das Sterilisieren und Ver­
edeln eines Produkts bereits zum Herstellungsprozess ge-

hört. Deshalb sollte die Herstellung in der Schweiz ermöglicht 
werden. 
Die Kommission - damit meine ich sowohl Minderheit als 
auch Mehrheit - ist ferner der Meinung, dass Ausnahmebe­
willigungen nur an Institutionen erteilt werden sollen, die auf 
die Behandlung drogenabhängiger Menschen spezialisiert 
sind. Dabei möchte ich mit Nachdruck festhalten, dass nach 
Auffassung der Kommission unter dem Ausdruck «Institutio­
nen» sowohl Polikliniken als auch ärztliche Dienste in den 
Gefängnissen zu subsumieren sind. Es wird auch in den Ge­
fängnissen sichergestellt, dass nur Fachleute, die über ent­
sprechende Erfahrungen und Kenntnisse verfügen, Heroin 
verschreiben können. Zudem ist, wie anderswo auch, die He­
roinabgabe in Gefängnissen an Voraussetzungen gebunden 
und wird sozusagen als letzte Behandlungsmöglichkeit in Be­
tracht gezogen. Mit der Heroinabgabe soll verhindert werden, 
dass sich abhängige Menschen in den Gefängnissen auf 
dem Markt illegal Drogen beschaffen müssen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, sich der Mehrheit anzuschlles­
sen. Die Kommission hat mit 6 zu 5 Stimmen entschieden. 

Rochat Eric (L, VD): La minorite de la commission vous pro­
pose de modifier sur deux points l'article 8 alinea 6 du projet 
du Conseil federal: d'une part, et c'est l'avis de la minorite, en 
limitant las possibilites d'autorisations exceptionnelles a l'im­
portation et a la mise dans le commerce des substances vi­
sees; d'autre part, et c'est l'avis de la majorite de la commis­
sion qua vient deja d'exprimer Mme Forster, en reservant 
l'exclusivite de ces autorisations exceptionnelles aux seules 
institutions specialisees dans le traitement des personnes 
dependantes. 
Vous me permettrez donc, Monsieur le Vice-President, de 
defendre successivement l'avis de la minorite et celui de la 
majorite de la commission, ce qui n'est pas frequent. 
Comme je l'ai dit dans l'entree en matiere, nous ne voyons 
pas l'interet qu'il y a a pouvoir autoriser en Suisse la culture 
du pavot et la tabrication de l'heroine. On nous dira qu'il s'aglt 
d'assurer l'approvisionnement regulier, de se mettre a l'abri 
de mesures internationales restrictives eventuelles. On nous 
a dit aussi qua toutes ces autorisations exceptionnelles 
etaient strictement contr0lees, ce qua nous croyons volon­
tiers, et devaient etre obligatoirement annoncees et enregis­
trees aupres de !'Organe international de contr0le des stupe­
fiants. Mais le probleme n'est pas dans le contröle, il est dans 
la possibilite legale de cultiver le pavot et de produire l'he­
roine sous certaines conditlons. L'heroine est une drogue 
dangereusement attractive, et par les effets qu'elle prodult et 
par las benefices qu'elle rapporte. Nous avons la chance, en 
Suisse, d'en avoir fait une substance prohibee depuis de 
nombreuses annees. Nous vous proposons aujourd'hui 
d'autoriser, sous certaines conditions, son importation et sa 
mise dans le commerce. N'allons pas, je vous en prie, jusqu'a 
creer les condltions pour une production nationale autorisee 
d'heroine, tut-eile en quantite tres limitee. Le falt de ne pas 
disposer de cette substance en Suisse represente un handi­
cap mineur, represente finalement une certaine garantie of­
ferte aux organisations internationales. 
Mme Forster vient de poser la question de savoir si la sterili­
sation de la substance pouvait etre comprise comme falsant 
partie ou non de la fabrication. Je crois qu'il s'agit la du con­
ditionnement, il ne s'aglt pas de la fabrication, et le condition­
nement n'est pas, evidemment, sous interdit, puisque la com­
mercialisation est autorisee. 
MM. Brändli, Delalay, Schmid et moi-meme vous recomman­
dons de preferer la version de la minorite pour ces raisons. 
La fin de la phrase de l'alinea 6 a ete adoptee par la majorite 
de notre commission, et je ne peux bien entendu qua vous in­
viter a l'accepteren votant la proposition de la minorite, qul la 
contient integralement. 
La majorite de votre commission propose de limiter de fac;on 
exclusive le champ possible d'octroi des autorisatlons aux 
seules institutions specialisees dans le traitement des per­
sonnes toxicodependantes. Le Conseil federal etait moins 
restrictif, proposant les institutions appropriees, notamment 
las policliniques et las services medicaux d'etablissements 

Bulletin officlel de l'Assembl~ f<§dllrale 



' 24.Juni1998 s 787 Ärztliche Verschreibung von Heroin 

penitentiaires. Si nous tenons a affirmer cette specialisatlon, 
c'est que nous sommes conscients du risque que l'heroTne, 
tout comme la methadone aujourd'hui, ne soit prescrite un 
jour sans contröle rigoureux. La formulation du Conseil fede­
ral est a ce titre trop ouverte et n'insiste pas assez sur Ja spe­
cialisatlon qu'il taut exiger de tous ceux qui prennent en 
charge de tels programmes. L'experimentation n'est pas ter­
minee a ce jour. Elle exige, pour rester sclentiflque, des grou­
pes de patients a traiter selon de memes criteres, des grou­
pes a comparer entre eux aussl. En dehors d'institutions dis­
posant des competences speciflques dans la prise en charge 
d'heroTnomanes, nous n'aurons nl les groupes de reference 
suffisants ni l'experience adequate. Nous courons, en revan­
che, Je risque de voir s'instaurer une prescriptlon d'heroine 
moins severe, par manque des moyens de pression neces­
saires a exercer sur Je beneficiaire. 
Nous nous sommes pose le probleme des prisons. II est par­
ticulierement lmportant d'imposer aux services medicaux des 
prisons des medecins specialement formes dans le domaine 
de Ja toxicomanie, tant Je probleme est aigu dans ces milieux­
la. La, plus qu'ailleurs, existe un risque d'une remise d'he· 
roine en dehors d'un pro]et therapeutique, et nous devons 
l'eviter. 
Je vous recommande donc d'adopter la proposition de Ja mi­
norite qui dlt, en fin de l'allnea 6, «a disposition exclusive 
d'lnstltutlons speclalisees dans le traitement de personnes 
toxicodependantes». Je vous recommande de fait, parce qua 
sa version comprend tous les elements necessaires, devoter 
l'alinea 6 en question selon la proposition de mlnorite. 

DreHuss Auth, conseHlere federale: J'ai eu l'impression, a un 
moment donne, d'entendre une argumentatlon de mlnorite et 
une argumentatlon de ma]orite pour Ja meme phrase. II m'ap­
partient donc de faire toute Ja clarte dans l'interpretation de 
cette phrase. 
1. Son contenu est identique au pro]et du Conseil federal. 
Elle correspond donc en tout polnt aussi a ce qui est men­
tionne dans le message a l'appui du pro]et. Les termes «ap­
propriees» ou «specialisees» sont a considerer comme iden­
tlques. La commlssion a cholsl le terme «speclalisees», je 
m'y rallie tres volontiers. U n'y a aucune nuance dans ce 
sens-la, ni aucun danger, ni aucune volonte du Conseil fede­
ral de faire autre chose. Je remercie Mme Forster, rappor­
teure de Ja commlsslon, d'avoir blen precise que de bitter 
l'expression «notamment des policlinlques et des servlces 
medlcaux d'etablissements penltentialres» etait un allege­
ment et une clarificatlon du texte et que cela n'introduisait 
aucune modification par rapport aux Intentions du Conseil fe­
deral. 
2. En ce qui conceme la question de savoir si nous voulons 
pouvoir donner des autorisations exceptionnelles pour la cul­
ture et la fabrication, je reprends d'abord l'explication donnee 
par M. Aochat. Oui, la culture et la fabrication sont egalement 
soumises a un contröle international, comme l'importation. II 
n'y a donc pas de difference de nature quant a la securite que 
l'on donne a cette exception, que l'on soutienne la proposi­
tion de majorite ou de minorlte. 
II ne s'agit pas d'introduire la production de pavot en Suisse, 
peut-etre le ferons-nous un jour au titre de la politique agri­
cole, mais ce n'est pas de mon ressort et je ne soutiendrai 
pas un tel projet. Plaisanterie mlse a part, comme pour l'im­
portatlon et la mise dans le commerce, il ne s'agit chaque fois 
que de substances aux fins de permettre exclusivement le 
traitement de personnes dependantes des stupefiants dans 
des institutlons specialisees, etc. II ne s'agit donc que de pro­
duire les grammes qu'il faut pour proceder a ces traitements 
et rien de plus. 
Pourquoi est-ce que nous prevoyons cela? 
Mme Forster l'a bien dit, il s'agit dans ce cas que de l'heroTne. 
L'exception est limitee a ces cas. Nous avons pense qu'elle 
pouvait porter sur les quatre domaines d'interdiction. Nous 
pensons que cela est utile, non pas parce que nous crai­
gnons une politlque restrictive internationale. Le Jour oü l'or• 
ganisation internationale competente nous interdirait d'utili­
ser l'heroine, nous ne pourrions plus le faire, c'est clair, nous 
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sommes lies par nos engagements intemationaux. II ne s'agit 
donc pas de prevenir le renversement de la tendance que je 
viens de vous indiquer comme ayant ete Je haut fait de la con­
ference de New York. Non, il s'agit d'eviter que nous deve­
nions l'otage de changements politiques dans un pays expor­
tateur. A propos de ces pays exportateurs, vous aviez l'air de 
dire qu'on allait rejoindre le Triangle d'or, mais non, ce peu• 
vent etre l'Australie, la Grande-Bretagne, la France. Ce sont 
des pays comme Je notre, qui ont un contröle de la situation 
et une industrie pharmaceutique qui peuvent nous permettre 
d'importer une marchandise d'un excellent niveau de secu­
rite. Ces pays sont toutefois a la merci d'un debat politique 
national, nous l'avons deja vecu une fois avec la France ou 
les autorites fran9aises nous disaient: «Ce que vous faites 
est tres raisonnable, mais on est en train d'en discuter chez 
nous et on aurait un peu de peine a dire que la France ex­
porte vers la Suisse.» D'accord, vous voulez qu'on soit de­
pendant ainsi, je dirais, des aleas des debats politiques dans 
d'autres pays. Or, la souverainete implique que nous puis• 
sions ne pas etre soumis a de tels aleas. 
Je termine par une anecdote en forme de rappel hlstorique. 
J'ai cite la France, qui est un grand producteur de morphine 
et incidemment d'heroine. Pourquoi? Parce qua le generai 
de Gaulle, a la fin de la Deuxieme Guerre mondiale, une fois 
arrive au pouvoir en Francs, avait une haute Idee de la sou­
verainete de son pays. II disait qu'II voulait ltre autarcique 
dans le domaine des analgesiques et dans celui, tellement 
delicat, des stupefiants dont il pouvait avoir besoin. Pour­
quoi? Parce qu'a l'epoque la France etalt torturee par Je pro­
bleme du retour des fonctlonnaires fran<;als des colonies qui 
revenaient avec une haute prevalence de toxicomanie, en 
particulier d'opiomanie. Le general de Gaulle voulait a ce mo­
ment-la avoir tout en main pour pouvoir aborder ce type de 
probleme. 
Alors, au nom de la souverainete de notre pays, non pas pour 
violer des engagements intemationaux que nous avons a 
coeur de tenir, mais pour remplir un mandat therapeutlque 
qui est le nötre, je vous prie de soutenir la proposition de la 
majorite de la commission a l'artlcle 8 alinea 6 de la loi fede­
rale sur les stupefiants. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 7, 8-AI. 7, 8 

20 Stimmen 
15 Stimmen 

Forater Erika (A, SG), Berichterstatterin: Ich kann mich hier 
kurz fassen; ich habe den Antrag bereits in meinem Eintre­
tensvotum ausführlich begründet. In Artikel .8 Absatz 7 wer­
den die Voraussetzungen für eine Behandlung drogenabhän­
giger Menschen geregelt. Die Kommission war der Auffas­
sung, dass die strikten Vorgaben, wie sie in der Botschaft 
aufgeführt sind, auch ins Gesetz aufzunehmen sind. Mit der 
ausdrücklichen Erwähnung der Bedingungen treten wir den 
Kritikern entgegen, die behaupten, dass man mit diesem Ge­
setz gewissermassen die Katze im Sack kaufe. Die Bedin­
gungen sind auf Seite 2 der Fahne genannt, nämlich u. a.: die 
mindestens zweijährige Heroinabhängigkeit, die Bedingung, 
dass mindestens zwei abgebrochene Behandlungsversuche 
mit einer anderen anerkannten ambulanten oder stationären 
Behandlungsmethode vorliegen müssen und dass Defizite 
im medizinischen, psychologischen und/oder sozialen Be­
reich aufzuweisen sind. 
Ich bitte Sie, dem Antrag ebenfalls zuzustimmen. 
Noch kurz zu Absatz 8 dieses Artikels: «Der Bundesrat legt 
die periodische Überprüfung der Therapieverläufe fest, na­
mentlich auch im Hinblick auf das Ziel der Drogenabstinenz.» 
Damit wird klar, dass das Ziel der Drogenabstinenz auch in 
bezug auf die heroingestützte Behandlung gegeben ist. 
Ich bitte Sie auch hier zuzustimmen. 

Drelfuss Auth, conseillere federale: Je crois qu'on a trouve 
une belle solution, en particuller avec l'alinea 8 qui me parait 
tres important pour qu'il y alt regulierement l'examen de la si-



AO 
788 

tuation du patient, de fa~n a ce qu'on puisse voir si on passe 
a un type de contrat therapeutique plus ambitleux. C'est alnsi 
que je le comprends et que je le souhaite dans l'ensemble 
des therapies. 
En ce qui conceme les conditions de l'alinea 7 lettres a a d, 
nous ne voyons aucun lnconvenient a ce qu'elles soient lns­
crites dans la lol. J'aimerais souligner que nous avons !'Inten­
tion de les appliquer avec une grande rigueur, que dans la 
pratique, les essais ont montre que les conditions fixees par 
le Conseil federal sont des conditions vraiment minimales et 
que dans la plupart des cas pour lesquels nous envisageons 
ce type de traitement, ces conditions seront tres largement 
depassees. Je remercie la commission qui a tenu a ce qu'on 
mentionne ces conditions minimales dans la loi. Cela nous 
donne la possibilite de tenir compte de certains cas particu­
liers. Mais en regle generale, vous savez que les personnes 
que nous avons pu toucher gräce a ces traitements etaient 
nettement plus ägees, avec des «carrieres» de toxicomanie 
beaucoup plus longues et des histoires d'echecs beaucoup 
plus dramatiques que cela. 
Encore une fois, je remercie la commission d'avoir conflrme 
les criteres minimums du Conseil federal. 

Angenommen -Adopte 

Art. 8a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
Abs.8 
Streichen 

Ch. II 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
Le Conseil federal fixe la date d'entree en vigueur. 
Al. 3 
Bitter 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2, 8-AI. 2, 8 

Präsident: Die Berichterstatterin hat bereits erwähnt, dass 
wir nicht über Dringlichkeit befinden werden. 

Verschoben - Renvoye 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

28 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

E 24 juin 1998 
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Zehnte Sitzung - Dlxieme seance 

Donnerstag, 1. Oktober 1998 
Jeudl 1er octobre 1998 

08.00h 

Vorsitz - Presldence: Leuenberger Ernst (S, SO) 

98.015 

Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescriptlon medicale d'heroine. 
Arrete federal 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 18. Februar 1998 
(BBI 1998 1607) 
Message et projet d'am!te du 18 fevrier 1998 
(FF 1998 1321) 
Baschluss des Ständerates vom 24. Juni 1998 
Declsion du Conseil des Etats du 24 Juin 1998 
Kategorie III, Art. 68 GRN - Ca~orie III, art. 68 RCN 

Ordnungsantrag Sandoz Suzette 
Der Bundesbeschluss über die ärztliche Verschreibung von 
Heroin (98.015) ist an die Kommission zurückzuweisen, da­
mit diese vor der Beschlussfassung vom Bericht der 13 
WHO-Experten, der Ende Oktober erscheint, Kenntnis neh­
men kann. 

Motion d'ordre 5andoz Suzette 
L'arrete federal sur la prescrlption d'heroine est renvoye a la 
commission de maniere qu'elle puisse, avant de se pronon­
cer, prendre connaissance du rapport des 13 experts de 
l'OMS qui sera disponible a fin octobre. 

Sandoz Suzette (L, VD): II taut qua nous nous rendions 
compte que, avec la prescription d'heroine, nous parlons 
d'une experlence qui est faite sur des personnes, c'est-a-dire 
sur des etres humains. Pour avoir participe une fois, dans 
mon canton, a une commission d'ethique chargee de decider 
si l'on pouvait ou si l'on ne pouvait pas proceder a une expe­
rience avec des personnes, je sais l'importance accordee 
aux cauteles, aux garanties, aux conditions posees a de tel­
las experiences: il convient d'y etre particullerement attentif, 
et c'est legitime. Lorsque nous avons commence la prescrip­
tion d'heroine, nous avons dlt: «C'est une experience qui doit 
ätre interrompue - alle l'est d'ailleurs depuis une annee - et 
qui ne pourra ätre reprise ou etendue qu'apres qu'une exper­
tise aura ete faite.» Cette expertise a ete falte sur le plan na­
tional, par des personnes dont les rapports ont fait l'objet de 
certaines contestations. 
Mais, etant donne le caractere dangereux et l'interdiction in­
ternationale du produit utilise, l'expertise doit etre faite aussi, 
a la demande de l'OMS, par treize experts qui doivent depo­
ser un rapport. Or, ce rapport, nous ne l'avons pas encore. 
Dans le message, a la page 9, vous voyez que ce rapport de­
vrait ätre depose au debut de l'annee prochaine. Nous ve­
nons d'apprendre de source certaine qua ce rapport est 
acheve, qu'il est a Vienne, qu'il pourra ätre rendu public a la 
fin du mois d'octobre, donc du mois qua nous vivons depuis 
aujourd'hui. 
Or, il ne serait pas serieux, il ne serait pas credlble de decider 
d'une reprise ou d'une extension de cette prescription d'he· 
roine sans avoir pris connaissance de ce rapport. 
C'est la raison pour laquelle nous vous proposons de ren­
voyer l'objet a la commisslon, de maniere que celle-ci puisse 
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se determiner - et nous aussi - apres avoir pris connais­
sance du rapport des treize experts internationaux. Cette de­
mande de renvoi et de decision apres connaissance lmplique 
non seulement notre credibilite, concerne non seulement no­
tre fidelite a des engagements internationaux, mais conceme 
le respect que l'on doit a des personnes qui sont precisement 
l'objet de cette experimentation. 
C'est essentiellement pour ce motif, par respect pour les per­
sonnes, que je vous demande de renvoyer l'objet a la com­
mission pour qu'elle puisse prendre, puis nous ensuite, une 
decision en pleine connaissance du resultat de ce rapport. 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Eigentlich 
handelt es sich beim Antrag Sandoz Suzette um einen Rück­
weisungsantrag und nicht um einen Ordnungsantrag. Ge­
mäss meinen Erkundigungen und Rücksprachen liegt der 
Bericht tatsächlich erst-wie besprochen - im Frühling 1999 
vor. Erst dann ist er für das Publikum zugänglich. Ich habe 
keine anderen Auskünfte erhalten. 
Ich beantrage Ihnen namens des Büros wie auch der Kom­
mission, daran festzuhalten, dass dieses Geschäft heute be­
handelt wird; damit werden nicht Jene benachteiligt, die nichts 
für ihr Schicksal können. 

Präsident: Lassen Sie mich zwei Dinge feststellen: 
1. Es handelt sich um einen Ordnungsantrag zur Tagesord­
nung, und es geht um die Frage: Ist das Geschäft 98.015 
heute zu behandeln, ja oder nein? 
2. Das Büro des Nationalrates hat diese Vorlage aus Termin­
gründen für heute traktandiert. Es beantragt Ihnen, diese 
Vortage heute zu behandeln, d. h., den Ordnungsantrag San­
doz Suzette abzulehnen. 

Gros Jean-Michel (L, GE): Je voudrals modular un peu les 
paroles du president quant a la decision du Bureau. Nous 
n'etions pas, bien entendu, au courant des nouveaux deve­
loppements de ce rapport de l'OMS et, bien s0r, nous 
n'etions pas au courant, a l'epoque, de la proposition de ren­
voi a la commission de Mme Sandoz. Nous avons effective­
ment decide da traiter aujourd'hui cet objet, mais il est evi­
dent qu'il s'agit maintenant d'un fait nouveau. 

Gulsan Yves (R, VD): J'aimerais simplement vous signaler 
que ce rapport a fait l'objet d'un accord entre le Gouverne­
ment suisse, l'OMS et l'Organe international de contröle des 
stupefiants (OICS) de l'ONU. On ne peut donc pas en faire fl 
de cette maniere-la. Ceci est ecrit noir sur blanc dans le rap­
port annuel 1997 de l'OICS. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Sandoz Suzette 
Dagegen 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 

Minderheit 
(Bortoluzzi, Borer, Schenk) 
Eintreten und Rückweisung an den Bundesrat 

58 Stimmen 
85 Stimmen 

mit dem Auftrag, eine unabhängige Expertengruppe, die die 
Ergebnisse der Versuche mit der ärztlichen Verschreibung 
von Betäubungsmitteln beurteilt, einzusetzen. 

Antrag Fehr Hans 
Nichteintreten 

Antrag Waber 
Nichteintreten 

Antrag Keller Rudolf 
Eintreten und Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, dem Parlament detailliert aufzuzeigen und 
zu belegen, wie und wo überhaupt genügend Heroin be­
schafft werden kann, um das vorliegende Drogenkonzept 
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durchzuziehen. Auf einen staatllch geförderten Drogenanbau 
in der Schweiz ist zu verzichten. 

Proposition de Ja commission 
Majorite 
Entrer en matiere 

Mlnorite 
(Bortoluzzi, Borer, Schenk) 
Entrer en matiere et renvoi au Conseil federal 
avec mandat d'instituer un groupe d'experts independant 
charge d'evaluer les resultats des essais de prescription me­
dicale de stupefiants. 

Proposmon Fehr Hans 
Ne pas entrer en matlere 

Proposition Waber 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Keller Rudolf 
Entrer en matiere et renvoi au Conseil federal 
avec mandat de montrer au Parlament en detail et de prou­
ver comment et ou il est possible de se procurer sufflsam­
ment d'heroine pour mener a: bien le programme tel qu'il est 
presente. II doit ätre renonce a la culture de drogues en 
Suisse. 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Ein schwerst­
drogenabhängiger Mann hat in sein Tagebuch geschrieben: 
«Heroin, du hast mir alles gegeben, aber du hast mir auch 
alles genommen ... In der Tat kann mit keinem anderen Satz 
besser ausgedrückt werden, was die Droge Heroin zu bewir­
ken vermag. 
Rund 30 000 Menschen in der Schweiz sind von sogenannt 
harten Drogen wie Heroin und Kokain abhängig. Mindestens 
einem Zehntel dieser Menschen kann die Droge nicht mehr 
weggenommen werden, sie hat ihnen bereits alles genom­
men, die eigene Identität, das Selbstvertrauen, die soziale In­
tegration in Familie und Gesellschaft, die Arbeits- und Be­
rufsfähigkeit, die Gesundheit, schlicht die ganze Menschen­
würde. Viele sind nicht einmal mehr fähig, Hilfe anzunehmen. 
Sie haben sich schon längst aufgegeben. 
Um diese physisch und psychisch verwahrlosten Menschen 
handelt es sich im vorliegenden Bundesbeschluss, der in 
Ausnahmefällen mit strenggefassten Vorschriften und Bedin­
gungen die Abgabe von Heroin ermöglichen soll. Mit der Ab­
lehnung der Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» haben 
Volk und Stände vor genau einem Jahr zum drogenpollti­
schen Konzept des Bundesrates ja 9esagt, das sich auf die 
vier Säulen Prävention, Therapie, Uberlebenshilfe und Re­
pression abstützt. 
Die Therapie beinhaltet auch das ehrgeizige Ziel, all jene 
Schwerstdrogenabhängigen zu erreichen, die durch alle an­
deren therapeutischen und sozialen Netze gefallen sind. Be­
reits 1992 hat der Bundesrat dem wissenschaftlichen Ver­
such mit der ärztlichen Verschreibung von Heroin, Morphin 
und Methadon in einer medizinisch-therapeutischen Einbet­
tung zur psychosozialen Stabilisierung der Patienten und Pa­
tientinnen zugestimmt. Denn längst müssen wir erkennen, 
dass es auch mit allerbesten Methoden im nächsten Jahrtau­
send keine suchtfreie Gesellschaft geben wird. 
1994 wurde der wissenschaftliche Versuch mit Schwerst­
drogenabhängigen für eine begrenzte Zeit gestartet. Er um­
fasste zuletzt 18 Projekte mit 800 Behandlungsplätzen mit 
Verschreibung von Heroin, 100 mit Morphin und 100 mit in­
travenös verabreichtem Methadon. 
1996 wurde diese begrenzte Versuchszeit durch den Bun­
desrat bis Ende 1998 verlängert. Ab dem 30. Juni 1996 konn­
ten aber keine neuen Personen mehr für die Behandlung mit 
Heroin in die Projekte aufgenommen werden, da während 
dieser Versuchsphase die Anzahl der Probanden und Pro­
bandinnen beschränkt blieb. 
Im Sommer 1997 wurden dann Resultate dieser Versuche 
mit der ärztlichen Verschreibung von Betäubungsmitteln ver-

öffentlicht. Die Ergebnisse haben nicht alle unsere damals 
gehegten Erwartungen erfüllt, denn nur rund ein Drittel der 
Probanden sind im Verlauf dieser Therapieform aus dem 
Programm der ärztllch verschriebenen Heroinabgabe ausge­
stiegen und haben eine abstinenzorientierte Behandlung er­
griffen. Offensichtlich benötigen die Loslösung von der Dro­
genszene und der Aufbau der Beziehungen mehr Zeit als er­
wartet. 
Deutlich verbessert hat sich aber der physische und psychi­
sche Gesundheitszustand der behandelten Personen. Keine 
einzige der in diesem Heroinabgabeprogramm stehenden 
Personen ist in der Behandlungsphase gestorben. Man kann 
zu Recht annehmen, dass dank dieser ärztlichen Abgabe 
von sauberem Stoff einer stattlichen Anzahl von drogenkran­
ken Menschen das Leben gerettet werden konnte. Auch hat 
sich bei vielen die Wohn- und Arbeitssituation verbessert. 
Das Delinquenzverhalten und die Beschaffungskriminalität 
sind massiv zurückgegangen, und die Patienten und Patien• 
tinnen selbst wurden weniger Opfer krimineller Handlungen. 
Nicht zu unterschätzen ist der damit einhergehende Rück­
gang der Prostitution dieser ScJ:lwerstdrogenabhängigen und 
damit auch des Risikos der Ubertragung von unheilbaren 
Krankheiten. 
Aufgrund dieser Ergebnisse kamen die Forschungsbeauf­
tragten zum Schluss, dass eine restriktiv gehandhabte Wei­
terführung der heroingestützten Behandlung empfohlen wer­
den kann, und zwar in entsprechend ausgerüsteten und ge­
führten Polikliniken. 
Nachdem nun die Versuche abgeschlossen sind und die Er­
gebnisse vorliegen, drängt sich die Schaffung einer gesetzli­
chen Grundlage für die ärztlich verschriebene Heroinabgabe 
auf. Diese ist - in einem dringlich zu erklärenden Bundesbe­
schluss - der anstehenden Revision des Betäubungsmittel­
gesetzes vorzuziehen, damit die Anzahl der in diese Thera­
pie aufzunehmenden drogenkranken Menschen nicht weiter 
plafoniert bleibt. 
Der Bundesrat hat den Entwurf im Frühjahr 1998 in einer kon­
ferenziellen Anhörung den Kantonen, Parteien und interes­
sierten Organisationen vorgelegt. Die Mehrheit der Befragten 
stand der Empfehlung der Experten zur ärztlichen Verschrei­
bung von Heroin grundsätzlich positiv gegenüber. Alle Bun­
desratsparteien - die SVP mit Vorbehalten - haben den vor­
gezogenen Bundesbeschluss begrüsst. 
In der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit war 
das Eintreten auf die Vorlage unbestritten, nicht zuletzt, weil 
der Ständerat als Erstrat den Bundesbeschluss über die ärzt­
liche Verschreibung von Heroin in der Sommersesslon ein­
stimmig verabschiedet hatte. 
Ihre Kommission hat sich in der Detailberatung nach ange­
regter Diskussion grossmehrheitlich dem bereinigten Entwurf 
des Ständerates angeschlossen. Dieser hat an der bereits für 
die Versuche definierten Zielgruppe der für die ärztliche Ver­
schreibung in Frage kommenden Patienten und Patientinnen 
festgehalten. Es handelt sich namentlich um jene Menschen, 
denen die Droge alles genommen hat, die in ihren Lebens­
umständen und ihrem Verhalten sozial deslntegriert sind und 
die mit bestehenden Angeboten nicht erreicht werden kön­
nen. Es kann sich auch um Heroinabhängige handeln, die in 
einem oralen Methadonprogramm stehen, denen die bishe• 
rige Behandlung aber nicht die zu ihrem Lebensschutz not­
wendige Stabilisierung gebracht hat und die sich durch wie­
derholten Drogenkonsum der Gefahr der Kriminalität ausset­
zen oder bereits kriminell sind. 
Die Kriterien zur Zulassung der ärztlich verschriebenen He­
roinabgabe sind unverändert restriktiv und eng umschrieben; 
die Personen müssen: 
1. das 20. Altersjahr erreicht haben; 
2. seit mindestens zwei Jahren heroinabhängig sein; 
3. mindestens zwei Behandlungsversuche mit einer anderen 
anerkannten, ambulanten oder stationären Entzugsmethode 
abgebrochen haben, oder einen Gesundheitszustand auf­
weisen, der keine andere Behandlungsform mehr zulässt; 
4. im medizinischen, psychologischen und/oder sozialen Be­
reich Defizite aufweisen, die auf den Drogenkonsum zurück­
zuführen sind. 

Bulletin officiel de l'AssemblN fed~rale 



'13 
1. Oktober 1998 N 1953 Ärztliche Verschreibung von Heroin 

Nach Meinung des Ständerates und der nationalrätlichen 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit hat der 
Bundesrat die periodische Überprüfung der Therapieverläufe 
festzulegen, namentlich auch im Hinblick auf das Ziel der 
Drogenabstinenz. 
Ein der Forderung der SVP entsprechender Antrag nach ei­
ner zahlenmässigen Beschränkung der in dieser Therapie er­
fassten Drogenabhängigen wurde in der Kommission nach 
erfolgter Diskussion vom Antragsteller zurückgezogen. Als 
Hauptgrund gegen eine zahlenmässige Beschränkung 
spricht der Grundsatz der verfassungsmässig garantierten 
Gleichbehandlung. Da es sich bei den Drogenabhängigen 
um Kranke handelt, wäre es schlicht unmöglich, den z.B. 
2001. Drogenabhängigen vqn der Behandlung auszuschlies­
sen. Es geht heute um die Uberführung der unbestritten be­
währten Versuche in das ordentliche Gesetz. 
ZU erwähnen ist noch ein weiteres Kriterium zur Zulassung 
zu dieser Therapie: Zu Beginn jeder Heroinverschreibung fin­
det eine ausführliche medizinische und soziale Indikations­
stellung statt. Eine interdisziplinäre Indikationskonferenz er­
stellt eine mehrschichtige Diagnose und entscheidet über die 
Aufnahme ins Programm. 
Aufgrund intensiver und ausführlicher Abklärungen und Ana­
mnesen in den verschiedenen Bereichen wird ein individuel­
ler Behandlungsplan mit überprüfbaren Zielen formuliert. 
Gleichzeitig muss zur Zielerreichung eine umfassende Be­
treuungsstruktur gewährleistet sein, d. h., grundsätzlich 
muss eine professionelle Versorgung in den Bereichen Medi­
zin, psychosoziale Betreuung und Sachhilfe gewährleistet 
sein. Explizit hat der Bundesrat auf eine Ausdehnung der 
ärztlich verschriebenen Heroinabgabe auf weitere als in den 
Versuchen bewährte Verteilstellen verzichtet; namentlich hat 
die Kommission auf den Einbezug der Heroinabgabe durch 
die Hausärzte verzichtet. 
Zu den Kosten: Die Kosten der Projekte von rund 20 000 
Franken pro Patient oder Patientin Im Jahr wurden bis anhin 
auf den Bund, die Kantone, Gemeinden, Krankenkassen und 
abhängigen Personen aufgeteilt. Der Bundesrat rechnet für 
das Jahr 1999 mit einmaligen Grundkosten von 1,5 Millionen 
Franken, je hälftig für die Forschung und die Aufwendungen 
für die Registrierung von Heroin. Dazu kommen die Beiträge 
an die Projekte und die im BAG anfallenden Kosten von total 
2,5 Millionen Franken für 1999 bis 2002. 
Vielleicht muss nebenbei erwähnt werden, dass ein Patient in 
einer heroingestützten Behandlung pro Tag rund 51 Franken 
kostet. Für einen Patienten, der in einer stationären Drogen­
entzugseinrichtung ist, müssen zwischen 200 und 600 Fran­
ken pro Tag bezahlt werden. 
Für Ihre Kommission ist der Erfolg der Versuche mit der ärzt­
lich verschriebenen Heroinabgabe ausgewiesen. Entspre­
chend lautete das Abstimmungsergebnis bei der Gesamtab­
stimmung zu diesem ijundesbeschluss auf 18 zu 1 Stimmen 
bei 2 Enthaltungen. Uber die Dringlichkeit des Bundesbe­
schlusses hat die Kommission noch nicht diskutiert, weil sich 
der Ständerat als Erstrat erst nach unserer Abstimmung zur 
unterstützten Heroinabgabe damit befassen wird. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, auf die Vorlage einzu­
treten. 

Cavalll Franco (S, Tl), rapporteur: II ne s'agit sarement pas 
aujourd'hui de refaire toute la discussion sur la politique de la 
drogue, qui est desormais bien arr{Hee dans notre pays, et 
encore moins tout le debat sur la prescription medicale d'he­
roine. Ce debat-la, nous l'avons deja fait, et d'une faQon tres 
extensive, a plusieurs reprises. Mais, et cela est mE3me plus 
important, le peuple a desormais eu la possibilite de trancher, 
il y a une annee, sur cette question, et il l'a fait d'une faQon 
tout a fait claire lors de la votation populaire du 28 septembre 
1997 sur !'initiative populalre «Jeunesse sans drogue». II se­
rait de ce fait non seulement inutile, mais surtout contraire a 
l'esprit democratique, de vouloir refaire encore une fois le 
mAme debat pour essayer de modifier eventuellement la vo­
lonte populaire. 
II est certes vrai qu'a l'etranger, des gens pensent pourtant 
de cette faQon. Au mois de novembre 1997, etant a Washing-
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ton, j'ai ete invite par l'ambassade suisse a discuter avec des 
membres influents, et mE3me avec le president de la commis­
sion du Congres des Etats-Unis qui s'etait occupee de discu­
ter d'une maniere tres peu objective de la politique suisse de 
la drogue. M~me si depuis longtemps je connais l'arrogance 
de la politique imperialiste americaine, j'ai ete trappe pendant 
cette discussion non seulement par la vaste ignorance en la 
matiere, demontree par mes interlocuteurs qui semblaient 
seulement interesses par le probleme des principes et non 
par les resultats concrets, mals aussi par leur mauvaise foi. 
Plusieurs d'entre eux m'ont dit: «Votre votation du mois de 
septembre demier sur !'initiative populaire 'Jeunesse sans 
drogue' n'a pas eu lieu dans des conditions democratiques. 
Et pour cela, nous ne pensons pas qu'on puisse dire que le 
peuple suisse a tranche. » J'espere que personne dans cette 
salle ne desire soutenir une teile stupidite. 
La deuxieme chose sur laquelle la tres grande majorite de 
notre commission a ete tout de suite d'accord est le fait que 
nous discutons aujourd'hui d'un arrete federai urgent de por­
tee limitee: il sera valable jusqu'a l'entree en vigueur de Ja re­
vislon de la loi sur les stupefiants (LStup) dont nous allons 
entamer sous peu la dlscussion, mais au plus tard jusqu'a la 
fin de l'annee 2004. II s'aglt donc au fond simplement de pas­
ser du regime inaugure par l'ordonnance du Conseil federal 
du 21 octobre 1992 sur l'evaluation de projets visant a preve­
nir la toxicomanie et a ameliorer les condltions de vie des 
toxicomanes (ordonnance PROVE), vers une situation plus 
stable et mleux encadree par un arr~te federal. 
Cette ordonnance regit l'evaluatlon scientifique des mesures 
de prevention en matiere de drogue visant a ameliorer l'etat 
de sante et les conditions de vie des toxicomanes, en vue de 
les reintegrer socialement et de reduire la delinquance liee a 
l'acquisition de drogue. Dans ce cadre-la, on prevoyait des 
essais scientiflques, au total 18 projets. Ces essais scientlfi­
ques ont debute en 1994, et leurs resultats sont maintenant 
connus par tous et ont qeja ete discutes maintes fois. 
Les resultats furent posltlfs, surtout dans le sens que l'etat 
psychique et physique des patients s'est ameliore. La situa­
tion des patients s'est amelioree sur le plan social; la delin­
quance a massivement diminue. A peu pres 20 pour cent du 
total des patients avaient quitte les essais, apres un peu 
moins de deux ans, pour suivre un autre traitement, par 
exemple axe sur l'abstinence ou la methadone. Les patlents 
ont reduit notablement leur consommation de drogues ille­
gales, hormis celle de cannabis. Aucun probleme particulier 
de securite ni aucun deces n'a ete slgnale pendant ces es­
sais. 
Dans ma vie professionnelle et surtout pendant ma periode 
de formation, j'ai ete confronte bien des fois avec des pa­
tlents toxlcomanes. J'ai vecu moi-meme donc le desespoir 
vis-a-vis des resultats presque nuls de maints essais thera­
peutiques. C'est bien pour cela que ces resultats tres positifs 
m'ont particulierement impressionne. 
II taut dire qu'aujourd'hui, meme les adversaires les plus obs­
tines de toute prescription d'heroine doivent plus ou moins 
reconnaitre ies resultats positlfs de ces essais. Mais, loin de 
le dire ouvertement, ils s'attachent a une autre argumentation 
pour essayer d'en dlminuer la portee historique. lls dlsent 
donc, ces adversaires, que ces essais n'ont pas ete metho­
dologiquement valables et que, de ce fait, les resultats ne 
peuvent constituer une preuve definitive. Cette discussion a 
eu lieu en commission. 
M'occupant depuis plus de 20 ans de problemes de metho­
doiogie des essais cliniques, Je peux affirmer sans l'ombre 
d'un doute que ces reserves n'ont aucun fondement et repre­
sentent seulement une tentative desesperee de nier la rea­
iite. Les essais conduits depuis 1994 n'auraient pu etre da­
vantage scientifiques, compte tenu du type de problemes 
qu'on avait a etudier et du type de patients qu'on devait ad­
mettre dans les protocoles d'etude. 
L'unique posslbiiite d'avoir des etudes plus solides du point 
de vue de la methodologie scientifique aurait ete celle de 
conduire de soi-disant essais randomises, ce qui auralt signi­
fie dlviser en deux la population, sur la base du choix fait par 
un ordinateur qui aurait dQ tenir compte des facteurs pro-
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nostiques de chaque patient. Une moitie des patlents aurait 
rer;u la drogue, l'autre un placebo. II est evident que ce type 
d'etude n'etait pas possible, voire, sa realisation aurait dQ 
etre interdite, et cela pour quatre raisons: 
1. Une pareille etude n'est pas ethique et n'auralt jamais ete 
acceptee par un comite d'ethique. 
2. Une pareille etude peut etre conduite seulement avec le 
consentement eclaire du patient, une impossibilite pratique­
ment absolue chez cette populatlon. 
3. II est tout a fait evident qu'un essai randomise en double 
aveugle est impossible, car chaque citoyen suisse, mais na­
turellement a fortlori chaque toxicomane, sait distinguer im­
mediatement un placebo d'une substance opioide. 
4. Mll)me du polnt de vue theorique, actuellement nous ne 
possedons pas las connalssances sufflsantes pour permettre 
a l'ordlnateur de faire le choix. Enfin, l'lgnorance de la mede­
clne en la matlere est tres grande, surtout parce qua dans 
beaucoup de pays, las etudes en cette matiere ne reyoivent 
aucun soutien financier. C'est le cas par exemple aux Etats­
Unis, ou les chercheurs ont une peur folle que leurs recher­
ches puissent etre mlses en relation avec le probleme de la 
drogue, car ils savent qu'ils perdraient alors tout appui finan­
cler. 
C'est pour cela qua, personnellement, je n'attends pas beau­
coup du rapport des experts de l'OMS. 
Par chance, la situation en Suisse est differente. Avec las 
connaissances qu'on a pu acquerir avec ces essals thera­
peutiques, connaissances presque uniques au monde, le 
Conseil federal est aujourd'hui a meme non seulement de 
proposer une politique claire, mais aussi d'etablir des criteres 
valables pour deflnir quels sont les patients qui pourront pro­
fiter de cette prescrlptlon. 
Ces conditions ont ete definies dans le message. Le Conseil 
des Etats a voulu les mettre expressis verbis aussi dans 
l'arrete en formulant une version plus precise de l'article 8 ali­
nea 7. 
Je tiens a souligner un dernier point. II s'agit d'agir vite afin de 
pouvoir commencer le plus töt possible cette prescription or­
donnee et bien reglee. Pour cela, nous aurons a discuter de 
l'urgence apres qu'on aura elimine toute divergence possl­
ble, mais peu probable, avec le Conseil des Etats. 
C'est en tenant compte de cette urgence sur le plan humain 
et medical que notre commission, dans sa tres grande majo­
rite, a decide de suivre litteralement la decision du Conseil 
des Etats, afin de ne creer aucune divergence qui aurait de 
toute fa90n ete generalement assez futile. 
Au nom de la tres grande majorite de la commission, je vous 
invite donc non seulement a entrer en matiere, mais aussi a 
accepter la decislon du Conseil des Etats. 

Fehr Hans (V, ZH): Ich bitte Sie, nicht auf diesen Bundesbe­
schluss über die ärztliche Verschreibung von Heroin einzu­
treten und diesen krassen Irrweg nicht zu beschreiten. Ob 
Sie wollen oder nicht- mit dieser Vorlage befinden wir uns an 
einem drogenpolltischen Scheideweg. Es geht um die defini­
tive Einführung der staatlichen Heroinabgabe, auch wenn 
das jetzt noch bestritten wird. 
Es geht darum, ein gefährliches Rauschgift als Heilmittel zu 
deklarieren und zu akzeptieren. Es geht darum, die Heroin­
abgabe als anerkannte Therapieform zur krankenkassen­
pflichtigen Normalität zu erheben. Es geht darum, dass die 
Herolnabgabe mit staatlichem Segen legalisiert und - Ober 
das Betäubungsmittelgesetz selbstverständllch - sogar pro­
pagiert wird. Die Folge wird sein: mehr Süchtige, höhere Ko­
sten zu Lasten des Steuerzahlers, und das Ganze wird in der 
Uferlosigkeit enden; das ist absehbar. 
Damit begnügt sich aber das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) von Frau Bundesrätin Drelfuss nicht. Sie haben sicher 
auch mitbekommen, dass das BAG kürzlich vorgeschlagen 
hat, man solle bei der Revision des Bundesgesetzes über die 
Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe Cannabis-, 
Heroin- und Kokainkonsum von jeder Strafe befreien. Das ist 
die eine Variante des Vorschlages aus dem Bundesamt für­
wohlverstandenl - Gesundheit! Die zweite Variante ist das­
selbe in Grün, wenn auch !eicht abgeschwächt. Das ist die 

Marschrichtung, und diese Marschrichtung kann ich fast nicht 
mehr von jener der Droleg-lnitiative unterscheiden. 
Im Grunde genommen -wenn Sie sich ehrlich mit dieser Vor­
lage auseinandersetzen - wissen wir es doch alle ganz ge­
nau: Die Heroinabgabe kann nicht der richtige Weg sein. Es 
ist der falsche Weg, der Weg des geringsten Widerstandes. 
Es mag ein bequemer Weg sein, aber es ist ein verhängnis­
voller Weg. Natürlich behaupten die Befürworter der Drogen­
abgabe, das sei eine menschliche Lösung. Wenn Sie aber 
der Sache auf den Grund gehen, ist das insgesamt eine un­
menschliche Lösung, weil Sie die Leute so nicht von der 
Sucht befreien können, sondem im Gegenteil mehr Leute in 
die Sucht hineintreiben. Ich bitte Sie, nehmen Sie doch die 
Realität zur Kenntnis! 
Frau Dormann hat von einem grossen Erfolg der Heroinab­
gabe gesprochen. Wo ist denn dieser Erfolg? Es ist ein Miss­
erfolg! Liverpool wurde jahrelang als Vorzeigemodell gefel• 
ert. Es sind Heerscharen von Sozialarbeitern nach Liverpool 
gewallfahrtet, haben dort über die angeblichen Erfolge ge­
staunt und haben Diplomarbeiten verfasst. Aber was war das 
Resultat? Die Sache wurde als gescheitert abgebrochen. 
Sie wissen ganz genau, dass die staatliche Heroinabgabe 
zwangsläufig damit verbunden ist, dass sich die Süchtigen 
auf der Gasse mit weiteren Rauschgiften eindecken. Sie wis­
sen auch, dass nur einige wenige Prozent der bisher gut tau­
send Empfänger sich nach mehrjähriger Einnahme des 
staatlichen Heroins überhaupt haben bereit erklären können, 
eine Entzugstherapie zu machen. Ob sie sie dann auch 
durchgeführt haben, weiss ich nicht und wissen auch Sie 
nicht. Sie erreichen mit dieser Vorlage, dass die Therapiebe­
reitschaft mit dem Ziel der Abstinenz sinkt. 
Einrichtungen wie das «Aebi-Hus» oder die Drogenstation 
Frankental können ihre Aufgabe kaum mehr erfüllen, weil die 
entzugswilligen Leute nicht mehr kommen. Sie, Frau Bun­
desrätin Dreifuss, und Ihr Bundesamt haben das Abstinenz­
ziel längst aufgegeben. Bei allen schönen Reden - Sie neh­
men Ihren Fürsorgeauftrag gegenüber den Heroinabhängi­
gen, gegenüber den Süchtigen nicht mehr wahr! Den Fürsor­
geauftrag wahrnehmen heisst nicht, Heroin abgeben, 
sondern heisst, alles tun, um diese Personen aus der Sucht 
herauszuführen. 
Ich habe während der paar Jahre Parlamentsmitgliedschaft 
gelernt - ich will nicht polemisch sein -, den Vorlagen aus 
dem Departement von Frau Bundesrätin Dreifuss mit beson­
derer Vorsicht zu begegnen. Denken Sie an das KVG, den­
ken Sie an die Beschönigungen mit Bezug auf die Finanzie­
rung der AHV, denken Sie an die Ausweitung des Grundver­
sicherungskataloges bei der obligatorischen Krankenversi­
cherung usw. Zuerst hat man von der Heroinabgabe an 800 
Süchtige gesprochen, Jetzt spricht man von der Abgabe an 
2000, 3000 Süchtige. Die Schweizer Drogenfachleute spre­
chen von 9000, 1 O 000. Es gibt keine obere Grenze. 
Sagen Sie nein zu dieser Ausweitung! Sagen Sie nein zur 
Uferlosigkeitl Ich bitte Sie darum! 

Waber Christian (-, BE): Ergänzend zu den Ausführungen 
meines Vorredners möchte ich noch folgende Punkte erwäh­
nen: Schon im Entwurf vom 29. November 1995 zum Bun­
desbeschluss betreffend das übereinkommen gegen den un­
erlaubten Verkehr mit Betäubungsmitteln und psychotropen 
Stoffen machte der Bundesrat einen Vorbehalt zu Artikel 3 
Absatz 2 des Übereinkommens, nämlich dass der persönli­
che Konsum von Drogen und die unentgeltliche Abgabe an 
Dritte straffrei sein sollten. Die künftige Drogenpolitik wolle 
man sich nicht durch eine allenfalls weitergehende Straflosig­
keit verbauen. Diese internationale Vereinbarung hatte ei­
gentlich zum Ziel, dass die Koordination unter den Ländern 
erfolgen müsse, damit der Drogenkonsum als internationales 
Problem auch national gelöst werden könnte. 
Der Gemeinderat der Stadt Zürich entschied gestern über die 
definitive Einführung der Heroinabgabe. Dabei gehe es nicht 
um einen Kredit, wurde gestem im «Tages-Anzeiger» ge­
schrieben, sondern um einen Grundsatzentscheid. Künftig 
sollen die benötigten Gelder über das Budget bewilligt wer­
den. 
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Der Gesundheitsdirektor des Kantons Bern begründet seinen 
Antrag an den Grassen Rat zur Heroinabgabe wie folgt: Die 
Heroinabgabe zeige positive Resultate, die Heroinabgabe 
sei eine anerkannte Therapieform. Nur jene sollten erreicht 
werden, die durch alle Maschen des Behandlungsnetzes ge­
fallen seien. Die Nachfrage nach diesen Plätzen sei vorhan­
den - weil der Kanton Bern ja Schwierigkeiten gehabt hat, 
und andere Kantone auch, die Patienten wirklich zu rekrutie­
ren -, wenn dann die Heroinabgabe das Morphinprogramm 
ersetzen sollte. Mit der Ausweitung sollten auch Süchtige in 
das Programm integriert werden, die sich bis heute nicht auf­
fällig verhalten, sondern noch im sozialen Prozess integriert 
sind; auch diese sollten die Chance erhalten, in das Pro­
gramm einzutreten. Darum solle man das Platzangebot er­
weitern. Dieser gleiche Kanton hat einen Kredit von 11 O 000 
Franken gesprochen, um an Technoparties Ecstasypillen zu 
kontrollieren - 11 O 000 Franken für ein staatliches Gütesie­
gel von Drogen. 
Der Regierungsrat nimmt seine Weisheiten, die ich soeben 
ausführte, aus dem Synthesebericht vom Juli 1997; ich weiss 
nicht, welche Parlamentarierinnen und Parlamentarier die­
sen Bericht studiert haben. Diesem sogenannten wissen­
schaftlichen Bericht darf ja gar nicht widersprochen werden, 
weil auf den letzten Seiten die Verantwortlichen aufgeführt 
werden, und darunter sind mehrere Doktoren, Professoren 
usw., also alles sogenannte Experten. Dass keine Ver­
gleichsgruppe untersucht wurde, die Rahmenbedingungen 
nicht eingehalten, Pilotversuche mit Kokain durchgeführt 
wurden, Heroin nicht als gefährlich dargestellt wurde, keine 
Gesamtkostenanalyse vorhanden ist, die drogenfreie Gesell­
schaft als unmöglich propagiert wird, Beschreibung und Wir­
kung der Drogen sehr subjektiv und beschönigend darge­
stellt werden: all das ist nur eine ganz kleine Auswahl der Un­
gereimtheiten. 
zusammenfassend kann man sagen: Auf Seite 43 wird be­
hauptet, dass von den injizierbaren Substanzen das Heroin 
die beste therapeutische Eigenschaft besitze. Hier wird also 
ganz klar gesagt, das Heroin habe eine therapeutische Ei­
genschaft; dies in einem wissenschaftlichen Bericht. Diese 
Ungeheuerlichkeiten flossen auch in die Botschaft des Bun­
desrates ein. Auf Seite 2 wird von einer «anerkannten Thera­
pie» gesprochen, auf Seite 3 die «individuelle» Therapie für 
den jeweiligen Abhängigen gefordert. Man sollte also noch 
auf die individuellen Eigenheiten eintreten und jeden Abhän­
gigen nach seinen Bedürfnissen pflegen. 
Der Kostenvergleich auf Seite 7 spottet jedem Vergleich. 
Dies wird indirekt in einem Absatz zugegeben, in dem es 
heisst, dass der Kostenvergleich eben sehr schwierig sei. 
Auf Seite 21 - ich weiss nicht, ob Sie dies gelesen haben -
wird für die Registrierung von Heroin als Medikament durch 
die IKS ein Kostenvoranschlag von 750 000 Franken ge­
macht. Das Heroin soll also als Medikament registriert wer­
den, damit die Krankenkassen in die Verpflichtung genom­
men werden können. Diese Ungeheuerlichkeit - dass man 
Heroin als Medikament bezeichnen kann - habe ich noch nie 
gesehen. 
Die Aufteilung der anfallenden, beschönigten Kosten: Von 
20 000 Franken sollen 26 Prozent auf die Krankenkassen 
überwälzt werden, der Patient soll 27,5 Prozent der Kosten 
selber übernehmen. Wer ein wenig in die Drogenszene hin­
einsieht, sieht schon hier die grosse Lüge, wenn nämlich dar­
gestel it wird, dass der Patient in der Lage sein soll, 27,5 Pro­
zent der sogenannt anfallenden Kosten von 20 000 Franken 
selber zu übernehmen. 
Die Zukunft wird folgendes mit sich bringen: die Aufhebung 
der Strafbarkeit des Konsums, die Qualitätskontrolle durch 
den Bund, die Neuverteilung der finanziellen Lasten und die 
neuerliche Ausweitung auf - es wurde gesagt - bis zu 1 0 000 
Plätze. 
Die vielgerühmte Drogenpolitik des Bundes wird uns, vor al­
lem den Abhängigen, noch viel Leid bescheren. Der einge­
schlagene Weg ist ein Weg der Resignation, der Lüge und 
des Trugschlusses. Geben wir den jungen Menschen die 
Hoffnung zurück - mit der klaren Aussage, dass jede Droge 
abzulehnen ist! 
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Bortoluzzl Toni cy, ZH): Unsere Minderheit beantragt Ihnen, 
den vorliegenden Beschlussentwurf an den Bundesrat zu­
rückzuweisen. 
Die Vorlage ist gesunßheits- und fürsorgepolitisch ein gewal­
tiger Schritt. Solche Anderungen brauchen eine breitere Ab­
stützung. Die definitive Einführung der staatlichen Drogenab­
gabe ist weltweit einzigartig. Da genügt es meines Erachtens 
nicht, sich allein auf die Beurteilung derer zu verlassen, die 
sich schon vor der Aufnahme der Versuche für die Abgabe 
ausgesprochen haben. 
Es zeigt sich auch, dass es problematisch Ist, politisch moti­
vierte, wissenschaftlich orientierte Personen mit solchen Auf­
gaben zu betrauen. Ein Schweizer Medizinprofessor hat 
darum zu dieser Vorlage gesagt, sie sei politisch motivierte 
Quacksalberei, und unterdessen hat eine holländische Ex­
pertengruppe - Leute, die sonst einer liberalen Drogenpolitik 
wohlgesinnt sind - zum Ausdruck gebracht, dass sie die Er­
gebnisse medizinisch für nicht brauchbar befinde und eigene 
Versuche durchführen wolle. Sie sind also klar der Meinung -
auch Experten, die nicht befragt wurden -, dass die Ergeb­
nisse einer genaueren Prüfung nicht standhalten. 
Der Bundesrat hat in Aussicht gestellt, dass die Resultate der 
Versuche von einer unabhängigen Expertengruppe überprüft 
werden. Solche Ergebnisse lagen der Kommission nicht vor, 
es liegen auch heute keine solchen Berichte vor. Der Interna­
tionale Rauschgift-Kontrollrat der Uno schreibt in seinem 
Jahresbericht des vergangenen Jahres, den ich im März aus­
zugsweise erhalten habe: «Der Rauschgift-Kontrollrat be­
dauert, dass gewisse Interessengruppen und Politiker bereits 
eine Ausweitung dieser Programme in der Schweiz und ihre 
Verbreitung in anderen Ländern vorantreiben, bevor die Aus­
wertung der schweizerischen Heroinabgabeversuche durch 
die WHO vorliegt.» Weiter unten heisst es: «Der Rauschgift­
Kontrollrat machte gegenüber dem niederländischen Pro­
jekt», ein solches findet im Moment auch statt, «die gleichen 
Vorbehalte wie gegenüber den schweizerischen Versuchen 
und ist der festen Uberzeugung, dass keine weiteren Experi­
mente unternommen werden solHen, bevor nicht das schwei­
zerische Projekt einer vollen und unabhängigen Auswertung 
unterzogen worden ist.» So lautet die Aussage des Rausch­
gift-Kontrollrates. Ich glaube, sie lässt an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig. Wenn man nun ohne Rücksicht auf sol• 
ehe Aussagen Beschlüsse fasst, scheint das unseriös zu 
sein und schadet letztlich einer wirksamen Zusammenarbeit 
im Kampf gegen Drogen und ihre verbrecherischen Begleit­
erscheinungen. 
Noch ein paar Bemerkungen zu den Ergebnissen der Versu­
che, welche als erfolgreich bezeichnet werden: In diesen Be­
merkungen ist auch meine persönliche Überlegung zur Frage 
enthalten, ob es uns um das Schicksal junger Menschen geht 
oder einfach darum, eine Randgruppe, welche unappetitlich, 
kriminell und imageschädigend ist, nun einfach medlkamen• 
tös zu beruhigen, damit wir wieder Ruhe haben. Wenn es 
sich um das zweite handelt, dann - das muss ich Zl.lgeben -
ist ein gewisser Erfolg nicht zu bestreiten. Ich überlasse es 
den zahlreichen Befürwortern, sich dazu zu äussem. 
Ich möchte mich mit dem Ergebnis vor allem darum kritisch 
auseinandersetzen, weil dies in der Botschaft des Bundesra­
tes zu kurz kommt und kaum erwähnt wird. Man schreibt in 
der Botschaft über die Ergebnisse: Die Loslösung von der 
Drogenszene und der Aufbau neuer Beziehungen brauchten 
mehr Zeit als erwartet. Das ist eine krasse Fehlbeurteilung 
und dazu eine nicht unwesentliche. Es wird In der Botschaft 
auch der Eindruck erweckt, die Probleme der Betroffenen 
seien den Begleitumständen der Sucht zuzuschreiben und 
nicht der Sucht selber. Es wird auch vergessen, dass 
Rauschgift die Gefühlswelt der Süchtigen verändert. Es ist 
doch nicht erstaunlich, wenn - laut Botschaft - die Zugehö­
rigkeit der Betroffenen zur Szene nicht geändert werden 
konnte. Es gilt festzuhalten, dass Rauschgift die Ursache der 
zerstörten Beziehungen zu Nichtsüchtigen in Familie und 
Freundeskreis ist. 
Eine Frage müsste meines Erachtens vom Bundesrat beant­
wortet werden - darüber wird in der Botschaft nichts ausge­
sagt-: Was geschieht mit den Leuten, die nicht erfasst wer-
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den konnten? Es gibt eine grosse Anzahl von Schwerstab­
hängigen, die auch mit diesem Programm nicht erreicht wer­
den konnten. Wenn eine ganzheitliche Politik gemacht 
werden soll, sind auch diese Leute mit einzubeziehen. 
Ich möchte Sie nun bitten, meine Einwände in Ihre Überle­
gungen einzubeziehen und der Rückweisung zuzustimmen. 
Der Bundesrat ist in der Lage, die Abgabe auf dem bisheri­
gen Weg unter dem gleichen Titel weiterzuführen, bis genü­
gend Unterlagen vorhanden sind, um die wegweisenden Ent­
scheide zu fällen. Ich bitte Sie, eine sachbezogene Entschei­
dung zu fällen. Der Bundesrat soll nach Erhalt der Berichte 
eine neue Vorlage vorlegen. 

Keller Rudolf (D, BL): Frau Bundesrätin, Sie lassen immer 
wieder Abordnungen aus den umliegenden Bruderländern in 
die Schweiz kommen und führen ihnen unsere angeblich er­
folgreiche neue Drogenpolitik vor. Nun sollten Sie uns aber 
erklären, weshalb unser sooo •.•. positives Modell bisher von 
keinem Land übernommen worden ist. Warum betreibt 
Frankreichs sozialistische Regierung, im Gegensatz zur Re­
gierung unseres Landes, eine repressive Drogenpolitik? 
Weshalb betreiben die linke italienische und die linksbürger­
liche österreichische Regierung, aber auch die SPD-regier­
ten deutschen Bundesländer im wesentlichen nach wie vor 
die Drogenpolitik, die In unserem Land bis vor wenigen Jah­
ren auch gemacht worden ist? Warum werden in Frankreich 
und Deutschland ausländische Drogenhändler härter ange­
packt als bei uns? Weshalb setzen Sie sich mit Ihrer Drogen­
politik so aufreizend provokativ in einen Gegensatz zu allen 
anderen Ländern, so dass Sie sogar Mühe haben, auf offizi­
ellen internationalen Wegen genügend Heroin für die staatli­
che Abgabe zu beschaffen? 
Am letzten Sonntag war in der grössten sonntäglich erschei­
nenden Zeitung zu lesen, man fasse ins Auge, dass unser 
Land gar offiziell selber Schlafmohn anbauen wolle. Das 
überrascht nicht und passt gut in die bisherige Drogenpolitik 
des Bundes. In der Tat ist in Artikel 8 Absatz 6 des Betäu­
bungsmittelgesetzes von Ihnen auch vorgesehen, dass der 
Anbau von entsprechenden Stoffen erlaubt sein soll. Dies ist 
der Beweis dafür, dass unser Land Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung von genügend Heroin hat, nachdem Frankreich 
offenbar seine Lieferungen an die Schweiz gestoppt hat. 
Auch aus England kommt nicht die erwünschte Menge He­
roin. 
Es ist bezeichnend, dass Sie gar offiziell einen Verantwortli­
chen für Heroinlogistik ernennen mussten. Frau Bundesrätin 
Dreifuss, der Vizedirektor des Bundesamtes für Gesundheit 
(BAG), Paul J. Dietschy, erklärte denn auch in der «Sonn­
tagsZeitung»: Falls aus England nicht mehr genügend He­
roin geliefert werden könne, würde unter der Regie des Bun­
des selbst Heroin hergestellt. Weit haben wir es in unserem 
Land gebracht! 
Es ist auch bezeichnend, dass in Ihrer dürftigen Botschaft 
das Kapitel «Internationale Beurteilung» so kurz geraten ist. 
Nicht erst seit dem Artikel in der «SonntagsZeltung» wissen 
wir nämlich, dass das internationale Betäubungsmittel-Kon­
trollorgan der Schweiz sehr strenge Auflagen gemacht hat 
und über die Drogenversuche in unserem Land ganz und gar 
nicht glücklich ist. 
Kaum ein Wort verlieren Sie in der Botschaft über die zahlrei­
chen negativen internationalen Begleitkommentare und die 
dringlichen Bitten, welche mit der Zusage, etwas Heroin zu 
liefern, einhergingen. Neuerdings nennen Sie Ihre Versuche 
«heroingestützte Behandlung». Dies ist wohl ein bewusst ge­
wählter Terminus, um die Sache zu verharmlosen. 
Im Kapitel «Verhältnis zum internationalen Recht» schreiben 
Sie zwar viel, aber wenig Konkretes. Die ganze Botschaft ist 
ein ziemlich gewundener Versuch, den Drogenalleingang zu 
rechtfertigen. Wenn aus dem BAG beispielsweise zu verneh­
men ist, dass unser Land in dieser Frage weltweit führend 
sei, kann man dem wohl zustimmen, aber nur unter negati­
ven Vorzeichen. 
Mit meinem Rückweisungsantrag will ich den Bundesrat 
dazu auffordern, zu diesem Drogennachschubproblem ganz 
klar öffentlich Stellung zu beziehen. Bisher, Frau Bundesrätin 
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Dreifuss, haben Sie sich immer gewunden und herausgere­
det. Was tun Sie denn, wenn die potentiellen Drogenlieferan­
ten gänzlich aussteigen, weil sie mit der Drogenpolitik unse­
res Landes nicht mehr einverstanden sind? Dies kann, wenn 
die internationale Entwicklung im bisherigen Stil weitergeht, . 
durchaus geschehen. Denn diese Länder sehen auch, dass 
mit der Ausweitung der sogenannten Versuche diese schlicht 
nicht mehr als Versuche angesehen werden können, son­
dern real als neue flächendeckende Drogenpolitik der ande­
ren Art bezeichnet werden müssen. 
Weiter gilt es zu verhindern, dass in der Schweiz von Staates 
wegen Drogen angebaut werden, während dies in allen an­
deren Ländern, teils unter schwierigsten Bedingungen be­
kämpft wird. Eigentlich verfügt die Schweiz über ein Betäu­
bungsmittelgesetz, das den Gebrauch von Opium, Heroin, 
Halluzinogenen und Cannabis im Grundsatz verbietet. Die­
ses Gesetz ist aber zu einem Papiertiger geworden. Dies 
dank vielen Politikern, sogenannten Fachleuten und Rich­
tern, welche eine Drogenlegalisierung durch die Hintertüre 
anstreben. Die jetzige Politik ist als Drogenlegalisierung 
durch die Hintertüre zu bezeichnen. 
Sie haben vor der Drogensucht kapituliert und suchen nun ei­
nen anderen, einen bequemen Weg, um sich aus der Verant­
wortung zu stehlen. 
Ausgerechnet am Beispiel Basel sieht man, dass die offizielle 
Drogenabgabepolitik gescheitert ist. Dort fallen all die von Ih­
nen und Ihren Leuten hochgelobten neuen Drogenbekämp­
fungsstrukturen langsam, aber sicher in sich zusammen. 
Herr Regierungsrat Schild, Ihr immer wieder gross hervorge­
hobener Experte, muss in seiner Stadt Basel dieser Entwick­
lung tatsächlich tatenlos zuschauen und kann kaum mehr 
korrigierend eingreifen. 
Ich bitte Sie, meinem Rückweisungsantrag zuzustimmen. 
Wir müssen in einem detaillierten Bericht erfahren, was der 
Bundesrat zu tun gedenkt, wenn die offiziellen Heroinliefer­
quellen versiegen. Das sind Sie auch all denjenigen Men­
schen schuldig, welche in diesen Drogenprogrammen mit­
machen. 

Schenk Simon (V, BE): Für uns in der SVP-Fraktion ist der 
Bundesbeschluss über die ärztliche Verschreibung von He­
roin alles andere als dringlich. Wir werden zum Teil die An­
träge auf Nichteintreten, fast geschlossen die Rückweisungs­
anträge und geschlossen den Minderheitsantrag zu Arti­
kel Sb unterstützen. 
Es ist erstaunlich, wie eilig man es hat, die Heroinabgabe 
möglichst schnell und flächendeckend in einem beträchtli­
chen Ausmass auszudehnen. Dabei sind nämlich noch viele 
Fragen ungeklärt. Zwar haben wir einen ersten Schlussbe­
richt erhalten. Die positiven und schönfärberischen Resultate 
waren jedoch vorprogrammiert und so zu erwarten, weil Ja 
seit einiger Zeit feststand, dass man in Richtung Ausweitung 
der Drogenabgabe gehen will. 
Es geht mir nicht darum, diesen Schlussbericht noch einmal 
zu zerzausen. Aber beim kritischen Hinsehen kann man 
durchaus auch Fakten finden, die nicht für die Ausweitung 
der Drogenabgabe sprechen, obschon der Bericht und die 
daraus resultierende Medienkampagne ein unkritisches Hal­
leluja auf die Heroinabgabe sangen. Dabei bin ich nach wie 
vor überzeugt davon, dass die sogenannten Erfolge nicht we­
gen der Abgabe des Heroins, sondern trotz der Abgabe, in 
erster Linie aber aufgrund der intensivierten Betreuung zu­
stande gekommen sind. Das oberste Ziel, die Drogenabsti­
nenz der Süchtigen, wurde nämlich kaum erreicht. Ich kenne 
die Argumente, mit denen diese wichtige Feststellung ent­
kräftet wird: z. B. zu wenig Zeit. Aber gerade dies ist doch ein 
Grund dafür, die Versuche jetzt nicht auszuweiten, sondern 
vorläufig noch weitere Abklärungen zu treffen. 
Ein weiterer Bericht wird in den nächsten Monaten oder Wo­
chen von den WHO-Experten erwartet. Ich finde es eine 
Zwängerei, so kurz vor dem Erscheinen dieses Berichtes die 
Heroinabgabe auszuweiten. Es ist doch eigenartig, dass sich 
ausgerechnet jene Leute, die mit Vollgas Richtung EU gehen 
wollen, überhaupt nicht darum kümmern, was das Ausland 
zu unserer Drogenpolitik sagt. Ähnlich wie bei der LSVA hat 

Bulletin officiel de I' Assemblee flkllkale 



A:,. 
Ärztliche Verschreibung von Heroin 1. Oktober 1998 N 1957 

man auch im Drogenbereich überhaupt kein Auge für das 
Ausland. Wenn irgendwo jemand sagt, die Versuche bei uns 
seien interessant, dann wird dieses Wort «interessant» im­
mer gleich als etwas Positives dargestellt. Es ist aber durch­
aus auch denkbar, dass man von der Ausgangslage «inter­
essant» irgendwann einmal zur Überzeugung kommen kann, 
dass es zwar interessant ist, aber beim gründlichen Analysie­
ren auch negativ und vernichtend dargestellt werden kann. 
Auf ein weiteres Argument, auf das die Befürworter der Dro­
genabgabe immer wieder zu sprechen kommen, möchte ich 
auch noch kurz eingehen. Es wird behauptet, die Drogenab­
gabe beruhige die Drogenszene, vermindere die Kriminalität 
und führe in allen Bereichen zu einer Verbesserung. Ich 
komme hier auch noch einmal auf die Situation in Basel zu 
sprechen. Ein Artikel in der «Sonntagszeitung» vom 6. Sep­
tember 1998 sagt etwas ganz anderes aus. Es ging dort um 
die Drogenszene in Basel, die uns seinerzeit in der Kommis• 
sion als vorbildlich dargestellt worden ist. Wir haben uns auch 
vor Ort überzeugen lassen. Wenn ich jedoch die Schlagzei­
len des erwähnten Artikels anschaue, dann frage ich mich, ob 
diese liberale Drogenpolitik tatsächlich so gut ist, wie sie im­
mer wieder verkauft wird: «Die Drogenszene nimmt beängsti­
gende Formen an. Das Drogenproblem hat sich massiv ver­
schlechtert. Jetzt hat sich in Kleinbasel die Szene massiv 
ausgeweitet. Die Gewaltbereitschaft hat zugenommen. Die 
Drogendealer, meist Asylbewerber, die aus der ganzen 
Schweiz nach Basel kommen, pumpen zu Dumpingpreisen 
Stoff in die Szene.» 
All diese Feststellungen rund um die Basler Drogenszene 
sprechen nicht für die Ausweitung der Drogenabgabe. Es ist 
durchaus denkbar, dass die sogenannt vorbildliche, liberale 
Drogenpolitik in Basel Drogenabhängige und Dealer anzieht 
wie der Mist die Fliegen; oder mit den Worten des Zauber­
lehrlings vielleicht auch nach dem Motto: «Die ich rief, die 
Geister, werd' ich nun nicht los.» 
Aus all diesen Gründen sollte die Geltungsdauer der Verord­
nung verlängert werden, so dass die angefangenen Pro­
gramme fortgeführt werden können. Man könnte dann den 
internationalen Bericht der WHO-Experten berücksichtigen 
und auch weitere Resultate der verschiedenen Programme 
abwarten. Die bisherige Zahl der Versuchsteilnehmer würde 
nämlich genügen, wenn man sich bei der Aufnahme der Ver­
suchsteilnehmer an die Vorgaben halten und dort tatsächlich 
nur Schwerstabhängige berücksichtigen würde. Im weiteren 
könnte man auch die Bezugsquellen für die zukünftige, ge­
plante Heroinabgabe gründlich erforschen, genau wie es 
mein Vorredner, Kollege Keller Rudolf, gesagt hat. 
Im Namen der SVP-Fraktion bitte ich Sie, den Bundesbe­
schluss zurückzuweisen und die Minderheits- und Einzelan­
träge zu unterstützen. Falls die Dringlichkeit ein Thema sein 
sollte, werden wir selbstverständlich gegen die Dringlichkeit 
stimmen. 

Hollenstein Pia (G, SG): Wenn die Schweiz ein Sonderfall im 
positiven Sinn ist, dann bezüglich ihrer Drogenpolitik. Welt­
weit weckt die kontrollierte Abgabe von Heroin Interesse und 
Bewunderung, und dies zu Recht. Der erste Abschlussbericht 
Ober die kontrollierte Heroinabgabe zeigt deutlich, dass mit 
dieser Massnahme viel erreicht wird. Die Resultate: Der Ge­
sundheitszustand der Drogenkonsumentinnen und -konsu­
menten hat sich deutlich verbessert; die Verelendung der 
Teilnehmenden ist zurückgegangen; teilweise war auch eine 
soziale Integration möglich. Es entfiel zudem die Notwendig­
keit, sich Stoff zu beschaffen. Dass die meist kriminelle oder 
mit Prostitution verbundene Geldbeschaffung nicht nötig war, 
kam nicht nur den Betroffenen, sondern selbstverständlich 
auch der Bevölkerung zugute. Insgesamt liegt uns also eine 
ermutigende Bilanz des Abgabeversuches vor. 
Wenn jetzt die Vertreter der SVP, der Schweizer Demokraten 
und der EDU Nichteintreten oder Rückweisung beantragen, 
zeugt dies von Arroganz gegenüber einer Gruppe in unserer 
Gesellschaft, die oft genug am Rande lebt. Wer die Erfolge 
der kontrollierten Heroinabgabe für Drogenkonsumierende 
und Gesellschaft nicht wahrhaben will, verschliesst bewusst 
die Augen. Offenbar glaubt die SVP, ihre Wählerinnen und 
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Wähler seien gleich stur und wollten weiterhin auf pure Re­
pression setzen. Es ist gut möglich, dass Fraktion und Partei­
leitung der SVP ihre Basis unterschätzen. Auch die SVP 
müsste doch ein Interesse daran haben, dass die Verelen­
dung in der Drogenszene abnimmt, die Polizei entlastet wird 
und die dadurch verursachte Kriminalität zurückgeht. 
Es ist klar, dass wir uns vom Ziel einer drogenfreien Gesell­
schaft verabschieden müssen; das war auch nie das Ziel die­
ser Versuche. Es geht bei der kontrollierten Heroinabgabe ja 
auch nicht um den Versuch, den Ausstieg zu erzwingen. Viel­
mehr wollen wir jenen, die den Ausstieg offensichtlich nicht 
schaffen, die Möglichkeit für ein Leben in Würde geben. 
Wenn der tägliche Beschaffungsstress, die Gefahren beim 
Spritzen von unreinem Stoff und die Kriminalisierung entfal• 
len, können zumindest einige von ihnen wieder ein intaktes 
soziales Umfeld aufbauen. 
Dass der Bundesrat das wissenschaftlich begleitete Projekt 
weiterführen will, freut uns Grüne. Schon seit Jahren verfech­
ten wir eine Drogenpolitik, die nicht auf Repression, sondern 
auf Legalisierung und restriktiver, kontrollierter Abgabe an 
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten basiert. 
Dies bringt neben dem erwähnten und mittlerweile festge­
stellten gesundheitlichen und gesellschaftlichen Nutzen auch 
neue Möglichkeiten, die Kriminalität zu bekämpfen. Statt 
Jagd auf Kleindealer zu machen, nützt die Polizei die Ge­
setze des freien Marktes. Wo kaum mehr Stoff gekauft wer­
den muss, bricht auch das Angebot zusammen. Volkswirt­
schaftlich ist dies garantiert die günstigste Strategie. 
Aus unserer Sicht ist das Projekt verbesserungsfähig. So ist 
die Bedingung, dass die Kandidatinnen und Kandidaten be• 
reits zwei Entzugsversuche abgebrochen haben müssen, 
nicht unbedingt gerechtfertigt. Aber auch das Mindestalter 
von 18 Jahren muss mittelfristig diskutiert werden. Denn 
wenn junge Menschen offensichtlich auf eine medizinische 
Abgabe angewiesen sind, darf ihnen diese nicht aufgrund ei­
ner starren Altersbarriere verwehrt werden. 
Bewährt hat sich hingegen das bisherige Finanzierungsmo­
dell, das eine Aufteilung zwischen Bund, Kantonen und Ge­
meinden vorsieht. Den Minderheitsantrag Bortoluzzi, der den 
Bund als Geldgeber aus der Verantwortung entlassen will, 
lehnen wir deshalb ab. Es besteht die Gefahr, dass damit die 
Versuche in einzelnen Gemeinden gefährdet würden. Denk­
bar ist allenfalls, die Finanzierung bei der Revision des Be­
täubungsmittelgesetzes neu zu überdenken. Gerade weil es 
sich um einen Versuch handelt, der möglichst aussagekräf­
tige Resultate liefern soll, muss die bewährte Kostenauftei­
lung beibehalten werden. 
Die kontrollierte Drogenabgabe muss weitergeführt werden -
im Interesse der Konsumierenden, der Gesellschaft, des 
Staates. Die Schweiz kann stolz sein, mit .Ihrem Versuch 
auch international einiges in Bewegung gebracht zu haben. 
Nachdem sich die Politik der absoluten Repression als Irrweg 
herausgestellt hat, sind Modelle wie jenes der Schweiz um so 
wertvoller. Wenn es zudem langfristig gelingt, den Drogen­
konsum zu entkriminalisieren, dann haben wir auch endlich 
die Mafia zu einem guten Teil von ihrem Geldstrom abge­
schnitten. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Vermot Ruth-Gaby (S, BE): Die Resultate der Heroinver­
schreibung zeigen, dass dieser drogenpolitische Entscheid 
von grossem und bedeutendem gesellschaftlichen Nutzen 
ist. Um zu zeigen, Herr Keller, wie hilfreich die heroinge­
stützte Behandlung ist, bringe ich Ihnen einige Fakten aus 
der Praxis. 
Die Delinquenz der Projektteilnehmerinnen und -teilnehmer 
ist um rund 70 Prozent zurückgegangen, denn die Drogenab­
hängigen müssen Geld und Suchtmittel nicht mehr über Kri­
minalität, Raub und «krumme Sachen» erstehlen. Der Weg­
fall von krankmachendem Beschaffungsstress und der Angst 
vor der Polizei oder - noch mehr- vor gewalttätigen Dealern, 
denen Drogenabhängige hoffnungslos ausgeliefert sind, be­
wirken denn auch, dass bei den Projektteilnehmerinnen und 
-teilnehmem sehr rasch eine gesundheitliche Stabilisierung 
erreicht worden ist. 
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Während der Projektperiode sind 36 Heroinbezügerinnen 
und -bezüger gestorben. Dies ist eine erstaunlich tiefe Zahl, 
wenn wir in Betracht ziehen, dass 90 Prozent der Abhängi­
gen chronische Hepatitis haben und rund 60 Prozent HIV-po­
sitiv oder aidskrank sind; erstaunlich, weil die Kombination 
von Kriminalität, Verzweiflung, Aids, Beschaffungsstress und 
Drogenstrich tödlich ist. 
Ohne Hilfe kann sich niemand aus diesem Teufelskreis der 
Verzweiflung herausarbeiten. Viele der Programmteilnehme­
rinnen und -teilnehmer sind wieder In die Arbeitswelt inte­
griert. Es kann uns nichts Besseres passieren! In Bern arbei­
ten z.B. zwei Drittel der Leute, sei es in Tagesstrukturen, sei 
es in der Privatwirtschaft. Wenn die Arbeitsfähigkeit der Ab­
hängigen steigt, sind auch wieder soziale Kontakte möglich, 
die in der Suchtphase abgebrochen sind. Arbeit ermöglicht 
auch mehr Unabhängigkeit, nicht zuletzt auch von Fürsorge­
geldem. 
Die Heroinverschrelbung nützt und schützt vor allem auch 
Frauen auf dem Drogenstrich, die als Süchtige Opfer von 
grausamster Gewalt, Aggressionen und Ausbeutung sind. 
Die Freier kennen keine Grenzen, wenn es darum geht, ihre 
Bedürfnisse zu befriedigen. Aufgrund der vorliegenden Zah­
len wissen wir, dass die Drogenprostitution zurückgegangen 
ist, auch wenn ein Augenschein abends drüben bei der Tau­
benhalde das Gegenteil ergeben könnte. 
In vielen Projekten haben wir zuwenig Plätze. Drogenabhän­
gige müssen abgewiesen werden, auch wenn offensichtlich 
Ist, dass sie den verschiedenen Kategorien, wie sie in Arti­
kel 8 Absatz 7 erwähnt werden, entsprechen. Lange Warteli­
sten - in Bern warten z. B. 40 Personen auf einen Platz -
weisen auf einen Notstand hin, der dringend behoben wer­
den muss. Weitere Städte müssten dringend Verschrei­
bungsprogramme anbieten, sie können dies jedoch aufgrund 
der aktuellen gesetzlichen Situation nicht tun. 
Dies ergibt eine Privilegierung der Projektstädte, die ihr Dro­
genproblem gegenüber den anderen besser managen kön­
nen, denn diesen fehlt das mittlerweile erprobte Element der 
Heroinverschreibung. Wenn kleinere Städte keine Heroinver­
schreibung anbieten können, bedeutet dies wie schon oft, 
dass Drogenabhängige sich in die Anonymität der grösseren 
Städte begeben. Die Gefahr von Szenenbildungen ist dabei 
gegeben. Die Stadt Bern musste hier bittere Erfahrungen 
machen. Sie führt die Drogenabhängigen in ihre Gemeinden 
und Kantone zurück, was mit hohen Kosten verbunden und 
ausserdem kaum wirkungsvoll ist. 
Mit neuen Plätzen in bestehenden Projekten und zusätzli­
chen Programmen in anderen Städten können wir eine Ver­
netzung schaffen, was eine gewisse Übersichtlichkeit in die 
Situation der Drogensucht bringen könnte. 
Der Bundesbeschluss ist ein logischer Schritt in der bundes­
rätlichen Drogenpolitik. Jene stärkt die Säulen "Therapie» 
und «Überlebenshilfe», die man ja in der Realität der Drogen­
arbeit nicht einfach so auseinanderdividieren kann. 
Wir werden in nächster Zukunft noch weitere Schritte gehen 
müssen, wollen wir die Vorschläge der Expertenkommission 
Schild in Richtung kohärente Viersäulenpolitik umsetzen. 
Die Nichteintretens- und Rückweisungsanträge machen mir 
grosse Sorgen. Es darf doch nicht sein, dass wir wegen 
fadenscheinigen Argumenten die Heroinverschreibung nicht 
ins ordentliche Recht überführen! Die Resultate der Versu­
che stehen für eine sorgfältige Handhabung der schwierigen 
und umstrittenen Drogenarbeit. Die Versuche stehen dafür, 
dass wir Drogenabhängige als Kranke ernst nehmen und 
sie nicht einfach Krankheit, Kriminalität und Krisen überlas­
sen. 
Die wissenschaftlichen Auswertungen, so die Verlautbarun­
gen der WHO, zeigen, dass trotz der grossen und einmaligen 
Anlage der Projekte keine schwerwiegenden Fehler unterlau­
fen sind. Dies zeugt von Sorgfalt und guter Zusammenarbeit 
zwischen dem BAG, den beteiligten Organisationen, den 
Fachleuten und den Politikern und Politikerinnen, die diese 
Versuche ermöglicht haben. Wir dürfen jetzt nicht auf halbem 
Weg umkehren und die bisherigen Resultate gefährden, 
denn damit würden wir in das Drogendesaster der früheren 
Jahre zurückkehren. 

Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion inständig, einzutre­
ten, dem Bundesbeschluss zuzustimmen und damit fatale 
Fehlentscheide zu verhindern. 

Gross Jost (S, TG): Es gibt neben der am letzten Wochen­
ende vom Volk gutgeheissenen Verkehrspolitik ein zweites 
wichtiges Sachgebiet, in dem die Bundesratsparteien - ohne 
SVP - einen Konsens gefunden haben, der europäisch, ja 
weltweit Vorbildfunktion hat, nämlich der schweizerische 
Weg der Drogenpolitik mit dem Viersäulenkonzept und der 
ärztlichen Verschreibung von Heroin. Auch diese Politik trägt 
das Volk mit der Ablehnung der Volksinitiative «Jugend ohne 
Drogen» mit. Daran wird auch die zu erwartende Ablehnung 
der Droleg-lnitiative nichts ändern. 
Wer das internationale Umfeld objektiv betrachtet, stellt fest, 
dass sich unter dem Einfluss der schweizerischen Drogenpo­
litik wichtige Signale für eine Konzeptänderung auch im Aus­
land ergeben. Ich erinnere daran, dass in Deutschland z. B. 
die städtischen Polizeidirektoren und die Bundesärztekam­
mer die Verschreibung von Heroin an Schwerstabhänglge 
befürworten. Wer es sich aber immer noch leisten kann, die 
heroingestützte Behandlung und ihre wissenschaftliche Er­
probung mit ihren ausgewiesenen Erfolgen öffentlich zu dis­
kreditieren, sind Teile der SVP. Vertreter ihrer Fraktion stel­
len heute einen Minderheitsantrag auf Rückweisung und ei­
nen Nichteintretensantrag. 
Was sich hinter der harmlos klingenden Forderung der Min­
derheit Bortoluzzl nach Einsetzung einer unabhängigen Ex­
pertengruppe verbirgt, ist nichts anderes als der unhaltbare 
Vorwurf, die Ergebnisse der Versuche seien einseitig auf das 
gewünschte Ergebnis hin gesteuert, ja manipuliert worden 
und deshalb nicht objektiv. Die Experten des Bundes, vor al­
lem die Herren Gutzwiller und Uchtenhagen, haben diese 
Vorbehalte auch in der vorberatenden Kommission souverän 
entkräftet. Es gibt keinen Grund, die gesetzliche Veranke­
rung der heroingestützten Behandlung weiter zu verzögern. 
Neben der wissenschaftlichen Evidenz gibt es aber auch den 
Anschauungsunterricht der auf dem Viersäulenkonzept ba­
sierenden drogenpolitischen Praxis. Es ist doch nur für poli­
tisch Einäugige zu übersehen, dass der koordinierte Einsatz 
von therapeutischer Behandlung mit Überlebenshilfe die dro­
genpolitische Wirklichkeit in diesem Land nachhaltig verän­
dert hat. Das zeigt sich nicht nur am weitgehenden Ver­
schwinden der offenen Drogenszene. Herr Bortoluzzi, das 
Volk, auf das sich Ihre Partei immer wieder beruft, hat einen 
realistischen Blick für Sein und Schein, d. h. für Ihre ideolo­
gieträchtlge, aber wirklichkeitsfremde Utopie der suchtfrelen 
Gesellschaft. 
Die SP-Fraktion begrüsst deshalb die rasche Verankerung 
der gesetzlichen Grundlagen der heroingestützten Behand­
lung mit einem dringlichen Bundesbeschluss. Die schweize­
rische Drogenpolitik ist mutig, aber sie bewegt sich in kleinen, 
pragmatischen Schritten. Das ist realpolitisch vernünftig. 
Natürlich könnte sich unsere Fraktion bei der Revision des 
Betäubungsmittelgesetzes auch eine schnellere Gangart 
vorstellen. Zum Beispiel wäre nach meiner Auffassung auch 
eine grosszügigere Regelung bei der Umschreibung der spe­
zialisierten Behandlungseinrichtungen, etwa im Sinne der 
bemischen Vernehmlassung, gerade für ländliche Gebiete 
sinnvoll gewesen. Aber der drogenpolitische Pragmatismus 
hat sich bewährt. 
Das, was wir hier heute in der Eintretensdebatte von den Her­
ren Fehr Hans, Waber, Keller Rudolf und Bortoluzzi gehört 
haben, ist der drogenpolitische Chor der «Ewiggestrigen». 
Ihre Sprache verrät Sie, wenn Sie von «Misthaufen» und den 
«Fliegen» und von «unappetitlich» sprechen. 
Deshalb bitte ich Sie im Namen der SP-Fraktion, diesen 
Rückweisungsantrag und die Nichteintretensanträge ent­
schieden abzulehnen. 

Bortoluzzl Toni (V, ZH): Herr Gross, eine holländische Ex­
pertengruppe - ich habe in meinem Votum darauf hingewie­
sen -, welche sich mit den holländischen Heroinabgabever­
suchen befasst, hat die Ergebnisse der schweizerischen Ver­
suche als medizinisch nicht brauchbar bezeichnet. Glauben 
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Sie, dass solche Experten für unsere Entscheide nicht rele­
vant sind? 

Gross Jost (S, TG): Herr Bortoluzzi, das Problem Ihrer Ein­
schätzung und der Einschätzung jener, die Sie dabei unter­
stützen, ist, dass Sie die internationalen Stimmen sehr ein­
seitig aussuchen. Sie hätten etwa vor zwei Wochen in einem 
Artikel in der Zeitschrift «Facts» die Wandlung des internatio­
nalen Umfeldes - selbst In den USA - in der Beurteilung der 
schweizerischen Versuche sehr nachhaltig feststellen kön­
nen, wenn Sie nicht nur auf diese einseitig ablehnenden 
Stimmen achten würden. 
Holland, würde ich meinen, hat den Fehler gemacht, dass es 
zu einseitig auf die Legalisierung gesetzt und nicht im Sinne 
des schweizerischen Weges des Viersäulenkonzeptes auch 
die Überlebenshilfe und die sozialpolitischen Rahmenbedin­
gung mit in die Überlegungen einbezogen hat. Deshalb Ist 
der holländische Weg weniger erfolgreich als der schweizeri­
sche. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Die CVP-Fraktion ist für Ein­
treten auf die Vorlage und gegen die Nichteintretens- und 
Rückweisungsanträge. 
Mit der deutlichen Ablehnung der Volksinitiative «Jugend 
ohne Drogen» haben Volk und Stände die bundesrätliche 
Drogenpolitik klar unterstützt, und zu dieser Politik gehört 
eben auch der Versuch mit der ärztlichen Verschreibung von 
Heroin an Schwerstabhängige. Im Juli 1997 wurden die Er­
gebnisse des Forschungsversuchs der Öffentlichkeit präsen­
tiert, und - ich komme noch einmal darauf zurück - sie sind 
überwiegend positiv. 
Zwar dürfen wir nicht allzu blauäugig sein. Von den insge­
samt rund 1000 am Projekt beteiligten Drogenabhängigen 
haben sich lediglich etwa ein Viertel für eine andere Therapie 
entschieden, und nur 83 haben sich für die Abstinenzbe­
handlung entschieden. Aber das war nicht das primäre Ziel. 
Das ist ein langfristiges Ziel, eine zweite Hürde, die später 
genommen werden muss, wenn eine erste Hürde überwun­
den worden ist. 
In bezug auf die Überwindung der ersten Hürde hat der Ver­
such grosse Erfolge gebracht. Es gelang nämlich mit dieser 
Therapieform immerhin, die teilnehmenden Personen in ein 
Programm einzubinden, welches für sie einen wichtigen 
Schritt zurück in die Gesellschaft bedeutet, die Abhängigen 
in einen besseren psychischen und physischen Gesund­
heitszustand brachte und damit die Basis für die Integration 
in die Gesellschaft wesentlich verbesserte. Dazu wurden 
diese aus dem kriminellen Umfeld der Drogenszene heraus­
gerissen, was sich wiederum positiv ausgewirkt hat und den 
Abhängigen ermöglicht, später die zweite Hürde leichter zu 
überwinden und die Abstinenz zu erreichen. 
Mit dem vorliegenden befristeten Bundesbeschluss soll die 
gesetzliche Grundlage für die ärztliche Verschreibung von 
Heroin geschaffen werden. Im Bundesbeschluss werden die 
Voraussetzungen für die Zielgruppen genau definiert. Der 
Ständerat hat gegenüber dem Bundesrat hier noch eine en­
gere Definition vorgenommen. Die SGK ist ihm gefolgt, und 
dies mit gutem Grund. Wir wollen ja nicht, dass das Ganze 
ausufert. Ich verzichte darauf auszuführen, welches die Vor­
aussetzungen sind - Frau Dormann und Herr Cavalli haben 
das schon gesagt -; sie sind sehr streng formuliert und wur­
den vom Ständerat ganz klar angenommen. 
Es ist tatsächlich davon auszugehen, dass mehr Kantone bei 
diesen Programmen mitmachen werden. Da sind vielleicht 
gewisse Befürchtungen nicht ganz aus der Luft gegriffen. 
Verschiedene Kantone haben sich bereits interessiert erklärt; 
es ist deshalb auch anzunehmen, dass die Zahl der Proban­
dinnen und Probanden leicht ansteigen wird, weil sie eben im 
Gegensatz zu den bisherigen Versuchen nicht mehr be­
grenzt ist. Man rechnet damit, dass zwischen 1500 und 2000 
Personen in diese Programme einsteigen werden, was ge­
genüber heute eine knappe Verdoppelung bedeutet. Aber 
dies scheint mir durchaus sinnvoll, denn es Ist nicht einzuse­
hen, weshalb nicht alle Kantone an diesen Programmen teil­
nehmen können. Wichtig ist, dass die Voraussetzungen des 
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Gesetzes genau eingehalten werden, damit wirklich nur 
kleine, vorher umschriebene Zielgruppen erfasst werden und 
die Sache nicht ausufert. Dann ist es auch finanziell absolut 
tragbar. 
Die CVP-Fraktion ist aus all diesen Gründen für Eintreten auf 
das Geschäft und Gutheissung der Beschlüsse Im Sinne des 
Ständerates, und sie ist gegen die Nichteintretens- und 
Rückweisungsanträge. 

ScherrerJürg (F, BE): Die Freiheits-Partei hält ihren Drogen­
kurs. Die FPS-Fraktion ist darum für Nichteintreten; subsidiär 
wird sie die Rückweisungsanträge unterstützen. 
Es ist ein absoluter Irrsinn, glauben zu machen, dass Süch­
tige mit Suchtmitteln behandelt oder sogar geheilt werden 
können. Wenn Sie diese Drogenpolitik fortsetzen, meine Da­
men und Herren, Frau Bundesrätin, dann laden Sie weitere 
Verantwortung auf sich, die Sie nie werden übernehmen kön• 
nen. Entgegen den schönfärberischen Aussagen in den Be­
richten von sogenannten Drogenfachleuten sind die Ergeb­
nisse der Heroinabgabe negativ. 
Als Polizeidirektor der Stadt Biel verfüge ich über Fakten 
von - im wahrsten Sinne des Wortes - der Strasse, welche 
dies belegen. Diese Fakten gelten in der ganzen Schweiz, 
unsere Kontakte mit anderen Polizeikorps belegen dies. 
Diese Fakten werden aber in den Berichten sowohl der Öf­
fentlichkeit als auch dem Parlament vorsätzlich vorenthalten, 
obwohl wir alle wissen, dass sie stimmen. In den bundesrät• 
lichen Unterlagen über die Heroinabgabe finden sich prak­
tisch keine negativen Punkte; aber ich werde Ihnen ein paar 
solche nun erläutern: 
1. Seit dem Beginn der staatlichen Abgabe von Heroin stellen 
unsere Drogenfahnder auf der Strasse eine massive Zu­
nahme des Konsums von und des Handels mit Kokain fest. 
Wir wissen das aufgrund der beschlagnahmten Mengen und 
aufgrund der Personenkontrollen. Das heisst, die Heroinab­
gabe löst kein Problem, sie verlagert es nur, und wenn Sie 
aus diesen Tatsachen die Konsequenzen ziehen, dann wer­
den Sie es spätestens jetzt merken: Wenn heute Heroin ab­
gegeben wird, müssen Sie morgen Kokain abgeben, eines 
Tages dann Ecstasy und sämtliche Suchtmittel, sämtliche 
Drogen, die auf dem Markt existieren. 
2. Der Polizei werden die Namen der Heroinbezüger vorent­
halten. Darum habe ich auch einen entsprechenden Antrag 
gestellt; wir kommen in der Detailberatung darauf zurück. 
Was die Polizei aber weiss, das sind die Zahlen der Proban­
den in den einzelnen Städten, und aufgrund dieser Kennt­
nisse stellen wir fest, dass sich die meisten Heroinbezüger 
mit weiteren Drogen eindecken, sei es weiteres Heroin, sei 
es Kokain - und zwar tun sie dies im Milieu, auf der Strasse. 
Die Behauptung, die Heroinbezüger kehrten der Szene den 
Rücken, ist nachweisbar falsch. Es ist eine glatte Lüge. Es 
mag in Einzelfällen zutreffen, niemals aber für den Grossteil 
der Probanden. Wir stellen Rohypnol fest, Kokain; ich wie­
derhole es. Sehr oft ist Alkohol im Spiel, d. h., die Herolnbe­
züger leiden letztendlich an einer Multiintoxikation, oder zu 
deutsch: an einer Mehrfachvergiftung. 
Wenn die Polizei Personenkontrollen durchfahrt, kommt na­
türlich immer die Frage an den entsprechenden Delinquen­
ten, der mit Drogen erwischt wird, ob er sich allenfalls im 
staatlichen Suchtprogramm befinde. Wenn der Proband dies 
bejaht, kommt die zweite Frage, wie es denn mit dem Aus­
stieg stehe, mit dem Ausstiegswillen. Dieser Ausstlegswllle 
ist schlicht nicht vorhanden! Die Antwort lautet mehr oder we­
niger immer gleich, nämlich: Warum soll ich denn aussteigen, 
mir geht es doch gut, ich bekomme das Heroin ja vom Staat. 
Das heisst: Mit der Heroinabgabe untergraben Sie den Aus­
stiegswillen. Frau Bundesrätin, Sie wollen keinen Ausstieg, 
Sie wollen Suchtverlängerung, deshalb sind Sie auch für 
diesen Bundesbeschluss. Unsere Feststellungen auf der 
Strasse stehen klar im Widerspruch zu den schönfärbe­
rischen Deklamationen unserer Bundesrätin und der Frak­
tionen, die diesen Bundesbeschluss unterstützen. 
Ich kann allerdings nicht verschweigen, dass bei jenen Per­
sonen, welche sich gerade in einem Programm befinden, 
eine gewisse Stabilisierung festzustellen ist. Das ist ja lo-
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gisch: Wer Heroin vom Staat erhält, delinquiert weniger; wer 
psychosozial betreut wird, fühlt sich besser. Es ist auch so, 
dass sich der sogenannte Gesundheitszustand stabilisiert. 
Aber das ist doch eine Lüge: Jemand, der Rauschgift konsu­
miert, wird niemals gesünder, d. h., sein Gesundheitszustand 
kann sich gar nicht stabilisieren und schon gar nicht verbes­
sern. Öffnen Sie doch einmal die Augen, schauen Sle, wie es 
auf der Strasse zugeht. 
Wir wissen auch - und das dürfte Ihnen ebenfalls bekannt 
sein, wenn Sie Ihren gesunden Menschenverstand einmal zu 
Rate ziehen-, dass diese Stabilisierung des Gesundheitszu­
standes natürlich nicht auf dle staatliche Heroinabgabe zu• 
rückzuführen ist, sondern allein auf die Tatsache, dass ne• 
benbei noch eine psychosoziale Betreuung durchgezogen 
wird. Das wiederum ist der Beweis dafür, dass die Volksinitia• 
tive «Jugend ohne Drogen», die Sie unter Vorspiegelung fal­
scher Tatsachen zur Ablehnung empfohlen haben, doch der 
richtige Weg gewesen wäre, nämlich eine Betreuung, ein 
Ausstieg ohne jede Abgabe und ohne jeden Konsum von 
Suchtmitteln. 
Zu sagen, die Heroinbezüger hätten eine Arbeit -- das ist na­
türlich völlig irrsinnig. Glauben Sie denn, dass heute in Zeiten 
der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit irgendein Privat­
unternehmen ausgerechnet einen Drogensüchtigen anstellt? 
Erzählen Sie doch keinen Käse! Diejenigen, die arbeiten, ste­
hen vielleicht kurz in einem staatlichen Arbeitsbeschaffungs­
programm -- aber nur während der Dauer des Programmes. 
Unsere Erfahrung ist in der ganzen Schweiz entsprechend: 
dass die meisten Heroinbezüger nämlich aus dem Programm 
aussteigen. Das wird nicht untersucht. Darüber, wie viele He­
roinbezüger aus dem Programm aussteigen und wieder in 
die Gosse zurückgehen, gibt es keine verlässlichen Zahlen. 
Und dann gibt es eben noch die Vorzeigeprobanden. Im Um­
feld der Abstimmung zur Initiative «Jugend ohne Drogen» er­
schien in einer Bleler Regionalzeitung ein ganzseitiger Be­
richt über einen Heroinsüchtigen, weicher vom Staat Drogen 
erhielt - wie er sich gesundheitlich stabilisiert habe; er habe 
wieder eine Arbeit, und seine Eltern seien zufrieden. Alles 
war wunderschön, alle waren zufrieden. -- Ich kann Ihnen sa­
gen, was dieser Proband heute macht: Er wurde mittlerweile 
mehrmals von meinen Drogenfahndern aufgegriffen, ist nicht 
mehr im Programm, geht wieder auf den Schwarzmarkt, de­
linquiert wieder. Die ganze Übung: null Komma nichts, kein 
Resultat. Und wenn ich dann noch zur Kenntnis nehme, dass 
Frau Dormann den Film mit den drei Probanden propagiert: 
Ich garantiere Ihnen heute, dass diese Vorzeigeprobanden, 
diese Vorzeige-Heroinbezüger früher oder später wieder in 
der Gosse landen werden. Das garantiere ich Ihnen heute 
und hier an dieser Stelle. 
Frau Dreifuss, was Sie mit unseren Drogensüchtigen ma­
chen, ist reine Suchtverlängerung, und es ist letztendlich -
ich wiederhole mich hier - eine Beihilfe zum Selbstmord auf 
Raten. Sie lachen jetzt, Frau Dreifuss, das zeigt aber nur Ihre 
persönliche Haltung. Das, Frau Drelfuss, was Sie hier ma­
chen, müssen Sie mit Ihrem Gewissen vereinbaren - sofern 
Sie überhaupt eines haben! 

Präsident: Herr Scharrer Jürg, diese letzte Bemerkung muss 
ich rügen; sie gehört nicht in ein Votum. Betrachten Sie sich 
als gerügt. (Beifall) 

Egerszegl Christine (R, AG): Herr Scharrer, darf ich Sie als 
Mitglied einer Exekutive fragen: Was machen Sie mit einem 
chronisch Süchtigen - 42 Jahre alt, 17 Jahre schwerst dro• 
gensüchtig, zwei Jahre in einer Therapie, eine Therapie ko­
stete die Gemeinde 80 000 Franken, fünfmal ein Entzug, da­
von zweimal mit fürsorgerischem Freiheitsentzug - mit Aids 
im letzten Stadium? Was machen Sie mit einem schwerst 
chronisch Süchtigen? Wäre es nicht besser, dass man ihm 
Heroin abgäbe, wie man einem Schwerst-Krebskranken Mor­
phin geben kann? 

Scherrer Jürg (F, BE): Das sogenannte Sehwadenmodell 
hat bewiesen, dass rund 80 Prozent der Schwerstsüchtigen 
von der Sucht gehellt werden, wenn die Therapie adäquat Ist. 

Die Therapiestellen in der Schweiz haben den Nachteil, dass 
der Verbleib mehr oder weniger freiwillig ist. Das heisst, der 
Patient kann sich, wenn er will, jederzeit entfernen. Zudem 
dauert die Therapie zuwenig lang. 

Suter Marc (R, BE): Die heroingestützte Behandlung für eine 
beschränkte Zielgruppe von schwer Drogenabhängigen stellt 
aufgrund der bisherigen Erfahrungen eine sinnvolle Ergän• 
zung der Therapiepalette dar. Mit der deutlichen Ablehnung 
der Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» haben Volk und 
Stände ihre Unterstützung für die bisherige bundesrätliche 
Drogenpolitik zum Ausdruck gebracht. Darin eingeschlossen 
ist natürlich auch die Bereitschaft, die bestehenden Projekte 
weiterzuführen, insbesondere eben auch Heroin an Schwerst­
süchtige abzugeben. 
Die Therapieerfolge sind - gemessen am Ziel der Resoziali­
sierung dieser schwerkranken Menschen -- befriedigend. 
Viele konnten vor dem Abtauchen Ins Elend bewahrt werden. 
In der Drogenszene hat sich eine Beruhigung eingestellt. Die 
Beschaffungskriminalität und auch die weitere Verbreitung 
von Aids konnten eingedämmt werden, ist doch der Drogen­
strich zurückgegangen. Deshalb kommen selbst einge­
fleischte Gegner der bundesrätlichen Drogenpolitik zum 
Schluss und müssen eingestehen, dass die ärztliche Ver­
schreibung von Heroin im Rahmen einer strukturierten Be­
handlung sinnvoll und mangels Altemativen notwendig ist. 
Wenn ich nun den Exponenten der SVP-Fraktion zugehört 
habe, dann muss ich schon fragen: Wo sind eigentlich neue, 
stichhaltige Argumente? Wo zeigen Sie Altemativen auf, wie 
Schwerstsüchtige sonst erreicht werden sollen? Bei alledem 
werden wir den Verdacht nicht los, es gehe eigentlich darum, 
die krassen Missstände, die mit der Verschreibung von He­
roin haben beseitigt oder zumindest abgedämpft werden 
können, aufrechtzuerhalten, koste es, was es wolle! 
Es ist so ähnlich wie im Schlessstand: Wenn Sie schiessen 
wollen, brauchen Sie Scheiben, und diese Zielscheiben sind 
in diesem Fall die verelendeten Drogensüchtigen - Szenen 
und Bilder, die wir zum Glück hinter uns haben. Diejenigen, 
die gegen die ärztliche Heroinverschreibung sind, wollen 
diese Bilder wieder haben, wollen dieses Drogenelend sicht­
bar aufrechterhalten, damit sie weiter auf diese Scheiben 
schiessen und aus diesem Elend politisches Kapital schla­
gen können. 
Das wollen wir von der FDP-Fraktion nicht, sowenig wie es 
die grosse Mehrheit der Bevölkerung will, die voll und ganz 
hinter der pragmatischen, vernünftigen Drogenpolitik steht. 
Wir wollen die Viersäulenpolitik weiterführen und auf diesem 
Weg vorangehen. Es ist ein schwieriger Weg, und die Pro­
bleme sind bei weitem nicht gelöst. Es gibt eine viel zu hohe 
Drogenkriminalität, es gibt immer noch Drogenstrich, Elend 
usw. Aber die ärztliche Heroinverschreibung ist ein wichtiger 
Baustein, um pragmatisch zu helfen und das Problem zu lö­
sen. 
Zum Rückweisungsantrag Keller Rudolf: Herr Keller, Ihr Ein­
wand ist rhetorischer Art. Heroin ist ein Nebenprodukt von 
Morphin; Morphin wird überall in der Medizin eingesetzt. Es 
ist ohne weiteres möglich, auch in der Schweiz, aus Morphin 
Heroin herzustellen, wenn man das Produkt nicht ohnehin 
aus Frankreich, Australien oder England beziehen kann. Dort 
wird Heroin für medizinische Zwecke produziert und vertrie­
ben. 
Noch eines: Warum ist im Bundesbeschluss die Möglichkeit 
vorbehalten, selber Heroin herzustellen? Das ist sinnvoll; es 
ist eine vorsorgliche Massnahme, um sicherzustellen, dass 
wir Heroin in der Schweiz selber herstellen können, falls wir 
es nicht vom Ausland in medizinisch reiner Form beziehen 
können. Das ist nichts als selbstverständlich. 
Oberhaupt sollten sich die Antragsteller einmal die Frage 
stellen, weshalb unsere Drogenpolitik in vergleichbaren Län­
dern und Situationen auf grosses Interesse stösst. Nicht nur 
in England, wo Heroin schon lange ärztlich verschrieben an 
Schwerstsüchtige abgegeben wird, sondern auch in den Nie­
derlanden, In Deutschland, Dänemark oder Spanien wird 
jetzt ganz ernsthaft diskutiert, ob man nicht auch das tun 
solle, was In der Schweiz mit einigem Erfolg getan wird. De-
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legationen kommen in unser Land, prüfen die Heroinabgabe 
vor Ort und wollen es dann, auf ihre Verhältnisse zugeschnit­
ten, umsetzen. 
Weshalb werfen Sie uns hier Knüppel zwischen die Beine? 
Warum helfen Sie nicht mit, auf einem pragmatischen Weg, 
der international Anerkennung findet, voranzugehen, zu hel­
fen, zu unterstützen und Lösungen zu finden, anstatt aus 
dem Drogenelend weiterhin politisches Kapital zu schlagen? 

Meier Samuel (U, AG): Ich spreche im Namen der LdU/EVP­
Fraktion und empfehle Ihnen Eintreten auf den dringlichen 
Bundesbeschluss. Zwei Vorbemerkungen: 
1. Dass Süchtigkeit und Substanzenabhängigkeit Krankhei• 
ten sind, lässt sich nicht mehr wegdiskutieren. Leider geht 
der Sucht noch immer die irrige Auffassung voran, sie sei 
selbstverschuldet. Beim Übergewicht bzw. bei der Fettleibig­
keit spricht niemand von Selbstverschuldung, auch nicht 
beim Herzinfarkt. Bei der Diskussion Ober dle Drogensucht 
bekommt man immer und Immer wieder den Eindruck, die 
Selbstverschuldung sei eine komplette. Sucht ist eine Krank­
heit, eine Krankheit, die behandelt werden kann, eine Krank­
heit, die behandelt werden muss. Jeder Alkoholabhängige, 
jeder Drogenabhängige hat doch ein legitimes Anrecht auf 
eine adäquate medizinische Behandlung! 
2. Ist es nicht etwas anmassend - entschuldigen Sie den 
Ausdruck! -, wenn wir Parlamentarier uns Ober Detailfragen 
der Drogenentzugsbehandlung streiten? Nie käme es uns in 
den Sinn, in diesem Saal über eine differenzierte Antiblotika­
therapie bei Infektionskrankheiten oder Ober Antidiabetika 
bei Zuckerkrankheit zu reden. Heute aber reden wir Ober He­
roin, über Methadon, über Morphin, über einzelne Medika­
mente. Überlassen wir das den Fachleuten, welche mit den 
anerkannten Methoden der medizinischen Wissenschaft be­
handeln! Geben wir ihnen die notwendigen Kompetenzen in 
die Hand, Kompetenzen in der Form dieses Bundesbe­
schlusses, den wir vor uns haben und über den wir diskutie­
ren! 
Zur Vorlage: Bei dieser Vorlage geht es um nichts mehr und 
nichts weniger als darum, die gängige Praxis der Heroinver­
suche auf eine legale Basis zu stellen. Es geht auch darum -
und nicht zuletzt-, den Volkswillen aus der letzten Volksab­
stimmung zu vollziehen; das Stimmvolk hat damals, Sie wis­
sen es noch, zur Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» nein 
gesagt und sich damit indirekt für die Weiterführung der bun­
desrätlichen Drogenpolitik ausgesprochen. 
Die ärztliche Verordnung von Heroin Ist ein Teil dieser bun­
desrätllchen Drogenpolitik. Es ist enorm wichtig, dass die 
Verschreibung von Heroin ohne Verzug weitergeführt wer­
den kann. Aus diesem Grund ist es auch notwendig, dass wir 
diesen Bundesbeschluss dringlich erklären. 
Zum Schluss ein Blick In die Zukunft: Die heute zu behan­
delnde Vorlage über die ärztliche Verschreibung von Heroin 
ist eine vorgezogene Teilrevision des Betäubungsmitteige• 
setzes. Es ist ein wichtiger, ein dringlicher Bereich, den wir 
heute zu beschliessen haben haben. Darf ich Sie aber, Frau 
Bundesrätin Dreifuss, daran erinnern, dass die Revision des 
Betäubungsmittelgesetzes als Richtliniengeschäft in der Le• 
glslaturplanung 1995-1999 enthalten Ist? Vielleicht können 
Sie uns in der anschliessenden Diskussion noch einige Aus­
führungen zum weiteren Fahrplan der Revision dieses Ge• 
setzes machen. 
Unsere Fraktion lehnt den Antrag der Minderheit Bortoluzzi 
auf Rückweisung und den Antrag Fahr Hans auf Nichteintre­
ten ab; sie empfiehlt Ihnen Eintreten auf die Vorlage und Zu­
stimmung zum Bundesbeschluss. 

Eymann Christoph {L, BS): Die liberale Fraktion ist für Eintre­
ten. Der Handlungsbedarf ist gegeben; darauf haben die Be­
richterstatterin und der Berichterstatter sehr gut hingewiesen. 
Wir stimmen heute über Hilfsmassnahmen zugunsten 
schwerstkranker Menschen ab. Dabei müssen wir uns be­
wusst sein, dass wir uns im Bereich der Symptombekämp­
fung bewegen. Die Ursachen dieser Abhängigkeiten, dieser 
Suchtkrankheiten liegen bekanntlich anderswo und sind sehr 
heterogen. 
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Mit der gesetzlich sauber geregelten und ärztlich kontrollier­
ten Abgabe von Heroin werden mehrere Ziele erreicht: Wir 
unterwandern den illegalen Markt- das ist ein Angriff auf ver­
brecherische Tätigkeiten, indem der «nervus rerum» getrof­
fen, nämlich die Nachfrage reduziert wird -. wir bekämpfen 
die Beschaffungskriminalität; es findet eine Aldsbekämpfung 
und eine Bekämpfung der Drogenprostitution statt, und wir 
treten auch den Kampf gegen die Verelendung an, wir ver­
hindern offene Szenen. Die Heroinabgabe gemäss der Vor­
lage, wie sle jetzt zu behandeln ist, hat positive Auswirkun­
gen auf die Drogenkranken und auf die übrige Bevölkerung. 
Das Volk hat bekanntlich die Drogenpolitik des Bundesrates, 
über einen Teil dieser Drogenpolitik sprechen wir heute, ak­
zeptiert, indem die Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» in 
der Abstimmung ganz klar verworfen worden ist. 
Wir dürfen auch nicht vergessen, dass im Bundesamt für Ge­
sundheit im Bereich der Prävention sehr gute Arbeit geleistet 
wird. Auch hier ist die bundesrätliche Politik sehr gut. 
Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass die Problematik 
vor allem die Städte betrifft. Das darf aber nicht heissen, dass 
sich die Kantone ohne grössere Städte und die Gemeinden 
von der Unterstützung - auch von der finanziellen Unterstüt­
zung - dispensieren lassen könnten. In der Regel halten sich 
nämlich Drogenkranke lieber in einer grösseren Agglomera­
tion, In einer Stadt auf; diese Zentrumsleistung muss den 
Städten abgegolten werden. 
Zu einzelnen Bemerkungen meiner Vorredner: Es ist kritisiert 
worden, dass sich das Bundesamt für Gesundheit mit Betäu­
bungsmitteln beschäftige, das sei doch nicht Sinn der Ge­
sundheitsvorsorge. Ich glaube, man müsste dieses Amt kriti­
sieren, wenn es sich nicht um diese Thematik kümmern 
würde - und nicht deshalb, weil mit der Heroinabgabe eine 
Problemlösung oder eine Linderung des Problems ange­
strebt wird! Von den kritisierenden Votanten hat keiner alter­
native Lösungsvorschläge vorgebracht. Wir haben es festge­
stellt: Es ist mittlerweile eine drogenpolitische Debatte ge­
worden. 
Ich möchte auch darauf hinweisen, dass kein Kanton, kein 
Gemeinwesen daran gehindert wird, die Heroinabgabe mit 
anderen Massnahmen zu ergänzen. Wir verbauen keinen 
anderen Weg, z. B. eine höhere Polizeipräsenz. 
Zu den Angriffen gegen das Eidgenössische Departement 
des Innern: Es ist gesagt worden, dass man in der SVP-Frak­
tion Vorlagen aus diesem Hause mit Vorsicht begegne. Ich 
meine, es ist unsere Aufgabe, allen Vorlagen aus allen De­
partementen mit Vorsicht zu begegnen - aber besonderes 
Misstrauen einem Departement gegenüber finde ich unange­
bracht! Ich möchte Herrn Fahr Hans doch sagen, dass er es 
mit seinem Bundesrat halten soll, der mit seinem Aufruf zum 
Fair play sinngemäss mehrfach gesagt hat. man solle aufs 
Tor schlessen und nicht auf den Torhüter. Dieser Bundesrat 
wird übrigens von der liberalen Fraktion sehr geschätzt. 
Zu den Vorwürfen, Heroin sei kein Medikament: Die Abgabe 
von Heroin taugt dazu, den momentanen Zustand der Patien­
tin oder des Patienten zu verbessern, und die Abgabe hat 
erst noch die Nebenwirkung, dass die Gesellschaft, die unter 
den offenen Szenen leidet, besser vor diesen Symptomen 
geschützt wird. Deshalb ist es meiner Meinung nach akade­
misch, darüber zu diskutieren, ob es sich um ein Medikament 
handelt oder nicht. Die Allgemeinheit profitiert hinsichtlich Si· 
cherheit, geringerer Belästigung, und sie profitiert auch von 
einer Kostensenkung. 
Die ausländischen Drogenhändler müssten härter angefasst 
werden, heisst es. Auch In dieser Beziehung wird nichts ver• 
hindert, wenn wir diesem Beschluss zustimmen. Es liegt in 
der Kompetenz der Kantone, hier vorzugehen. Auch sind wir 
in diesem Haus und In den Kantonsparlamenten frei, andere 
oder härtere Massnahmen zu beschliessen. 
Mehrfach ist das Beispiel Basel erwähnt worden. Ich möchte 
hier absolut nichts beschönigen; es ist eine Tatsache, dass in 
Basel eine Verschlechterung der Situation stattgefunden hat. 
Daraus aber zu folgern, die Basler Drogenpolitik sei geschei­
tert, und das noch als Beweis dafür heranzuziehen, dass wir 
nicht auf die Vorlage eintreten oder sie zurückweisen soll­
ten - diese Beweiskette taugt nicht! Es ist eine Tatsache, 
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dass sich in Basel zum Teil wieder eine offene Szene eta• 
bliert hat. Es ist eine Tatsache, dass hier andere Massnah• 
men nötig sind. Ich gehe davon aus, Herr Keller Rudolf, dass 
Sie, der Sie in einer Vorortsgemeinde von Basel wohnen und 
sämtllche Zentrumsleistungen profitierend in Anspruch neh­
men können, auch ja sagen werden, wenn es darum geht, die 
Zentrumsleistungen, die zur Bekämpfung der offenen Szene 
in Basel verstärkt werden müssen, finanziell mitzutragen. 
Zur schweizerischen Drogenpolitik: Ich glaube, wir dürfen 
festhalten, dass in einer Phase, in welcher es keine Patent­
rezepte gibt, in welcher uns niemand sagt, so und nicht an­
ders muss man diesem Phänomen begegnen, Mut nötig ist. 
Es ist Mut gefordert, es muss etwas Neues gewagt werden, 
auch wenn es sich - und dieses Wort ist sehr heikel, weil es 
im Zusammenhang mit Menschen gebraucht wird - um Ex­
perimente handelt. Wir begrüssen es, dass hier Neuland be­
schritten wird. Mit der heute zu behandelnden Regelung wird 
eine saubere gesetzllche Grundlage für einen Zustand ge­
schaffen, den wir schon kennen. 
Ich glaube, der Vorwurf, der von Herrn Scharrer Jürg an Frau 
Bundesrätin Dreifuss gerichtet worden ist - man strebe ab• 
sichtlich und bewusst eine Suchtverlängerung an -, braucht 
hier nicht diskutiert zu werden. Es Ist für mich auch ein Be­
weis für einen Argumentationsnotstand, wenn man derart auf 
der Gefühlsebene argumentiert. 
Ich möchte Sie im Namen der liberalen Fraktion darum bitten, 
auf die Vorlage einzutreten und den Antrag der Minderheit 
Bortoluzzl auf Rückweisung abzulehnen. 

Keller Rudolf (D, BL): Die demokratische Fraktion unterstützt 
die gestellten Nlchteintretensanträge und, falls diese nicht 
angenommen werden, die Rückweisungsanträge. 
Es ist nun drei Jahre her, seit ich mit der Kommission fürs~ 
zlale Sicherheit und Gesundheit in Basel ein "Flxerstübli» 
besuchen durfte. Stolz wurde uns von den Verantwortlichen 
das Basler Drogenabgabemodell als Vorzeigeprojekt, das 
wegweisend für die schweizerische Drogenpolitik sei, prä­
sentiert; die Kriminalität gehe zurück, und überhaupt werde 
alles viel besser. Vielen Süchtigen gelinge gar der schritt­
weise Ausstieg und damit nicht wenigen auch die Resoziali­
sierung. 
Inzwischen wissen wir, dass diese Versprechen nicht gehal­
ten werden konnten. Der Drogenhandel blüht in Basel mehr 
denn je, natürllch fest in Ausländerhand. Immer mehr Eltern 
sind ob der misslichen Basler Zustände äusserst besorgt und 
verlassen gleich scharenweise den Kanton Basel-Stadt als 
Wohnort und ziehen aufs Land deswegen. Die Kriminalität 
weitet sich aus. Viele dieser angebotenen, die Drogensüchti­
gen angebllch unterstützenden zusätzlichen Hilfsmassnah­
men zeigen uns aber, dass diese ach so hochwohllöblichen 
Hilfsmassnahmen eben wenig positive Auswirkungen zeiti­
gen, dass die positiven Auswirkungen an einem kleinen Ort 
Platz haben. 
Es sind in der Drogenmusterstadt Basel in letzter Zelt neue 
Orte entstanden, wo der Drogenhandel und der Drogenkon­
sum ganz massiv zu blühen begonnen haben. Regierungsrat 
Jörg Schilds Drogenvorzeigemodell ist am Scheitern, und es 
zeigt sich, dass auch die bundesrätliche Drogenpolitik ein 
«Schönwettermodell» ist. Was der Bund nun zu vollziehen 
versucht, ist längst kein wissenschaftlicher Versuch mehr, 
sondern eine flächendeckend neue Drogenpolitik. 
Es mag sein, dass dort, wo die sozialen und gesellschaftli• 
chen Strukturen noch einigermassen intakt sind, das Drogen­
abgabemodell auch noch elnigermassen funktionieren kann, 
vielleicht in Luzern oder in St. Gallen besser, schlechter aber 
ln Olten, Basel, Bem oder Zürich. Insbesondere in den gros­
sen Zentren wird es Immer schlimmer. Mitunter ist das auch 
eine Folge der verfehlten liberalen Ausländer- und Asylpoli­
tik. Sie lassen heute fast alle und jeden ins Land, nebst bra­
ven Leuten eben leider auch sehr viele Drogenhändler und 
sonstige Kriminelle. In Basel beherrschen dann genau dieje­
nigen Leute das Feld und bringen das ganze gesellschaftli­
che Leben immer mehr zum Kippen. 
Leider bin ich aufgrund des Basler Anschauungsunterrichts 
davon überzeugt, dass es immer schlimmer wird. Deshalb 

können wir Schweizer Demokraten und auch die Lega dei 
Ticinesi diese Politik nicht unterstützen. Wenn der Zerfall der 
Stadt Basel im bisherigen Tempo weitergeht, werden die 
schlimmen Zustände, wie wir sie heute haben, in zehn Jah­
ren rückblickend als idyllisch zu bezeichnen sein. 
In der bundesrätlichen Botschaft reden Sie vom Viersäulen­
modell des Bundes: Prävention, Therapie, ÜberlebenshiHe 
und Repression. Sie wollen die Verelendung bekämpfen-da 
muss wohl lachen, wer die Basler Zustände von heute kennt. 
Wenn Prävention und Repression wie in Basel zusehends 
versagen, sind auch Therapie und Überlebenshilfe immer 
mehr in Frage gestellt. Somit steht auch Ihre Drogenabgabe 
auf sehr tönernen Füssen. 30 000 Menschen sollen laut bun­
desrätllchen Aussagen von sogenannt harten Drogen wie 
Heroin und Kokain abhängig sein. In Wirklichkeit werden es 
wohl noch viel mehr sein. Viele, die in den Programmen mit• 
machen, konsumieren nebenbei eben auch noch andere 
Drogen, Alkohol, Tabak und Beruhigungsmittel. Solange Sie 
diese Leute nicht für einige Zelt aus den allgemeinen gesell­
schaftlichen Strukturen herausnehmen, ist die Rückfallgefahr 
gross und grösser. 
Die Schweizer Demokraten haben in der Vernehmlassung 
die sogenannt «heroingestützte Behandlung der Süchtigen» 
abgelehnt, und dieser Linie bleiben wir auch weiterhin treu. 
Für uns ist es unbestritten, dass die Drogenpolitik der letzten 
Jahre mit der liberalen Haltung der verantwortlichen Politiker 
wie auch der Justiz teilweise zu einem Fiasko geworden ist. 
Dies nicht nur in der Schweiz; auch in Ländern wie Schweden 
und Holland hat eine zunehmend liberale Drogenpolitik zu 
mehr Kriminalität und Verelendung geführt. Die Repression 
hat als Instrument gegen den Drogenmissbrauch nicht ver­
sagt, wie das gewisse Kreise immer wieder suggerieren wol• 
len. Vielmehr wurde dieses Instrument der Drogenbekämp­
fung in den letzten Jahren nur noch halbherzig angewandt. 
Dies ist auch logisch, denn Ihre Politik ist die der Drogenab­
gabe, deshalb auch die heutige Vorlage. Für Sie ist längst 
entschieden, dass dies der bessere Weg ist. Wir zweifeln 
aber aufgrund der Faktenlage daran. 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Erlauben Sie 
mir eine Vorbemerkung: Schwerstab hängige drogensüchtige 
Menschen sind Menschen und bleiben Menschen, auch 
wenn sie unappetitlich und verelendet sind. Es sind Men­
schen, die schwerstkrank sind. Wir haben von Dr. Meier ge­
hört, der selber Arzt Ist, dass diese Krankheiten in den wenig• 
sten Fällen gehellt werden können, aber sie können immer­
hin gelindert werden. Wie wir in der Onkologie nach neuen 
Möglichkeiten suchen, den schwerstkranken Krebspatienten 
zu helfen, so sind wir auch auf der Suche nach Möglichkei· 
ten, den schwerstsüchtigan Menschen zu helfen. 
Tatsache ist - das hat auch Herr Scharrer von der Freiheits­
Partei bestätigt-, dass die Versuchsphase mit der drogenge­
stützten Heroinabgabe Erfolge gezeitigt hat, dass man die 
Leute sehr stark stabilisieren konnte; ihr gesundheitlicher Zu­
stand hat sich verbessert, und sozial sind sie grösstentells in­
tegriert. Es gibt Ausnahmefälle, die es nicht geschafft haben; 
sie sind sanktioniert und vom Programm ausgeschlossen 
worden, weil sie neben der Drogenabgabe noch andere Dro­
gen konsumiert haben, z. B. Kokain. Es ist unbestritten - ich 
habe es vorhin erwähnt -, dass nicht alle Probanden und 
Probandinnen reüssiert haben. 
Herr Fahr und Herr Waber, Sie haben Nichteintreten bean­
tragt; mir hat aber etwas gefehlt: Sie haben keine Altemative 
aufgezeigt, wie man diesen schwerstkranken süchtigen Men­
schen helfen kann. 
Der Vollständigkeit wegen müsste ich Herrn Keller noch sa­
gen - er hat die Vergleiche mit allen europäischen Ländern 
angeführt und deren restriktive Drogenpolitik gerühmt -: Sie 
haben vergessen zu sagen, dass die Schweiz mit Frankreich 
und Schweden das einzige Land Ist, das den Konsum von 
Drogen überhaupt noch bestraft. · 
Zu den von der Minderheit Bortoluzzi und Herrn Keller einge­
reichten Rückweisungsanträgen: Herr Bortoluzzi hat auch in 
der Kommission einen Rückweisungsantrag gestellt. Ihm 
genügen die versuchsbegleitenden Forschungsbeauftragten 
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nicht, zu denen unter anderen die Professoren Uchtenhagen 
und Gutzwiller gehört haben. Namentlich hegt Herr Borto­
luzzi ihnen gegenüber ein gewisses Misstrauen und vermisst 
die ihm vom Bundesrat in Aussicht gestellte Unabhängigkeit. 
Es ist zu erwähnen, dass eine Gruppe von 13 internationalen 
Experten aus verschiedenen wissenschaftlichen Fachgebie­
ten im Auftrag der Weltgesundheitsorganisation (WHO) un­
sere Versuche der heroingestützten Abgabe zuhanden der 
Betäubungsmittelkommission der Uno geprüft hat. Diese 
WHO-Experten haben bisher die Forschungsdokumentation 
und einige Polikliniken in Augenschein genommen. Sie äus­
serten sich positiv über unser Forschungsdesign, sie halten 
die Versuche für sinnvoll und durchführbar, und sie sind über­
zeugt davon, dass die Versuche wichtige wissenschaftliche 
Informationen liefern. Mit dieser Sicherstellung der Einhal­
tung der klar definierten Vorgaben für die Versuchsphase 
bleibt kein Zweifel an der Seriosität der begleitenden For­
schungsbeauftragten offen. 
Deshalb hat Ihre Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit den Rückweisungsantrag Bortoluzzi mit 21 zu 
3 Stimmen abgelehnt. 
Weiter ist zu erwähnen, dass Delegationen aus rund zwanzig 
Ländern die Heroinverschrelbungsprojekte besucht und mit 
den Verantwortlichen Gespräche über diese Politik geführt 
haben. Vor einem Jahr hat sich das holländische Parlament 
ebenfalls für Versuche zur ärztlichen Verschreibung von Be­
täubungsmitteln ausgesprochen. In der Zwischenzeit ist in 
Holland eine klinische Studie über die Abgabe von spritzba­
rem und rauchbarem Heroin mit 50 Probandinnen und Pro­
banden angelaufen. Indirekt bestätigen uns diese Instanzen, 
dass sich unsere Versuche mit der ärztlich verschriebenen 
Heroinabgabe bewährt haben, und sie können für uns eine 
unabhängige Beobachterfunktion übernehmen. 
Die WHO-Expertengruppe wird die Bedeutung der For­
schungsergebnisse für die internationale Gemeinschaft kom­
mentieren. Das Erscheinen dieses entsprechenden Schluss­
berichtes ist gernäss Information der WHO für Anfang 1999 
in Aussicht gestellt. Ich habe erwähnt, dass mir das BAG die 
Auskunft gegeben hat, dass diese Schlussberichte frühe­
stens im Frühling 1999 für das Publikum zugänglich sind. 
Ich bitte Sie, auch den Rückweisungsantrag Keller Rudolf ab­
zulehnen. Ihnen ist vielleicht nicht bekannt, Herr Keller, dass 
eine weltweite Kontrolle über den Markt der bestehenden 
Substanzen sowie über deren Herstellung besteht. Es ist 
wichtig zu wissen, dass es für das Heroin keinen freien Markt 
gibt. Es besteht eine Deklarationspflicht der Hersteller ge­
genüber dem INCB in Wien, welches ein Kontrollorgan der 
Uno ist. Die Länder sind verpflichtet zu deklarieren, was sie 
produzieren und zu welchem Zweck. Auch Verschiebungen 
zwischen den Staaten brauchen eine Bewilligung der interna­
tionalen Kontrollbehörde. Die Schweiz muss demzufolge für 
jeden Import der Substanzen eine neue Bewilligung einho­
len. Die notwendigen Kontrollsysteme zur Verhinderung ei­
nes freien Marktes für Heroin sind somit gegeben. 
Der Ständerat hat sich eingehend mit dem Anliegen befasst, 
das auch Herr Keller in seinen Rückweisungsantrag aufge­
nommen hat, nämlich die Frage des Anbaus und der Herstel­
lung der Drogen in der Schweiz. Er wollte dies nämlich ver­
bieten. Er hat aber nach der Diskussion explizit den Anbau 
und die Herstellung von Stoffen nebst deren Einfuhr und In­
verkehrbringen in Artikel 8 Absatz 6 beschlossen. Heute wer­
den Stoffe im Ausland eingekauft, auf ihre Qualität kontrol­
liert, anschliessend sterilisiert und verpackt. Nur so kann si­
chergestellt werden, dass einwandfreie Ware in den Verkehr 
gebracht wird. Juristisch stellt sich nämlich die Frage, ob das 
Sterilisieren und Veredeln eines Produktes bereits zum Her­
stellungsprozess gehört. Deshalb liess der Ständerat die 
Herstellung im Beschluss stehen. 
In Zusammenhang mit der Heroinabgabe stellt sich zudem 
die Frage der Kohärenz und der Konsequenz. Wenn wir ei­
nerseits die Bewilligungen nur für Einfuhr und Inverkehrbrin­
gen erteilen, andererseits aber den Anbau und die Herstel­
lung in der Schweiz absolut ausschliessen, müssen wir uns 
allen Ernstes die Frage gefallen lassen, warum wir zwar das 
eine tun, das andere aber verbieten, so unter dem Motto: Die 
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Länder, die diese Ware produzieren und herstellen, sollen 
sich selber die Hände schmutzig machen; Hauptsache, wir 
halten unsere Weste sauber. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, dem Eintreten zuzu­
stimmen und alle Rückweisungsanträge abzulehnen. 

Scherrer Jürg (F, BE): Frau Dormann, Sie haben jetzt fest­
gestellt, dass ich gesagt habe, während des Heroinabgabe­
programms werde eine gewisse Stabilisierung der Proban­
den festgestellt. Haben Sie auch zur Kenntnis genommen, 
dass ich gesagt habe, dass die meisten Probanden aus dem 
Programm aussteigen und wieder auf der Strasse - also in 
der Verelendung - landen? 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Ich habe er­
wähnt, dass es immer Ausnahmefälle gibt, d. h. Probanden, 
die das Programm nicht bestehen, dle sanktioniert werden, 
wenn sie zusätzlich zur Heroinabgabe auf der Gasse noch 
Drogen konsumieren. Das habe ich erwähnt. Das Verhältnis 
Ist aber umgekehrt. Nach meinen Erfahrungen und Zahlen 
sind es wenige, die im Programm nicht reüssiert haben. Sie 
haben natürlich andere Erfahrungen gemacht. 

cavalll Franco (S, Tl), rapporteur: Notre commisslon a ac­
cepte d'entrer an matiere, avec une seule opposltion, je le 
rappelle. Mäme M. Pidoux qui n'a jamais ete tres tendre a 
l'egard de cette politique n'a pas vote contre; il s'est abstenu. 
A la suite des declarations des differents groupes, j'aimerais 
aussi exprimer quelques doutes, par exemple a l'egard de la 
Lega dei Ticinesi qui est contre, alors qu'au moment de la vo­
tation sur l'initiative populaire «Jeunesse sans drogue», eile 
s'etait prononcee pour la liberte devote; et on sait de plus 
que son president n'est pas contre cette politique. 
Pourfaire un commentaire general sur la discussion qu'on a 
eue jusqu'a maintenant, je dols dire que, dans beaucoup d'ln­
terventions de ceux qui ont demande de ne pas entrer en ma­
tiere, j'ai retrouve la mäme ignorance des donnees fonda­
mentales du probleme qua j'avais trouvee parmi las mem­
bres du Congres americain dont je vous ai parle precedem­
ment. La chose qui m'avait frappe le plus a ce moment-la, 
c'etalt qua le president de cette commission, qui etait tres vio­
lent vis-a-vis de notre pays et contre notre politique de la dro­
gue, etait an mäme temps president de l'«American Rifle As­
sociation». Cela vous demontre quels types de complexes 
d'inferiorite, de complexes en general et de fantaisies vlolen­
tes se defoulent dans beaucoup d'oppositions contre cette 
politique, C'est cette attitude malsaine qui conduit au pheno­
mene de «l'opiophobie fondamentaliste» qui sevit dans une 
tres grande partle du monde, et qui a pour consequence qua 
des milliers, des centaines de milliers de personnes ayant 
des douleurs, surtout a cause du cancer, ne rec;oivent pas 
d'opioides pour las calmer. Ceci simplement parce qua la po­
litique du gouvemement est axee sur cette «opiophobie fon­
damentaliste». Qa, c'est Ja consequence entrafnee par le 
type de raisonnements que j'ai entendu icil 
Encore deux mots sur deux aspects lmportants de la dlscus­
sion: 
1. Les essais effectues. Je ne veux pas repeter tout ce qua 
j'ai dit precedemment, mais je dis encore unefois qua, du point 
de vue de la methodologie scientifique, il n'y a pas d'altema­
tlve au type d'essais realises an Suisse. Tous ceux qui pre­
tendent qu'il y a des altematlves, j'aimerais las entendre las 
formuler. Je n'ai jamais entendu an formuler une seule, parce 
que, du point de vue scientifique, il n'y en a pas. Ceux qui pre­
tendent le contraire disent simplement des mensonges. 
2. Que c;a vous plaise ou non, l'heroTne est aussi un medica­
ment, une substance therapeutique qul a une place tout a fait 
reconnue, par exemple dans le traitement de certains types 
de douleurs causees par le cancer qui ne peuvent ätre con­
trölees que par l'heroine. Alors, c'est de la foutaise de dire 
qua l'herorne n'est pas un medicament; l'heroTne est aussi un 
medicament. 
Comme je me doute que certaines parties du Parlament ne 
comprennent pas toujours ce qui se dit an franc;ais, je vou­
drais terminer avec une phrase an allemand: 
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Man muss anerkennen, dass Heroin auch eine therapeuti­
sche Substanz ist. Deswegen lasse ich mir von niemandem 
im Saal - auch nicht vom Polizeidirektor von Biel - sagen, 
dass diese Politik irrsinnig sei. 

Maspoll Flavio (D, TI): Pare ehe sia diventata una tradizione 
ehe ai colleghi socialisti ticinesi io debba porre delle do· 
mande. Permetta anche lei ehe gliele ponga in italiano. 
lndipendentemente dal fatto ehe il nostro presidente era con­
tro o a favore di determinate cose, lei sapra anche ehe noi ab· 
biamo un municipale a Lugano ehe e decisamente contro 
questa cosa. Dunque, se la Lega e contro, sono anche un po' 
affari nostri, e non dovrebbero preoccuparla plu di quel tanto. 
Ma mi dica, lei ehe e un conslgllere nazionale di belle spe­
ranze con un grande futuro, e soprattutto lei ehe e medico e 
dunque onnlpotente e onnisciente: Lei puo dirmi ehe quello 
ehe propone, e la soluzione per la droga? Perche vede, io 
non ho questa pretesa. lo non so cosa fare a proposito del 
problema della droga. Ma lei e convinto ehe quello ehe pro­
pone e la panacea per tutti i mali? 

Gulsan Yves (R, VD): Je partage largement vos vues sur le 
fond et jene vals pas les remettre en discussion. Mais j'aime­
rais quand meme vous poser une question: pourquoi faut-il 
un arrete federal qui specifie cette approche, alors que l'arti­
cle a de la loi sur les stupefiants permet parfaitement de re­
courir a ces modalites therapeutiques, sans autres disposi• 
tions? 

Cavalll Franco (S, Tl), relatore: Rispondo dapprima all'ono­
revole Maspoli. lo non credo ehe la posizione di un munici­
pale, anche se e di una citta cosl importante come Lugano, 
sia decisiva. lo ho semplicemente riferito il fatto ehe, quando 
c'e stata la votazione sull'iniziativa «Gioventu senza droga», 
la Lega ha dato liberta di voto e ehe il vostro presidente ha 
sempre detto ehe e d'accordo su questa politica. 
Non penso ehe questa soluzione sia la panacea per tutto il 
problema della droga. E l'unica cosa ehe possiamo fare in 
questo momento; fra qualche anno magari saremo in grado 
di fare delle cose migliori. Al momento non c'e soluzione mi­
gliore. 
Monsieur Guisan, vous savez qu'on est en train de reviser la 
loi sur las stupefiants. Alors, vu les problemes politiques qui 
se sont poses dans notre pays et vu qua ce qu'on a fait 
jusqu'a maintenant n'etait base que sur une ordonnance, il 
est bon du point de vue de la politique de l'Etat qu'on donne 
une meilleure base legale a ce qu'on est en train de faire. 
C'est pourquoi je pense qu'il est bon d'avoir un arrete federal 
en la matiere. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: En repondant a certai­
nes questions posees durant ce debat, je veux faire en sorte 
de vous permettre non seulement de prendre une decision 
claire d'entree en matiere, mais aussi de traiter le projet du 
Conseil federal, las decisions du Conseil des Etats et les pro­
positions de votre Commission de la securite sociale et de la 
sante publique, c'est-a-dire l'arrete qua vous avez sous las 
yeux. 
Je reviens a la questlon posee par M. Maspoli aux rappor­
teurs: est-ce la panacee? C'est une question que l'on a en­
tendue dans d'autres exposes. Bien sür que non! Qa n'est 
pas la panacee, c'est un element d'un eventail therapeutique, 
d'un ensemble d'approches du probleme dans sa dimension 
de therapie. II y a encore d'autres elements dont nous avons 
besoin pour mener une politique de la drogue et qui ne se ll­
mitent pas a la therapie: la repression, par exemple. Nous en 
avons peu parle ici, et ce n'est pas le cadre pour le faire. Je 
rappelle que la repression est l'element de la politique fede­
rale qui mobillse le plus de moyens par rapport aux autres 
elements dont je vais parler rapidement. Par ce blals, nous 
participons pleinement aux efforts de la communaute interna­
tionale, tant il est vrai que ia lutte contre le crtme organise, qui 
contrOle les chemins de la drogue, ne peut pas Atre menee 
dans un seul pays. Nous sommes fiers et heureux de partici­
per, avec d'autres pays, a la lutte contre le crime organise. 

Nous avons l'element de prevention, un element qui, meme 
s'il ne mobilise pas beaucoup de moyens, et meme s'il n'est 
pas au premier chef de la competence de la Confederation, 
est a mes yeux le principal. II faut que nous partions de l'idee 
que la drogue est helas presente dans notre societe, que 
toute personne qui veut trouver de la drogue peut le faire en 
quelques heures au maximum, parfois en quelques dizaines 
de minutes; parce que la drogue est la, et que le plus impor­
tant est de permettre aux personnes, et en particulier aux jeu­
nes de ce pays de dire: «Je n'en ai pas besoin, je peux m'en 
passer, jene veux pas faire cette experience». Et Dieu merci, 
c'est la tres grande, l'ecrasante majorite qui reagit de cette fa­
Qon, et qui dit: «Jene veux pas essayer, jene veux pas m'en­
gager dans cette voie. Cette voie m'inquiete par la depen­
dance dans laquelle elle pourrait me mettre.» 
Et puis, il y a la reduction des risques, et ce n'est pas non plus 
de cela que nous parlons aujourd'hui, et qui est J'approche 
compatissante, celle qui est animee par cet esprit de «Für­
sorge», comme le disalt tout a !'heure un des intervenants, 
qui consiste a dire que l'on ne peut pas laisser crever dans le 
caniveau des gens qui s'adonnent a la drogue. On ne peut 
pas les exposer au danger de la contamination du sida, et 
maintenant aussl, de la contamination - dont nous avons re­
connu toute la gravite - de certaines formes d'hepatite. Nous 
devons etre a leurs cötes pour les empecher de nuire. C'est 
cela qui anime non seulement l'equipe de !'Office federal de 
la sante publique, mais egalement le Conseil federal, et bien 
s0r moi-m~me en tant que ministre de la sante: nous ne pou­
vons pas accepter que la derive toxicomaniaque mene a la 
mort et a la contamination d'autres personnes. Voila la reduc­
tion des risques, voila l'engagement que je prends de veiller 
a la sante de cette population. C'est ainsi que je le com­
prends. 
Alors, revenons a la therapie. Je l'ai dit, dans le spectre des 
differentes activites therapeutiques, il y en a beaucoup. Et les 
therapies qui s'appuient sur la prescription d'heroine ne sont 
qu'une therapie, et - nous en sommes persuades- une the­
rapie qui n'est pas la therapie a laquelle on a envie de recou­
rir. On a envie d'essayer d'autres formes de therapie, de voir 
des gens prendre tout de suite la voie de l'abstinence, accep­
ter tout de suite de s'engager dans cette voie-la. Et la, nous 
butons sur un obstacle: avec l'offre therapeutique qui etait la 
nötre jusqu'a il y a quelques annees, nous n'arrivions pas a 
atteindre tout le monde. 
Je dois le dire tres clairement a M. Bortoluzzi: avec ce que 
nous vous offrons aujourd'hui de faire, nous n'arriverons pas 
non plus a atteindre tout le monde. Mais nous aurons atteint 
un groupe de plus, et un groupe particulierement vulnerable, 
particulierement en danger, et particulierement dangereux 
aussi en termes de sante publique pour l'environnement, 
pour les personnes qui sont liees a ces toxicomanes, cela 
suffisamment pour vous recommander de le faire. 
II faut que nous ayons une politique pragmatique qul nous 
permette de jouer sur toute la gamme des Interventionspos­
sibles. II nous faut faire confiance a une approche medicale 
ou l'on se dit que l'on doit, jusqu'au bout, tout essayer, tout 
essayer pour aider des gens. Et lorsqu'on echoue dans un 
domaine, on ne doit pas se heurter a un tabou qui nous em­
peche encore, toujours, d'essayer d'aider d'abord, de remet­
tre sur pled, de soigner, d'engager dans une therapie plus 
exigeante. Vous verrez qu'une des formulations que le Con­
seil des Etats a introduites va tout a fait dans ce sens de faire 
periodiquement le bilan pour voir sl le moment d'une plus 
haute exigence therapeutique n'est pas arrive. 
Je vous en prie, regardez la foret, la foret de l'ensemble de la 
politique, avec tous ses Instruments, et ne croyez pas que le 
projet du Conseil federal serait stupide au point de reduire la 
politique de la drogue a des therapies pour un nombre limite 
de personnes qui s'appuient sur la prescriptlon d'heroine. 
Le Conseil federal vous demande donc d'entrer en matiere. 
Je reponds a certains arguments de ceux qui ont presente 
des propositions allant dans le sens contraire. 
M. Fahr Hans parle d'intention de rendre la consommation de 
stupefiants non punissable ou non criminelle. II semble nous 
faire le proces d'intention de vouloir faire pas a pas des cho-
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ses que la collectivite n'aimerait pas que nous fasslons dans 
ce domaine. Permettez-moi de vous dire que c'est exacte­
ment le contralre qul est vrai. Ce que nous faisons pas a pas, 
c'est un processus collectif d'apprentissage, c'est chercher 
tous ensemble quelles voies peuvent nous aider a repondre 
a des defls parmi les plus difficiles a relever pour !es societes 
actuelles, qui sont la tendance a la dependance avec des 
substances legales et illegales et l'immixtion du crime orga­
nise dans notre societe. Personne ne peut se vanter d'avolr 
trouve la solutlon definitive, mais nous pouvons nous vanter 
d'etre parml les pays du monde un de ceux qul abordent ce 
probleme avec la plus grande volonte de le resoudre, avec la 
plus grande fermete envers le crime organise, mais avec la 
plus grande modestie. Cela nous permet de dlre que nous 
devons continuer a apprendre ensemble, experimenter de 
nouvelles voies, etre pragmatlques, et, surtout, que nous ne 
devons pas acoepter de balsser les bras devant le probleme 
de la toxicomanie, de la mort, de la misere et du malheur 
qu'ils entratnent. 
Les dispositions dont parlalt M. Fehr et qui le choquent pa­
reillement n'ont rien de nouveau, alles emanent de groupes 
de speclalistes et ont ete reprises par la commission Schild. 
Que fait ici le Conseil federal? II dit qu'il ne sait pas encore si 
c'est une bonne solution. II ne donne pas son appui a des so­
lutions de ce genre avant d'en savoir plus, avant que le debat 
alt pu etre approfondi dans Je pays, avant que chacun -
comme il l'a fait avec las therapies dont nous parlons 
aujourd'hui - soit arrive a une bonne connaissance des effets 
positifs et negatifs d'une telle mesure. II n'y a donc aucune 
politique du salaml, aucune volonte de couper en tranches 
des reformes qua l'on imposerait a quiconque. Non! II y a une 
volonte collective de prendre un probleme apres l'autre et de 
voir s'il est possible de trouver une meilleure solution 
qu'aujourd'hui, une meilleure solution eventuellement que 
celle dont nous discutons et qui a deja fait l'objet de proposi­
tions dans le cadre de la commission Schild. 
SI j'ai donne a la revlsion de la lol sur les stupeflants (LStup) 
le rythme lent qul d99oit certains, et en particulier certains de 
ceux qul sont proches de moi, c'est blen parce que jene veux 
pas d'une reforme de la loi qui ne s'appuie pas sur cette de­
marche pragmatique, raisonnable, ou l'on discute ensemble, 
ou l'on reconnalt ce qu'on sait et ce qu'on ne sait pas, et ou 
on essaie de trouver de meilleures solutions. 
Partant, Monsieur Fehr, l'attitude du Conseil tederal n'est 
strictement pas a confondre avec «Droleg». II est clair que 
nous nous opposons a !'initiative populaire «Droleg», comme 
nous nous sommes opposes a l'lnitiative populaire «Jeu­
nesse sans drogue». Nous nous y opposons bien sQr avec un 
autre argument: «Droleg» nie la dimension medicale du pro­
bleme; «Droleg» ne considere justement pas l'heroine 
comme un medicament, mais comme un produit pouvant 
produire une jouissance et auquel l'acces devrait etre facilite 
dans le cadre d'un monopole. Cette attitude qui nie la dimen­
sion de sante publlque du probleme et le caractere patholo­
gique de la dependance - quel que soit le produit qul l'engen­
dre - n'est pas celle du Conseil federal, et ne le sera jamais. 
C'est blen la raison pour laquelle nous nous opposons a 
«Droleg», et que nous vous soumettons aujourd'hui ce projet 
d'arrete. Notre approche est une approche medlcale, une ap­
proche en harmonle avec les conventlons internationales qui 
ont toujours autorise les possibilites de cette application me­
dicale dans un cadre legal. 
Je passerai sur les accusations fantaisistes des uns et des 
autres, mais il me faut encore revenir sur des difficultes, 
parml cette gamme therapeutique, dont celle dont nous par­
lons aujourd'hui - qul est un tout petit element -, a savoir le 
probleme des Installations hospitalieres ou stationnaires, qui 
a ete evoque egalement par M. Fehr. II voyait une relation en­
tre la prescriptlon d'heroine, les traitements qui s'appuient 
sur cette prescription, et les difficultes de certaines institu­
tions qui proposent des therapies vlsant a l'abstinence. Tel 
n'est pas le cas. Les chlffres parlent un langage clair. II y a 
eu, il est vrai, une certaine augmentation de I' offre de ces the­
rapies, qui a ete jusqu'a depasser la demande; il y a eu aug­
mentation en partle, parce qu'a un moment donne, cela sem-
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blait ätre pour certaines organisations une voie peut-etre 
royale pour attirer des personnes dans des organisations qui, 
elles-memes, provoquent parfois certaines dependances 
d'une autre nature. Cette augmentation de l'offre et, en parti­
culier, d'une offre bon marche, a conduit a des difficultes. Le 
nombre de personnes qui entrent dans des theraples visant 
a l'abstlnence a augmente et n'a pas dlminue. Dans ce sens­
la, cet argument n'est pas pertinent. 
Parmi !es remarques qu'a faites M. Waber, j'en ai retenu 
deux qui rejoignent aussi la motion d'ordre qu'a presentee 
Mme Sandoz ce matin. 
1. La premiere concernalt, Monsieur Waber, la question de 
l'interät international porte a la Sulsse. Je suis tout a falt d'ac­
cord avec vous: dire qu'un groupe qui a passe par la a trouve 
que ce que nous faisions etalt interessant n'est pas encore 
un labe! particulierement glorieux de ce que nous faisons. 
Des gens qui ont passe icl disent: «Ce que vous faites est rai­
sonnable»; ils disent: «Ce que vous faites, vous pouvez le 
faire en Suisse. Attention de ne pas le propager dans des 
pays ou les conditions ne seraient pas les memes, parce 
qu'en Suisse, nous avons pu voir que vous avez un contröle 
sur la separation entre marche noir et marche blanc. Vous 
avez la possibilite, gräce a une societe ou la corruption est 
bassa - un rapport le precisait encore la semalne derniere -, 
de tenir en main l'ensemble du projet. Ce que vous faltes, 
vous pouvez le faire en Suisse, mais attention de ne pas le 
propager dans des pays ou ces conditions ne sont pas reali­
sees. » Loin de nous cette volonte. 
Les gens trouvent notre experience non seulement interes­
sante, ils la trouvent en fait raisonnable; ils la considerent 
comme une voie possible pour un certaln nombre de pays 
dont les conditions se rapprochent des nötres ou sont sem­
blables; et surtout, ils reconnaissent qu'il n'y a aucun carac­
tere contradictoire avec les conventions internationales qua 
nous avons ratifiees ou que nous avons l'intention de ratifier. 
Cela fait partie du domaine de la souverainete nationale qui 
n'est pas mis en question par les conventions. 
Permettez-moi de rappeler ce que le directeur de l'INCB m'a 
dit a New York en juin: «Personne ne sait mieux ce qui est 
necessai re, en termes de sante d' une population, que son pro­
pre gouvemement.» Sur la necessite d'une strategie com­
mune en matiere de criminalite, nous devons nous mettre 
d'accord ensemble. Mais moi, je ne vous dirai pas ce qui est 
bon en Suisse, pour les Suisses, en termes de sante. Je crois 
que nous avons un chemin a suivre, un domaine a explorer 
et que nous pouvons ätre fiers de la fac;;:on dont nous le falsons. 
2. La deuxieme remarque etait celle - et c'est la que M. Wa­
ber rejoint Mme Sandoz - du röle d'un contröle International 
sur cette etude. Et la, des paroles dures et injustes ont ete 
prononcees envers ceux qui ont acoompagne cette etude. Je 
m'exprimerai brievement, M. Cavalli, qul est lui-meme un 
chercheur internationalement reconnu, ayant dit l'essentiel 
quant aux regles qui doivent permettre de Juger de la validite 
ou non, mais aussi de Ja talsabilite ou non d'une experience. 
J'almerais dire - et c;;:a, peut-etre, a l'adresse aussi de Mme 
Sandoz, mais elle le sait sans doute, parce qu'elle etudie tou­
jours les dossiers avec une grande preclsion - que toutes les 
recherches que nous avons faites ont toujours ete soumises 
aux lnstances qui determinent chez nous la possibillte d'une 
experimentatlon humaine. Et les autorisations ont ete don­
nees. II est clair que nous ne nous sommes pas deplaces sur 
un terrain ethiquement irresponsable. 
Une de ces etudes a ete publiee dans une grande revue in­
ternationale et cela vaut ouverture a la «peer revlew», 
comme on appelle cela, c'est-a-dire a l'avis des pairs. Cela 
signifie que cette etude est reconnue - c'est l'etude gene­
voise - comme ayant correspondu a toutes les regles, etant 
ainsi ouverte a la discussion des savants. Mais les savants 
eux-memes devaient au prealable decider si cette etape pou­
vait etre franchie. D'autres etudes devront encore etre faites 
et soumises certainement aussi a cette «peer review». 
L'etude de l'OMS va egalement dans ce sens. 
II est clair - Je reponds a M. Bortoluzzi - que nous allons cer­
tainement avoir un certain nombre de difficultes. Certaines 
des etudes qui ont eu lieu n'ont pas permis de faire la discri-
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mination entre l'effet de la prescription de l'heroine et l'effet 
de la prise en charge, c'est-a-dire de la therapie s'appuyant 
sur l'heroine. C'est certainement la difficulte majeure, parce 
qu'il s'agit vraiment de l'intervention dans un milieu com­
plexe: une personne, une personnalite, un syndrome et pas 
un symptöme, c'est-a-dire un ensemble de manifestations, et 
une reponse sociale. C'est certainement le cas le plus diffi­
cile, et puisque notre approche est aussi une approche glo­
bale, il est difficile d'isoler les differents elements. 
Monsieur Bortoluzzi, c'est exactement r;:a qu'entendait cette 
equipe hollandaise en disant: «Nous allons, nous, poursuivre 
des etudes chez nous pour essayer de discriminer les diffe­
rents elements d'une therapie, afin de mettre en evidence 
l'effet de chacune d'entre alles.» Je dis: «Bonne chancel 
Bonne chance aux scientifiques neerlandaisl» Je suis heu­
reuse de ce dialogue international, qui est un dialogue scien­
tifique de haut niveau. Je pense qu'ils auront aussi des diffi­
cultes. Je pense que nous, nous en aurons et que nous de­
vrons poursuivre dans cette voie. 
Est-ce que cela signifie que nous devons attendre encore, 
faire d'autres etudes avant de passer a une extension mode­
ree de cette therapie, c'est-a-dire, en fait, a la reconnais­
sance qu'il s'agit non plus pour l'essentiel d'une etude scien­
tifique, mais d'un passage dans la possibilite therapeutique? 
Je dirai non; ce que nous savons est suffisant. 
Nous avons fait du bien a un certain nombre de personnes. 
Nous les avons aidees a s'engager dans une autre voie que 
celle de la decheance physique, de la desintegration sociale, 
des risques majeurs en termes de sante. Salon le serment 
d'Hippocrate, il ne suffit pas de se poser la question de savoir 
si l'on a fait du bien, encore faut-il se poser celle de savoir si 
l'on n'a pas fait de mal. Le resultat des etudes nous permet 
de dire que nous n'avons pas fait de mal. Nous avons reduit 
la mortalite. Nous avons reduit les maladies concomitantes. 
Nous nous heurtons toujours a des problemes, et il est clair 
que le probleme de la polytoxicomanie est un probleme grave 
et que cela ne nous incitera certainement pas a prescrire 
d'autres drogues, n'importe lesquelles, uniquement pour sor­
tir les gens de la rue. Nous n'avons pas fait de mal. Nous 
n'avons pas eu, pendant cette periode, de personnes dont la 
situation s'est degradee. Cela nous permet de dire aujour­
d'hui, forts du soutien des medecins dans ce domaine, que le 
moment est venu de reconnaitre qu'il peut s'agir d'une thera­
pie que de donner, non pas aux medecins de ville, mais a des 
institutions specialisees, la possibilite de recourir a cette the­
rapie. C'est la raison pour laquelle nous vous le proposons 
aujourd'hui. 
J'ai deux reponses encore a apporter aux questions de 
M. Bortoluzzi et de M. Keller. M. Bortoluzzi demande ce que 
nous faisons des personnes qui ne pourront pas etre attein­
tes par ces therapies. Je dois dire que nous continuerons a 
chercher les voies pour les atteindre. Nous aurons elargi le 
groupe des personnes avec lesquelles nous pouvons tra­
vailler, que nous pouvons aider, que nous pouvons soigner. 
Le fait que nous ne les ayons pas encore toutes atteintes si­
gnifie qu'il raste un immense domaine d'activites. Je peux 
aussi vous dire, Monsieur Bortoluzzi, que de ce que nous 
avons appris, gräce a un suivi comme il n'y en a jamais eu 
sur aucune autre therapie en matiere de drogue dans ce do­
maine, nous tirerons aussi des ler;:ons sur les traitements a la 
methadone et sur d'autres traitements pour ameliorer notre 
approche globale en termes de personnes que nous voulons 
soigner en matiere de toxicomanie. Nous avons beaucoup 
appris sur la toxicomanie, et pas seulement sur les prescrip­
tions d'heroine, et cela nous sera utile dans l'ensemble de 
notre politique en matiere de therapie dans ce domaine. 
M. Keller demande ce que nous ferions si nous ne pouvions 
pas importer d'heroine de pays qui continuent a la produire -
et qui n'ont aucune raison de ne pas le faire. Permettez-moi 
en passant de rappeler que quand on dit qu'il est interdit de 
cultiver le pavot, que le but de tous les pays est de detruire 
les champs de pavot par exemple, moi, je ne sais pas Oll ils 
sont, mais mes collaborateurs pourraient vous indiquer Oll en 
France - en France voisine, en France repressive dans le do­
maine de la toxicomaniel - vous pouvez trouver des champs 

de pavot qui sont a l'origine de la production franr;:aise. Meme 
chose pour l'Angleterre, l'Australie et d'autres pays. Nous 
n'avons pas le sentiment d'etre en difficulte dans ce domaine. 
Mais je peux vous rappeler que l'heroine est une substance 
derivee de la morphine, et que la morphine, eile aussi, est 
disponible sur le marche hypercontröle des medicaments a 
effet stupefiant. De ce fait, nous ne sentons pas la necessite 
de mettre en place un plan de crise dans ce domaine. 
Voila les remarques principales qui ont ete faites et auxquel­
les je souhaitais repondre. II en raste encore deux. La pre­
miere, c'est quelle est la suite de la reforme de la LStup. Je 
l'ai dit, je veux une demarche concertee, consensuelle, pru­
dente - prudentel - pragmatique. De ce fait, l'annee pro­
chaine ne pourra etre vouee qu'a une nouvelle procedure de 
consultation et a un debat public sur une revision de la LStup. 
La commission Schild nous a donne toute une liste de domai­
nes dans lesquels il n'y a pas de contestation. Nous le 
voyons bien: pousser davantage la recherche scientifique est 
une necessite; coordonner mieux, tout le monde est d'ac­
cord. Mais la question difficile sera effectivement celle de la 
far;:on dont nous reagissons face a des consommateurs. 
J'aimerais vous rappeler que la Suisse est un des seuls pays 
qui inscrit au Code penal la consommation pure comme un 
delit. Dans ce domaine, nous avons a avancer vers un reel 
consensus. Avant qu'il ne soit atteint, je ne vous ferai pas de 
proposition de modificatlon de la LStup. 
Demiere question, M. Guisan voulait savoir des rapporteurs 
pourquoi on avait besoin d'une loi specifique, alors que l'arti­
cle 8 LStup dispose a l'alinea 5: «Si aucune convention inter­
nationale ne s'y oppose l'Office federal de la sante publique 
peut accorder des autorisations exceptionnelles en tant que 
les stupefiants .... sont utilises a des fins scientifiques ou de 
lutte contre les stupefiants ou que les substances .... sont des­
tinees a une application medicale limitee.» C'est la raison pour 
laquelle nous avons pense qu'une ordonnance du Conseil 
federal - des decisions de l'office competent auraient suffi, 
mais le probleme est trop grave pour qu'on le confie a l'admi­
nistration - pouvait etre utilisee pour des essais scientifiques. 
Ce sont des recherches qui nous permettent d'avancer. Lors­
que l'on envisage de soigner environ 1000 a 2000 person­
nes, il n'est plus possible de parler d'une application medi­
cale limitee, de dire que l'office peut autoriser .... , d'imposer 
par voie d'ordonnance que le Conseil federal considere qu'il 
s'agit encore d'une application medicale limitee. Sur le plan 
de la recherche, nous avons une competence illimitee, et, 
Dieu merci, nous l'utilisons de far;:on raisonnable et limitee. 
En ce qui concerne l'application medicale, c'est par la voie le­
gale de l'arrete federal qu'il taut la changer. 
Une derniere remarque me passe par la tete, a savoir: est-il 
criminel d'envisager l'heroine comme un produit therapeuti­
que? Quelles sont nos intentions, lorsque nous disons que 
nous voulons poursuivre la recherche dans ce domaine? 
Lorsqu'il s'agit d'une application limitee, medicale, mais re­
connue comme possible sur la simple indication medicale, 
contrölee par l'autorite dans ce cas, il est necessaire de faire 
passer la substance par toutes les regles qui sont celles de 
l'utilisation de substances medicamenteuses. II est clair que 
nous devons passer par les examens pharmacologiques qui 
sont necessaires pour tous les medicaments utilises dans 
notre pays. C'est de cela qu'il s'agit en premier lieu. II s'agit 
donc d'obtenir que, par la recherche, nous ayons le dossier 
qui permettra a l'OICM, le moment venu, de reconnaitre l'he­
roine comme eile reconnait les autres substances que les 
medecins peuvent utiliser. 
Voila, les questions ont rer;:u reponse. 
Je vous prie d'entrer en matiere et de traiter le projet. 

Erste, namentliche Abstimmung 
Premier vote, nominatif 
(Ref.: 2408) 

Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten) stimmen: 
Votent pour la propositlon de la majorite (entrer en matit}re): 
Aeppli, Aguet, Alder, Antille, Banga, Baumann Ruedi, Bau­
mann Stephanie, Baumberger, Bäumlin, Beguelin, Berberat, 
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Bezzola, Bircher, Blaser, Bonny, Borel, Bosshard, Bühl­
rnann, Burgenar, Carobbio, Cavadini Adriano, Cavalli, Chif­
felle, Columberg, Comby, David, de Dardel, Debons, Deiss, 
Dettling, Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, Durrer, Eger­
szegi, Eggly, Engelberger, Eymann, Fankhauser, Fasel, 
Fässler, Fahr Jacqueline, Fischer-Seengen, Fritschi, 
Gadient, Genner, Goll, Gonseth, Grendelrneier, Grobet, 
Gros Jean-Michel, Grass Andreas, Grass Jost, Grossen­
bacher, Günter, Gysin Hans Rudolf, Gysin Remo, Haering 
Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, Hegetschwei­
ler, Heim, Herczog, Hass Peter, Hochreutener, Hubmann, 
lmhof, Jans, Jaquet, Jeanprätre, Jutzet, Keller Christine, 
Kofmel, Kühne, Langenberger, Leernann, Leu, Lötseher, 
Maitre, Marti Werner, Maury Pasquier, Meier Hans, Meier 
Samuel, Mühlernann, Müller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, 
Pelli, Ratti, Rechsteiner Paul, Rechsteiner RudoH, Renn­
wald, Roth, Ruckstuhl, Ruffy, Scheurer, Schmid Odilo, 
Semadeni, Simon, Spielmann, Stamm Luzi, Steiner, Strahm, 
Stump, Suter, Teuscher, Thanei, Thür, Tschäppät, Tschopp, 
Vermot, Vogel, Vollmer, von Feiten, Weber Agnes, Widmer, 
Wiederkehr, Wittenwiler, Wyss, Zapf!, Zbinden, Ziegler (124) 

Für den Antrag Fehr Hans/Waber (Nichteintreten) stimmen: 
Votent pour la propositlon Fehr Hans/Waber (ne pas entrer 
en matiere): 
Aregger, Baader, Baumann Alexander, Binder, Borer, Borto­
luzzi, Brunner Toni, Dreher, Fahr Hans, Fischer-Hägglingen, 
Freund, Friderici, Glezendanner, Guisan, Gusset, Hasler 
Ernst, Hess Otto, Keller Rudolf, Kunz, Maspoli, Maurer, 
Oehrll, Scharrer Jürg, Schlüer, Schmied Walter, Speck, Stef­
fen, Stucky, Theiler, Tschuppert, Vetterli, Waber, Weyeneth 

(33) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Beck, Bührer, Frey Claude, Ruf, Sandoz Suzette, Schenk, 
Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, Zwygart (9) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Bangerter, Blocher, Caccia, Christen, Eberhard, Ehrler, Eng­
ler, Epiney, Fahr Lisbeth, Föhn, Frey Walter, Hollenstein, 
Lachat, Lauper, Loeb, Loretan Otto, Meyer Theo, Moser, 
Müller Erich, Philipona, Pidoux, Pini, Raggenbass, Randeg­
ger, Rychen, Sandoz Marcel, Stamm Judith, Steinegger, 
Steinemann, Vallendar, von Allrnen, Weigelt, Widrig (33) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Dritte Abstimmung - Troisieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag Keller Rudolf 

116 Stimmen 
47Stimmen 

121 Stimmen 
30 Stimmen 

Bundesbeschluss über die ärztliche Verschreibung 
von Heroin 
Arr6te federal sur la prescrlptlon medlcale d'heroine 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Elnleltung, Art. 8 Abs. 6-8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon, art. 8 al. 6-8 
Proposition de 1a commlsslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Ich habe nur 
eine kurze Bemerkung zuhanden der Redaktionskommisslon 
zu machen: Das BAG hat darauf aufmerksam gemacht, dass 
der vom Ständerat neu formulierte Absatz 6 von Artikel 8 
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missverständlich sein könnte. Ausnahmebewilligungen wer­
den nur zur Behandlung von drogenabhängigen Personen an 
hierfür spezialisierte Institutionen erteilt - und nicht etwa zu­
handen der einzelnen Probanden und Probandinnen. Sie 
wissen ja, dass der Anbau, die Herstellung, die Einfuhr und 
das Inverkehrbringen von Heroin grundsätzlich verboten sind 
und nur Ausnahmebewilligungen für spezialisierte Institutio­
nen vorliegen, namentlich für Polikliniken oder eventuell auch 
für ärztliche Dienste in Gefängnissen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 8a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Scherrer Jürg 
Abs.3 
Zur Überprüfung des Verlaufs und des Erfolges der Heroin­
verschreibung können den für die Drogenfahndung und -kon• 
trolle zuständigen Polizeiorganen die Namen der Herolnbe­
züger mitgeteilt werden. 

Art. 8a 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Scherrer Jürg 
Al. 3 
Les noms des personnes auxquelles il est prescrit de l'he­
roine peuvent ätre communiques aux organes policiers com­
petents pour la recherche et le contröle des stupefiants pour 
contröler le deroulement et le succes de la prescription d'he­
roine. 

Art. Sb 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Bortoluzzi, Blaser, Deiss, Egerszegi, Pidoux, Rychen, 
Schenk) 
Die Finanzierung der Behandlung von betäubungsmittelab­
hängigen Personen nach diesem Bundesbeschluss wird von 
Kantonen und Gemeinden getragen. 

Art. Sb 
Proposition de la commisslon 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Bortoluzzl, Blaser, Deiss, Egerszegi, Pidoux, Rychen, 
Schenk) 
Le financement du traiternent des personnes dependantes 
des stupeflants selon les termes du present am~te federal est 
a la charge des cantons et des communes. 

Präsident: Ich schlage Ihnen vor, die Anträge Scharrer Jürg 
zu Artikel 8a und der Minderheit Bortoluzzi zu Artikel 8b in ei­
ner Debatte zu behandeln und einzeln zu entscheiden. 

Scherrer Jürg (F, BE): Mit meinem Antrag will Ich erreichen, 
dass in Zukunft die Drogenfahnder und die Leute der Polizei, 
welche die Personenkontrollen im Drogenmilieu vornehmen, 
die Namen der Heroinbezüger erhalten. Ich habe in der Ein• 
tretensdebatte ausgeführt, dass die Polizeiorgane offiziell 
nicht wissen, welche von jenen Leuten, die im Drogenmilieu 
auf der Strasse verkehren, gleichzeitig noch Heroin vom 
Staat erhalten. 
Die Feststellungen der Polizei sind aber ein wesentlicher Be­
standteil, wenn es darum geht, den Erfolg der Therapien zu 
messen. Die Kommissionssprecher, Frau Bundesrätin, die 
Fraktionssprecher und Einzelsprecher beteuern immer wie­
der, dass nur wenige der Heroinbezüger im MIiieu verkehren. 
Nach unseren Erfahrungen ist das Gegenteil der Fall. Die 
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meisten Heroinbezüger finden sich im Drogenmilieu. Wenn 
die ganze Sache auch nur halbwegs als wissenschaftlich be­
urteilt werden soll, müssen sämtliche Aspekte in die Uberprü­
fung der Therapieverläufe einbezogen werden, und das sind 
auch die täglichen Erfahrungen der Polizei. 
Dass die Therapieverläufe überprüft werden müssen, ist in 
Artikel 8 Absatz 8 festgelegt, und dass die Polizei ihre Fest­
stellungen den zuständigen Stellen, die mit den Heroinabga­
beprogrammen beauftragt sind, auch mitteilen muss, ist mit 
den Bestimmungen in Artikel 8 Absatz 8 ebenfalls vorgese­
hen. Der Datenschutz ist in Artikel 8a Absatz 2 gewährleistet. 
Ich muss noch darauf hinweisen, dass die Polizeiorgane so­
wieso dem Amtsgeheimnis unterliegen, mithin also mit den 
Namen der Probanden keinen Missbrauch treiben können. 
Ich wiederhole an dieser Stelle meine Feststellungen aus der 
Eintretensdebatte, die auch die Drogenfahnder vor allem in 
den Zentren machen: 
1. Wir stellen eine Mehrfachvergiftung der Heroinbezüger 
fest. 
2. Wir stellen fest, dass die Heroinbezüger mehrheitlich aus 
den Programmen aussteigen und wieder auf der Strasse lan­
den. 
3. Wir stellen keine Ausstiegswilligkeit der Heroinbezüger 
fest. 
4. Es findet letztendlich keine Resozialisierung statt. 
Es liegt nun auf der Hand, dass ein Heroinbezüger, welcher 
den Stoff vom Staat erhält, seinen Mehrfachmissbrauch an 
Drogen bei Befragungen durch die zuständigen Stellen nicht 
zugibt. Er wäre ja auch schön dumm, denn dann würde er 
aus den staatlichen Drogenprogrammen ausgeschlossen. Er 
handelt also im eigenen Interesse, wenn er die Frage, ob er 
Mehrfachdrogenkonsument sei, negativ beantwortet. Das ist 
der Grund, wieso die Resultate angeblich so positiv ausse­
hen. 
Die alltäglichen Erfahrungen der Polizei gehören in diese Un­
tersuchung, wenn diese Untersuchungen als wissenschaft­
lich bezeichnet werden wollen. 
Darum bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 

Günter Paul {S, BE): Herr Scharrer, sind Sie sich bewusst, 
dass das, was Sie verlangen, einen eklatanten Bruch des 
Arztgeheimnisses bedeutet, der das Vertrauen zwischen Pa­
tienten und Ärzten so zerstört, dass das Programm schon 
von daher gar nicht mehr funktionieren kann? Ist Ihnen das 
bewusst? Denn wenn es Ihnen bewusst ist, stellt Ihr Antrag 
aus meiner Sicht einen heimtückischen Sabotageversuch 
des Programmes dar. 

Scherrer Jürg {F, BE): Herr Günter, ich bin mir bewusst, dass 
das eidgenössische Parlament die gesetzgebende Behörde 
In diesem Land ist und mithin die Entscheidungsfreiheit hat, 
über die Aufnahme von entsprechenden gesetzlichen Bedin­
gungen zu entscheiden. 

Bortoluzzl Toni (V, ZH): Es geht bei Artikel 8b eigentlich 
nicht um ein Problem der Drogenpolitik, sondern vielmehr der 
Finanzpolitik. Die Minderheit Bortoluzzi beantragt Ihnen, für 
diesen Beschluss der Heroinabgabe die Finanzierung klar zu 
regeln. Der Bund hat diese Versuche bekanntlich unter wis­
senschaftlichem Titel durchgeführt. Die Ergebnisse liegen 
vor, und diese Versuche sind damit abgeschlossen. Die Ar­
beit kann als beendet angesehen werden. Wenn es nötig ist, 
weitere wissenschaftliche Arbeiten zu leisten, dann ist es 
nicht Sache dieses Beschlusses, diese Frage zu regeln. 
Es soll nun also die definitive Abgabe eingeführt werden, und 
da ist auch die Frage der Finanzierung zu regeln. Der Bund 
schafft mit dem vorliegenden Gesetz den Rahmen. Er behält 
sich auch vor, eine gewisse Kontrolle durchzuführen, nämlich 
darüber, ob die Bedingungen eingehalten werden. Aber es ist 
sicher nicht Aufgabe des Bundes, zur Finanzierung dieser 
Sache Beiträge aus den allgemeinen Bundesmitteln zu lei­
sten. Der Bundesrat schreibt in der Botschaft, dass mit der 
Einführung der staatlichen Drogenabgabe -- es wurde auch 
heute morgen verschiedentlich gesagt - die Palette für The­
rapien um ein weiteres Glied erweitert werden solle. Die Fi-

nanzierung von Therapien ist zweifellos nicht Sache der Bun­
deskasse. Es kann meinetwegen, wenn eine Invalidität vor­
liegt, eine Sache der IV sein, bei Krankheit eine Sache der 
Krankenkasse, und wenn es um Fürsorgefälle geht- und das 
dürfte in den meisten Fällen so sein-, ist es Sache der Kan­
tone und Gemeinden. Sie sind dafür zuständig und haben für 
die Finanzierung dieser ganzen Drogenabgabe aufzukom­
men. 
Ich bitte Sie hier, meinem Minderheitsantrag, der für einmal 
eine breite Abstützung hat, zuzustimmen, damit nicht dem 
Bund schleichend eine neue Aufgabe zugeordnet wird, wel­
che er bisher nie gehabt hat und auch in Zukunft nicht haben 
soll. 

Gulsan Yves (R, VD): La proposition Scharrer Jürg pose un 
probleme de fond absolument essential. J'ai peine a imaginer 
que l'on puisse transmettre a des organes policiers le nom de 
patients en traitement. Cela pose tout d'abord une question 
fondamentale de confiance: le succes de la prise en charge 
chez des personnes aussi gravement perturbees que des 
toxicomanes en depend de maniere primordiale; c'est 
d'ailleurs pour cette raison qu'elle doit se limiter aux aspects 
sociaux et medicaux souvent las plus sommaires, et qu'une 
approche incluant la prescription d'heroine est necessaire. II 
y a manifestement confusion des röles an transmettant 
l'identite de ces personnes a la police, qui est une autorite de 
maintien de l'ordre et de repression. Pire - M. Günter y a fait 
allusion tout a l'heure dans sa question -, il y a violation du 
secret medical, parce que la police ne peut pas, par defini­
tion, etre en charge d'un traitement medical. 
Cette situation s'est deja rencontree dans d'autres circons­
tances. Dans de nombreuses communes, le service d'ambu­
lance est assure par la police munlcipale, et donc par des 
agents sous serrnent qui ont l'obligation de denoncer les in­
fractions auxquelles ils sont confrontes. Cela est la source 
non seulement de conflits, mais surtout de renoncement a 
une prise en charge medicale d'urgence, de peur d'encourir 
simultanement le risque d'une denonciation. Cela a decide la 
commune de Lausanne a sortir de la police son groupe sanl­
taire d'urgence, qui a une excellente reputation d'ailleurs, 
pour en faire strictement une equipe de professionnels de la 
sante, et rien d'autre. 
Je vous prie donc de rejeter avec determination la proposition 
Scharrer Jürg: II n'appartient pas a la police de contröler le 
succes de la prescription d'heroine. 

Keller Christine {S, BS): Auch ich möchte Sie im Namen der 
SP-Fraktion dringend bitten, den Antrag Scharrer Jürg zu Ar­
tikel 8a des Bundesbeschlusses abzulehnen. 
Herr Scharrer verlangt ja, dass die Namen der Heroinbezü­
gerinnen und -bezüger den für Drogenfahndung und -kon­
trolle zuständigen Polizeiorganen mitgeteilt werden können. 
Dies heisst nichts anderes als eine Kriminalisierung dieser 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch die Hintertüre und 
widerspricht damit offensichtlich dem Sinne des Projektes 
insgesamt. Die Betroffen würden von der Behandlung abge­
halten und damit im Elend der Illegalität, der Beschaffungs­
kriminalität und der Drogenprostitution belassen. 
Es Ist nochmals mit Nachdruck daran zu erinnern, dass die 
ärztliche Verschreibung von Heroin nur für die Behandlung 
von durch ihre Sucht schwer geschädigten, schwerkranken 
Menschen vorgesehen ist, bei denen andere Behandlungs­
versuche gescheitert sind oder deren Gesundheitszustand 
andere Behandlungsformen nicht zulässt. Gerade für diese 
Menschen würde der Antrag Scharrer Jürg eine schwer zu 
überwindende neue Hemmschwelle bedeuten, was nicht zu 
verantworten wäre. 
Unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes handelt es sich 
bei den Namen der Heroinbezügerinnen und -bezüger um 
besonders schützenswerte Daten im Sinne des Datenschutz­
gesetzes, die nur mit grosser Sorgfalt behandelt und weiter­
gegeben werden dürfen. Die Verletzung der Persönlichkeits­
rechte der Betroffenen durch die Weitergabe ihrer Namen an 
die Strafverfolgungsbehörden im Sinne des Antrages Schar­
rer Jürg wäre unverhältnismässig und in keiner Weise durch 
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ein ausreichendes öffentliches Interesse legitimiert, wie dies 
vorher ja auch Herr Guisan ausgeführt hat. Es Ist daher auch 
kein Zufall, dass der Eidgenössische Datenschutzbeauf­
tragte ein Ansinnen der Stadtpolizei Bern, Zugriff auf die Da­
ten von an einem Heroinverschreibungsprojekt beteiligten 
Personen zu nehmen, nicht bewilligt hat. 
Es ist daran zu erinnern, dass ja gemäss Artikel Ba der Vor­
lage das Bundesamt für Gesu~dheit bereits berechtigt ist, 
personenbezogene Daten zur UberprOfung der Vorausset­
zungen und des Verlaufs der Behandlung zu bearbeiten. Da­
bei ist der Datenschutz durch technische und organisatori­
sche Massnahmen gewährleistet. Hingegen ist diese Auf­
gabe nicht Sache der Polizei, wie dies Herr Guisan ausge­
führt hat. Es braucht zur ÜberprOfung des Erfolges der 
Behandlung keine Mitteilung an die Polizeiorgane. Insbeson­
dere existiert auch im Bereich Delinquenztorschung schon 
eine Studie Ober den betroffenen Personenkreis. Eine Nach­
studle wäre unter denselben datenschützerischen Bestim­
mungen wie bei der ersten Studie ohne weiteres möglich. Der 
Antrag Scharrer Jürg erweist sich daher auch unter dem 
Aspekt Delinquenzforschung als unnötig. 
Ich bitte Sie, diesen unnötigen und gefährlichen Antrag abzu­
lehnen. 

Gross Jost (S, TG): Ich spreche zum Antrag der Minderheit 
Bortoluzzi zu Artikel 8b. Dieser Minderheitsantrag verschärft 
ein bestehendes Problem, das nicht mit einem Federstrich im 
Gesetz gelöst werden kann. Wir sind im Schnittstellenbereich 
zwischen der Krankenversicherung, der Invalidenversiche­
rung und der Sozialhilfe. Die Methadonbehandlung beispiels­
weise ist unter bestimmten Voraussetzungen im Rahmen der 
Krankenversicherung leistungspflichtig; ich verweise auf dle 
Krankenpflege-Leistungsverordnung und dle bundesgericht­
liche Rechtsprechung. Die heroingestützte Behandlung ist 
grundsätzlich nicht anders zu behandeln; sie ist eine Thera­
pie und nicht einfach mit Sozialhilfe gleichzusetzen. 
In der Antwort auf meine Motion zur Suchtrehabilitation kün­
digt der Bundesrat an, die Aufnahme von therapeutischen 
Massnahmen für alkohol- und betäubungsmittelabhängige 
Personen in den Leistungskatalog der Krankenversicherung 
zu prüfen. Die Kosten des Heroinversuchs wurden durch ver­
schiedene Kostenträger finanziert: Bund, Krankenkassen, 
Patient, Kantone und Gemeinden. Ich verweise auf Seite 21 
der Botschaft. 
ln einer solchen Phase der Diskussion im Sinne des Antra­
ges der Minderheit Bortoluzzi die Kostenträgerschaft einsei­
tig zu Lasten der Kantone und Gemeinden zu präjudizieren, 
ist auch staatspolitisch unklug, aber vor allem in den Wirkun­
gen fatal. In einer Zeit der leeren Kassen, auch bei den Kan­
tonen und Gemeinden, würde so sinnvollen Behandlungs­
programmen die finanzpolitische Grundlage entzogen. Das 
ist schon heute eine aktuelle Gefährdung des Viersäulenkon­
zeptes, indem qualitativ hochwertige Programme der Sucht­
rehabilitation nicht mehr finanziert werden. 
Verschärft werden die Probleme durch die eher restriktive 
Praxis der IV bei der Finanzierung der kollektiven Leistun­
gen. Es ist aber, Frau Bundesrätin, sehr verdienstvoll, dass 
der Bundesrat nun in der Beantwortung der bereits zitierten 
Motion eine ÜberprOfung dieser Praxis ankündigt. 
Wir dürfen die Krankenkassen deshalb heute nicht aus ihrer 
finanzpolitischen Verantwortung entlassen, zumal eine sta­
tionäre Entzugsbehandlung in einer psychiatrischen Klinik 
pro Tag ein Vielfaches einer ambulanten, heroingestützten 
Behandlung kostet. 
Ich bitte Sie deshalb, Herrn Bortoluzzi nicht auf den Leim zu 
kriechen. VordergrOndig geht es der Minderheit Bortoluzzi 
um eine saubere Aufgabenteilung zwischen Bund und Kan­
tonen und um eine Kostenentlastung des Bundes. Die ei­
gentliche Absicht aber - das haben Sie sicher realisiert -
dürfte es sein, der heroingestützten Behandlung den Geld­
hahn zuzudrehen. 

Suter Marc (R, BE): Was den Antrag der Minderheit Borto­
luzzi anbelangt, ist die FDP-Fraktion etwas gespalten, wenn 
ihn die Mehrheit auch unterstützt. 
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Wir glauben, dass Herr Bortoluzzi eine wesentliche Frage an­
schneidet, die langfristig geklärt werden muss. Es geht nicht 
nur darum, das Verhältnis zwischen den eingesetzten Bun­
desmitteln und den kantonalen Mitteln zu entscheiden, es 
geht auch darum - da haben wir einen Ktärungsbedarf, Frau 
Bundesrätin - zu klären, in welchem Umfange die Kranken­
kassen in Zukunft zu neuen Leistungen angehalten werden 
sollen. Es ist klar, dass die Forschungsbegleitung am Anfang 
vom Bund getragen wird und zu Recht auch von ihm bezahlt 
worden ist. Das wird aber wegfallen, wenn die Versuche ins 
definitive Recht überführt werden bzw. mit der Zeit diese wis­
senschaftliche Begleitung entfällt. Diese 20 Prozent Kosten­
steigerung sollten sich daher eigentlich mit der Zeit erübrigen. 
Wir haben aber als weiteres Problem für die Zukunft die 
Frage, ob die Krankenkassen das Heroin, das abgegeben 
werden muss, wie ein Medikament bezahlen müssen. Wir fin• 
den, das wäre nicht berechtigt. Wir sind gegen eine Auswei­
tung der Pflichtleistungen der Krankenkassen, weil es um 
eine sozialpolitische, gesundheitspolitische Massnahme 
geht, die - wie es die Minderheit Bortoluzzl beantragt - ei­
gentlich durch die Kantone und nicht durch die Kassen getra­
gen werden sollte. Etwas anderes sind die Behandlungen, 
die angeordnet werden. Da haben wir keine Einwände. Aber 
wir sind dagegen, dass Heroin wie ein Medikament kosten­
pflichtig zu Lasten der Krankenkassen abgegeben wird. Wir 
wären Ihnen dankbar, wenn Sie dazu eine Aussage machen 
könnten. 
Ganz generell haben wir das Problem, ~ie die Zukunft der Fi­
nanzierung aussehen wird, wenn die Ubergangsphase vor­
bei Ist, wie das auf Seite 21 der Botschaft geschildert wird, 
und zwar geht es wiederum um das Verhältnis der Kosten­
aufteilung zwischen Krankenkassen und Kantonen. 
Wir sind also der Meinung, dass langfristig die Kantone für 
die Finanzierung aufkommen sollten, haben aber ein gewis­
ses yerständnls dafür, dass sich die hängigen Projekte für 
die Ubergangsphase aufgrund des befristeten Bundesbe­
schlusses dank der Bundesfinanzierung einrichten und auf 
die neue Situation einstellen können müssen. Deshalb ist 
hier eine bedächtige Umwandlung in der Art der Finanzie­
rung berechtigt. 
Aber uns geht es darum zu sehen, wie die langfristige Finan­
zierung tragfähig ausgestaltet wird. Wir möchten nicht, dass 
hier zu Lasten der Krankenkassen neue Pflichtleistungen 
entstehen. Diese könnten ja sehr umfangreich werden, falls -
was wir nicht hoffen - die Heroinbezüger zahlenmässig zu­
nehmen sollten. Dann würde ein echtes Problem entstehen; 
wir könnten es mit unserem Gewissen nicht in Einklang brin­
gen, wenn die Krankenkassen als Pflichtleistung Heroin ab­
geben müssten. 
Wir möchten mithin, dass Sie, Frau Bundesrätin, uns aufklä­
ren und uns sagen, was langfristig in bezug auf die Finanzie­
rung vorgesehen ist. 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Herr Schar­
rer Jürg beantragt, dass zur Sicherstellung der Drogenfahn­
dung und Drogenkontrolle den Polizeiorganen die Namen 
der Heroinbezüger mitgeteilt werden. Dieser Antrag lag der 
Kommission nicht vor. Ich kann mir aber nicht vorstellen, 
dass er mit dem heutigen Datenschutz vereinbar ist. 
Gemäss dem Bundesgesetz Ober den Datenschutz, das seit 
dem 1. Juli 1993 in Kraft und seit dem 1. Juli 1998 uneinge­
schränkt anwendbar ist, dürfen Bundesorgane besonders 
schützenswerte Personendaten und Persönlichkeltsprofile 
grundsätzlich nur bearbeiten, wenn es ein formelles Gesetz 
ausdrücklich vorsieht. Krankengeschichten im allgemeinen 
sowie die Teilnahme an einer heroingestützten Behandlung 
im besonderen stellen besonders schützenswerte Daten dar, 
da sie über die Gesundheit der Betroffenen Auskunft geben. 
Falts es der Zweck erlaubt, werden diese Daten - nur anony­
misiert - verwendet. 
Ich bitte Sie, den Antrag Scharrer Jürg abzulehnen, da er mit 
dem geltenden Datenschutzgesetz nicht vereinbar ist. Ich 
denke, dass er auch nicht menschenrechtskonform wäre. 
Die Minderheit Bortoluzzi will festschreiben, dass die Kosten 
für die Behandlung betäubungsmittelabhängiger Personen 
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von den Kantonen und Gemeinden zu tragen sind. Der Bund 
müsste vollständig entlastet werden. 
Die Kosten der Projekte von rund 20 000 Franken pro Patien­
tin respektive Patient und Jahr sind bis anhin folgendermas­
sen aufgeteilt worden: Bund 2500 Franken; Krankenkassen 
5200 Franken; Patient 5500 Franken; Kanton, Gemeinden 
und private Trägerschaften 6800 Franken. Im üblichen Ver­
fahren ist zu prüfen, ob die heroingestützte Behandlung als 
Pflichtleistung der Krankenversicherung anerkannt werden 
kann, wofür die Voraussetzungen der Wirksamkeit, Zweck­
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit erfüllt sein müssen. Erst 
nach der Registrierung durch die IKS und nach der Prüfung 
dieser Kriterien durch die Eidgenössische Kommission für 
allgemeine Leistungen kann das EDI die heroingestützte Be­
handlung als Pflichtleistung vorsehen. Dadurch würden sich 
die Kosten für Bund, Kantone und Gemeinden reduzieren. 
Das wird allerdings eine Frage sein, die politisch gelöst wer­
den muss. 
Wie bereits beim Eintreten erwähnt, rechnet der Bund mit 
Kosten von insgesamt 4 Millionen Franken für die Jahre 
1999 bis 2002, inklusive 1,5 Millionen Franken für die For­
schung im Jahre 1999. Nebst der hängigen Frage der lang• 
fristigen Finanzierung durch die Krankenkassen wäre ein 
Abschieben der Kosten auf Kantone und Gemeinden inso­
fern riskant, als sich gewisse Kantone aus Kostengründen 
von ihrer Verantwortung gegenüber den Schwerstsüchtigen 
zurückziehen würden oder zumindest die Praxis unter­
schiedlich wäre. Es ist auch zu erwähnen, dass die neue 
Finanzordnung spätestens im Jahr 2005 vorliegen muss. 
Darin wird sicher auch ein Thema sein, ob Bund und Kan­
tone oder nur der Bund oder nur dle Kantone für dieses Ge­
schäft zuständig sind. 
In der Kommission ist der dem Antrag der Minderheit Borto­
luzzi entsprechende Antrag mit 11 zu 7 Stimmen bei 2 Ent­
haltungen abgelehnt worden. Ich bitte Sie, der Kommission 
zu folgen. 

Cavalll Franco (S, Tl), rapporteur: En commission, la propo­
sition de minorite Bortoluzzi a ete rejetae par 11 voix contre 7. 
II taut bien ratlachir a cette propositlon de minorita Bortoluzzi. 
Personnellement, je suis tres content de voir que M. Borto­
luzzl a decouvert que toutes les tharapies doivent etre 
payees par !'Etat, ici en l'occurrence par les cantons et par 
les communes. Je pense aussi que, dans le futur, on ne pas­
sera pas par les prlrnes individuelles, mais par les impöts di­
rects. C'est une tres banne Idee, c'est tres sociall Mais quand 
on voit M. Bortoluzzi detendre une idae d'exträme gauche, II 
taut se demander ce que cela cache. Je pense que ce qui se 
passerait dans la pratique, c'est que le canton X, la commune 
Y dirait: «Non, mais pourquoi?» Finalement, on aurait en 
Suisse une situation ressemblant a une peau de leopard, 
c'est-a-dire un dasordre complet. On ne pourrait plus agir sur 
le plan tederal, parce qu'il y aurait des discussions qul n'en 
finiraient plus aux niveaux cantonal et communal. C'est ce 
que nous ne voulons Justement pas en assortissant le projet 
de la clause d'urgence. 
II taut se rendre campte de ce que demandent verltablernent 
le Conseil federal et la majorite de la commission: 
1. Un arrAte federal qui est valable seulement jusqu'en 2004. 
Entre-temps, il y aura l'entree en vlgueur de ta revision de la 
loi sur les stupefiants. 
2. La Confederatlon va devoir depenser de I' argent, ne serait­
ce que, par exemple, pour l'enregistrement de l'heroTne a 
l'OICM, ce qui va prendre au moins une annee, voire une an­
nee et demie. 
3. Aujourd'hui encore, beaucoup de personnes qui sont ve­
nues s'exprimer a la tribune ont dit: «II nous faut plus de don­
nees; il taut continuer les etudes scientifiques qu'on a faites. 
Les etudes ont ete bonnes, mais on a besoin de davantage 
de resultats. » C' est vrai, il taut continuer. On ne peut pas pas­
ser, d'un Jour a l'autre, de la phase d'etude au traitement 
standard. Ce passage doit ätre gradual. II va prendre deux a 
trois ans, justement le temps pendant lequel cet arräte sera 
en vlgueur. C'est pour QB. qu'on ne peut pas dlre: «Jusqu'a la 

fin de cette annee, c'est la Confederation qui pale. Ensulte, 
ce sont les autres entites qui paieront. » Ce serait un passage 
trop abrupt, qui n'est pas adapte a ce probleme oll il faut avoir 
une grande flexlbllite. 
La solution preconisae par la majorita de la commission est 
tres flexible puisque tout le monde participe. Elle convlent 
tres bien pour la periode pendant laquelle cet arräte sera en 
vigueur. Apres, on saura quelle est la part de l'aide sociale et 
quelle est veritablement la part du traitement medical. On a 
parle encore aujourd'hui de l'etude neerlandaise qui est en 
train de chercher a comprendre quelle est la part sociale et 
quelle la part medicale. Tout QB. nous ne le savons pas en­
core. Quand nous le saurons, nous pourrons alors decider si 
c'est la commune qui doit payer parce que c'est de l'aide so­
ciale ou si ce sont les caisses-maladie qui doivent prendre en 
charge le traitement complet parce que c'est seulement une 
therapie medicale. 
Mais, pour l'instant, nous n'avons pas ces renseignements. 
Alors, je pense qu'il taut garder la flexibilite de la proposition 
de la majorite de la commlsslon qui permet de passer cette 
periode de trois ou quatre ans. Apres, on pourra prendre des 
decisions a plus longue echeance. 

Drelfuss Ruth, conseillere tederale: Les rapporteurs ont dit 
ce qui devait l'Atre, et je n'aimerais pas le repeter. 
Au nom du Conseil federal, je vous prie de rejeter la proposi­
tlon Scharrer Jürg a l'article 8a et celle de la minorite a l'arti­
cle 8b. 
En ce qui conceme la proposition Scharrer Jürg, c'est une 
contradiction que de choisir une approche de contrat thara­
peutique et de vouloir en mäme temps denoncer - parce que 
c'est de 9a qu'il s'agirait - a la police les personnes qui se 
soumettent a ce traitement. Cela serait en plus contraire a la 
loi sur la protectlon des donnees. Permettez-mol de dire icl 
qu'un des grands progres que nous avons fait ces demieres 
annees, qui est remarquable et qui nous est envie a l'etran­
ger, c'est le bon climat de collaboration et la banne compre­
hension du röle complementaire de la police, des medecins, 
des travailleurs sociaux. C'est extraordinalre ce que dans no­
tre pays, dans les cantons - et Je dirals que cela conceme la 
plupart d'entre eux - qui se sont donnes des structures de 
collaboration, les choses se sont ameliorees uniquement 
parce que chacun sait ce qu'il a a faire, reconnait le röle de 
l'autre, reconnait que l'autre sait des choses que lui ne sait 
pas, mais n'en demande pas moins a collaborer etroitement 
pour une politique de la drogue. 
La politique des quatre piliers, c'est aussi la politique de la 
collaboration, mais chacun avec son r0le propre: la police, les 
medecins, les travailleurs sociaux. Sur ce plan-la et forte de 
l'experience des cantons qui ont travaille dans ce domaine -
je pense en particulier au mien -, la police sait tres bien 
qu'elle a un autre röle a jouer et qu'elle n'a pas a connaitre 
ou a intervenir dans le secret medical, mais qu'elle doit au 
contraire assurer la securite des personnes sur les lieux de la 
consommation illegale, et surtout - 9a, c'est tellement plus 
important- avoir les moyens de combattre le crime organise. 
La grande frustratlon de certains policiers est certainement 
autant d'avoir le sentiment que ceux qu'ils arrAtent se retrou­
vent de nouveau a la rue au bout de quelque temps, sans 
avoir re9u le traitement medical dont ils auraient eu besoin, 
que de penser que ceux qui sont vraiment les criminels pas­
sent entre les gouttes. 
Concemant la proposition de minorite Bortoluzzi, l'explicatlon 
a ete donnee tres clairement. Nous pensons a un systeme en 
trois phases. La premiere phase s'acheve, c'est celle de ce 
financement mixte: grosso modo un quart chacun, ou la Con­
federation intervenait pour financer les co0ts supplementai­
res dus a la recherche. 
Nous entrons maintenant dans une deuxieme phase mixte, 
oll il y a a la tois des activltes de recherche et des activites 
medicales. La Confederation entend pouvoir poursuivre son 
soutlen a cette activite de recherche. Cette phase est liee a 
l'am~te federal urgent dont nous dlscutons actuellement. 
C'est une phase que nous imaginons ne pas devoir se pro­
longer au-delä de 2001, 2002. A partir de 2002 - troisieme 
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phase - nous pensons qu'il faudra un financement assume 
par les responsables normaux dans ce domaine, c'est-a-dire 
cantons, communes, assurance-maladie, etc. 
Juste une reponse precise a M. Suter. Quelles sont nos in­
tentions en matiere de reconnaissance de l'heroTne? 
D'abord, il faut distinguer clairement l'inscription sur la liste 
des medlcaments autorises par l'OICM aujourd'hui -- peut­
etre, plus tard, par un Institut federal de contröle des medica­
ments. Voila la demarche pour laquelle nous avons besoln de 
fournir un dossier sur l'innocuite, sur les differents effets se­
condaires etc. Cet enregistrement est une conditlon neces­
saire a la possibillte de l'annoncer pour les assurances socia­
les. Mais cela n'est pas une demarche automatique. Une 
nouvelle demande doit alors ätre presentee a l'OFAS, et a 
travers lui, a la Commission federale des prestations genera­
les; ils doivent, a ce moment-la, distinguer le caractere eco­
nomique adequat, etc. de la therapie pour l'inscrire a l'assu­
rance sociale. 
C'est une demarche dont je peux m'imaginer qu'elle suivra 
normalement son cours. Je pense qu'il y aura dans ce do­
maine une prise de position de la Commission federale des 
prestations generales, qui voit les choses avec plus de dls­
tance et de hauteur, et qu'ensulte une proposition sera falte. 
Mais, Monsieur Suter, je ne peux pas anticiper aujourd'hui 
sur cette longue procedure. Je peux dire qu'elle se deroulera 
avec toute la precaution qu'II faudra; rien n'indique, ni dans le 
sens positif ni dans le sens negatif, que l'heroine sera prise 
en charge par les assurances-maladie. 
J'aimerais dlre pour terminer que mon souci actuel, c'est de 
voir dans l'ensemble quel est le röle des assurances-maladie 
dans le traitement de la toxicomanie. Mon souci le plus ur­
gent est de savoir ce qu'elles ont a faire dans les therapies 
qui menent a l'abstinence; pour maintenir l'offre en matiere 
d'institutions stationnaires. Je pense qu'il y aura un devoir 
pour l'assurance-maladie et que j'aurai des decisions a pren­
dre dans ce sens. Tout le reste est a laisser aux procedures 
ordinaires, elles sont prudentes. 

Vetterll Werner 0/, ZH): Frau Bundesrätin, Sie haben im An­
trag Scharrer Jürg Widersprüche festgestellt. Ich habe in 
meiner Einfachen Anfrage vom 16. Juni 1994 auf die Wider­
sprüche betreffend die Anonymisierung aufmerksam ge­
macht. Damit entwertet und gefährdet man die wissenschaft­
liche Arbeit. Wie wollen Sie untersuchen, ob Probandinnen 
noch auf den Drogenstrich gehen oder nicht, ob sich Abhän­
gige zusätzlich zum staatlichen Heroin noch auf der Gasse 
mit Drogen eindecken? Das kann man bei einer Anonymisie­
rung nicht untersuchen. Sie haben mir damals in der Antwort 
gesagt, dass die Probanden über ihr dellktisches Verhalten 
befragt würden. Das ist für eine wissenschaftliche Arbeit 
keine Grundlage. 
Jetzt die Frage: Sie haben damals in der Antwort geschrie­
ben: «Zudem soll künftig bei den Probanden die Einwilligung 
zur Einsicht in ihre Polizeiakten eingeholt werden.» (AB 1994 
N 2555) Hat man diesbezüglich schon Fortschritte gemacht? 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: ll y a ici de nouveau une 
certaine confusion entre ce qui est l'element recherche et ce 
qui est l'element therapie. Dans le cadre de la recherche, 
nous avons eu un double contröle du comportement crimi­
nel des personnes soumises a l'experience: d'un cöte, la 
«Selbstbefragung» et, de l'autre, les informations de la police 
sur la presence sur la scene de la drogue et les comporte­
ments delictueux des personnes soumises a l'experience. 
Cela se passe dans le cadre d'une recherche limitee et sous 
des conditions tres strictes de confidentialite quant a l'avenir 
et quant a la publication, d'ou le besoin de l'anonymisation. 
Mais ces deux etudes ont ete menees en parallele. 
Savez-vous ce qu'il y a d'amusant? C'est que les etudes fai­
tes par la police, qui temoignaient d'une baisse radicale de la 
crimlnalite parmi ces personnes, donnaient des chiffres plus 
bas que l'auto-information donnee par les personnes soumi­
ses a l'experience, qui temoignait egalement d'une baisse ra­
dlcale. C'est-a-dire qua les deux sertes d'informations se 
sont confirmees: il y a une baisse radicale de la criminalite 
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parmi les personnes qui sont integrees dans de tels traite­
ments, jusqu'a present a titre experimental. 
Sur ce plan-la, nous ne sentons pas la necessite de poursui­
vre le caractere scientifique de la recherche. Lorsqu'il s'agit 
d'une therapie, le secret medical et la protection des donnees 
doivent etre, dans tous las cas, assures. 

Art. 8a Abs. 1, 2 -Art. 8a al. 1, 2 
Angenommen -Adopte 

Art. 8a Abs. 3 -Art. Baal. 3 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag Scharrer J0rg 
Dagegen 

Art. Bb 

Namentliche Abstimmung 
Vota nominatif 
(Ref.: 2412) 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votant pour 1a propositlon de la majorite: 

27 Stimmen 
117 Stimmen 

Aeppli, Aguet, Alder, Antille, Banga, Baumann Ruedl, Bau­
mann Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Bezzola, 
Bircher, Blaser, Borel, Bosshard, Bühlmann, Burgener, 
Cavalli, Chiffelle, Christen, Comby, David, de Dardel, Deiss, 
Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, Eggly, Eymann, Fankhau­
ser, Fasel, Fässler, Gadient, Genner, Goll, Gonseth, Gren­
delmeier, Grobet, Gros Jean-Michel, Gross Andreas, Gross 
Jost, Grossenbacher, Gulsan, Günter, Gysin Remo, Haering 
Binder, Hafner Ursula, Hämmerte, Hubmann, Jans, Jaquet, 
Jeanprätre, Jutzet, Keller Christine, Leemann, Lötseher, 
Maitre, Maury Pasquier, Meier Hans, M0ller-Hemml, Nab­
holz, Ostermann, Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, 
Rennwald, Roth, Ruffy, Scheurer, Schmid Odilo, Semadenl, 
Simon, Spielmann, Strahm, Stump, Suter, Teuscher, Thanei, 
Thür, Tschäppät, Tschopp, Vermot, Vogel, Vollmer, von Fel• 
ten, Weber Agnes, Wldmer, Wiederkehr, Zapfl, Zbinden, 
Ziegler (91 ) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votent pour la proposltlon de la minorite: 
Baader, Baumann Alexander, Beck, Bonny, Borer, Borto­
luzzl, Brunner Toni, Columberg, Dreher, Egerszegl, Engel­
berger, Fischer-Hägglingen, Fischer-Seengen, Freund, Frey 
Claude, Friderlcl, Gusset, Hasler Ernst, Heberlein, 
Hegetschweiler, Heim, Hess Otto, Hochreutener, lmhof, Kel­
ler Rudolf, Kofmel, Kühne, Kunz, Langenberger, Leu, Mau­
rer, Mühlemann, Oehrti, Ruckstuhl, Ruf, Rychen, Sandoz 
Suzette, Schenk, Scharrer Jürg, Schlüer, Schmid Samuel, 
Schmied Walter, Seiler Hanspeter, Speck, Stamm Luzi, Stef­
fen, Steiner, Stucky, Theiler, Tschuppert, Vetterli, Waber, 
Weyeneth, Wittenwiler, Wyss, Zwygart (56) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennant: 
Gysin Hans Rudolf (1) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Aregger, Bangerter, Baumbergar, Binder, Blocher, Bührer, 
Caccia, Carobbio, Cavadini Adriano, Debons, Dettling, Dur­
rer, Eberhard, Ehrler, Engler, Epiney, Fehr Hans, Fehr Jac­
queline, Fehr Lisbeth, Föhn, Frey Walter, Fritschi, 
Giezendanner, Herczog, Hess Peter, Hollenstein, Lachat, 
Lauper, Loeb, Loretan Otto, Marti Werner, Maspoli, Meier 
Samuel, Meyer Theo, Moser, M0ller Erich, Pelli, Phllipona, 
Pidoux, Pinl, Raggenbass, Randegger, Ratti, Sandoz Mar­
cel, Stamm Judith, Steinegger, Steinemann, Vallendar, von 
Allmen, Weigelt, Widrig (51) 

Präsidium, stimmt nicht - Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 
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Zlff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Präsident: Wir beraten Ziffer II unter Vorbehalt der Abstim­
mung über die Dringlichkeit, die nach der Bereinigung der 
Differenzen stattfindet. 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, nominatif 
(Ref.: 2413) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent /e projet: 
Aeppli, Aguet, Alder, Antille, Banga, Baumann Ruedi, Bau­
mann Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Bezzola, 
Bircher, Blaser, Bore!, Bosshard, Bühlmann, Burgener, 
Cavalli, Chiffelle, Christen, Columberg, Comby, David, de 
Dardel, Deiss, Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, Egerszegi, 
Eggly, Engelberger, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, 
Gadient, Genner, Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, 
Gross Andreas, Gross Jost, Grossenbacher, Günter, Gysin 
Hans Rudolf, Gysin Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, 
Hämmerte, Heberlein, Heim, Hochreutener, Hubmann, 
lmhof, Jans, Jaquet, Jeanpr~tre, Jutzet, Keller Christine, Kof­
mel, Kühne, Langenberger, Leemann, Leu, Lötseher, Maitre, 
Maury Pasquier, Meier Hans, Mühlemann, Müller-Hemmi, 
Nabholz, Oehrli, Ostermann, Rechsteiner Paul, Rechsteiner 
Rudolf, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruffy, Scheurer, Schmid 
Odilo, Semadeni, Simon, Spielmann, Stamm Luzi, Steiner, 
Strahm, Stump, Suter, Teuscher, Thanei, Thür, Tschäppät, 
Tschopp, Vermot, Vogel, Vollmer, von Feiten, Weber Agnes, 
Widmer, Wittenwiler, Zapf!, Zbinden, Ziegler (106) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Baumann Alexander, Borer, Bortoluzzi, Brunner Toni, Dre­
her, Fischer-Hägglingen, Freund, Gusset, Hasler Ernst, 
Hegetschweiler, Hass Otto, Keller Rudolf, Kunz, Maurer, 
Schenk, Scharrer Jürg, Schlüer, Steffen, Stucky, Theiler, 
Tschuppert, Vetterli, Waber, Weyeneth, Zwygart (25) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Baader, Back, Bonny, Fischer-Seengen, Frey Claude, Gros 
Jean-Michel, Guisan, Ruf, Sandoz Suzette, Seiler Hanspe-

- "m 
Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Aregger, Bangerter, Baumberger, Binder, Blocher, Bührer, 
Caccia, Carobbio, Cavadini Adriano, Debons, Dettling, 
Durrer, Eberhard, Ehrler, Engler, Epiney, Fahr Hans, Fahr 
Jacque-line, Fahr Lisbeth, Föhn, Frey Walter, Friderici, Frit­
schi, Giezendanner, Herczog, Hass Peter, Hollenstein, 
Lachat, Lauper, Loeb, Loretan Otto, Marti Werner, Maspoli, 
Meier Samuel, Meyer Theo, Moser, Müller Erich, Pelli, Phili· 
pona, Pidoux, Pini, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rychen, 
Sandoz Marcel, Schmid Samuel, Schmied Walter, Speck, 
Stamm Judith, Steinegger, Steinemann, Vallendar, von All• 
men, Weigelt, Widrig, Wiederkehr, Wyss (58) 

Präsidium, stimmt nicht- Presidence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

Waber Christian (-. BE): Frau Dreifuss hat vorher in Ihrer Er­
klärung Gott gedankt - «Dieu merci» -, dass «Jugend ohne 
Drogen» mit einer «majorite ecrasante» abgelehnt worden 
ist. Ich danke meinem Gott, dass seine Liebe und Güte für 
alle Menschen da ist, vor allem für die Mühseligen und Bela­
denen. 
Frau Dormann hat mich zitiert und gesagt, dass ich keine Al· 
ternativvorschläge gebracht hätte. Alternativvorschläge wä• 

ren z. B., dass sich die 200 Parlamentarierinnen und Parla­
mentarier persönlich in der persönlichen Beratung von Men­
schen engagieren würden, die einsam sind und ohne Hoff­
nung, und vielleicht jemanden bei sich aufnehmen würden. 
Das wären bereits 1 O Prozent der Plätze, die man bewilligen 
möchte. Das wäre schon ein sehr guter Ansatz. 
Ein weiterer Ansatz wäre, dass die Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier ihre Kinder vermehrt erziehen würden, an­
statt sie zu verziehen. 
Diese Botschaft geht an das ganze Volk, an das ganze Land. 
Ich glaube, dass die Grundwerte wieder ein wenig vermehrt 
auf die ewigen Werte zurückgenommen werden müssten. 
Dort sollte und müsste man einsetzen. 
Einen weiteren Vorschlag habe ich auch noch: Das Bundes­
amt für Gesundheit soll endlich die Signalwirkung und Bot­
schaft ändern und nicht mehr sagen: «Eigetlech isch es ei­
fach, Abstinenz macht schissig ... Das ist die Botschaft des 
Bundesamtes für Gesundheit. 
Die EDU wird das Referendum gegen diesen Bundesbe­
schluss ergreifen. Ich hoffe, dass sich viele Menschen, die 
guten Willens sind, diesem Referendum anschliessen wer~ 
den. 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Elfte Sitzung - Onzieme seance 

Mittwoch, 7. Oktober 1998 
Mercredl 7 octobre 1998 

09.00h 

Vorsitz - Presldence: Zimmerll Ulrich (V, BE) 

98.015 

Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescription medlcale d'heroine. 
Arrite federal 

Dringlichkeitsklausel - Clause d'urgence 
Siehe Seite n9 hiervor - Voir page n9 cl-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 1. Oktober 1998 
Decision du Conseil national du 1 er octobre 1998 

Forster Erika (R, SG), Berichterstatterin: Gestatten Sie mir 
noch die Erläuterung einer erheblichen Textänderung durch 
die Redaktionskommission. Bei Artikel 8 Absatz 6 ist zu un­
terscheiden zwischen den Ausnahmebewilligungen für den 
Anbau, die Einfuhr, die Herstellung und das Inverkehrbringen 
von Stoffen nach Absatz 1 Buchstabe b einerseits und den 
Ausnahmebewilligungen für die Behandlung von drogenab­
hängigen Personen mit diesen Stoffen andererseits. Im Ent­
wurf des Bundesrates wurde diese Unterscheidung zwar 
nicht explizit ausgedrückt; sie war aber inhaltlich aus der For­
mulierung abzuleiten. In der davon abweichenden, von bei­
den Räten bereits beschlossenen Fassung ging nun diese 
Unterscheidung verloren. Dies war nicht beabsichtigt. Viel­
mehr ging es dem Ständerat darum, statt von «Polikliniken 
und ärztlichen Diensten in Gefängnissen» von «auf die Be­
handlung von drogenabhängigen Personen spezialisierten 
Institutionen» zu sprechen. Im Einvernehmen mit den Präsi­
denten der beiden Kommissionen für soziale Sicherheit und 
Gesundheit sowie mit dem Bundesamt für Gesundheit hat 
die Redaktionskommission die Formulierung von Artikel 8 
Absatz 6 wie folgt geändert: «Das Bundesamt für Gesundheit 
kann im weiteren für den Anbau, die Einfuhr, die Herstellung 
und das Inverkehrbringen von Stoffen nach Absatz 1 Buch­
stabe b Ausnahmebewilligungen erteilen. Ausnahmebewilli­
gungen zur Behandlung von drogenabhängigen Personen 
mit Stoffen nach Absatz 1 Buchstabe b können ausschliess­
lich an hierfür spezialisierte Institutionen erteilt werden.» 
Die Redaktionskommission hat mich gebeten, Ihnen diese 
Präzisierung darzulegen. 

Präsident: Der Rat nimmt diese Erklärung zur Kenntnis. 

Forster Erika (R, SG), Berichterstatterin: Wie Sie wissen, hat 
der Ständerat dem Bundesbeschluss Ober die ärztliche Ver­
schreibung von Heroin in der Sommersession mit deutlichem 
Mehr zugestimmt. Der Nationalrat hat sich unserem Be­
schluss letzte Woche angeschlossen. Heute geht es also nur 
noch um die Dringlichkeit. 
Der Bundesrat beantragt mit dem vorliegenden Be­
schlussentwurf eine Übergangslösung, die bis zum Inkrafttre­
ten des revidierten Betäubungsmittelgesetzes gelten und 
dereinst in dieses integriert werden soll. Der Bundesbe­
schluss dauert längstens bis zum 31. Dezember 2004. Mit 
der Dringlichkeit wird das beschleunigte Rechtsetzungsver­
fahren ermöglicht. Das heisst: Wenn wir heute Dringlichkeit 

beschliessen, tritt der Bundesbeschluss - sofern die Dring• 
lichkeit vom Nationalrat bestätigt wird - sofort in Kraft. Ge­
mäss Artikel 89bis Absatz 2 der Bundesverfassung unter­
steht der Bundesbeschluss dem fakultativen Referendum. 
Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger könnten also per 
Referendum nachträglich zu unseren Beschlüssen Stellung 
nehmen. Die Abstimmung könnte am Abstimmungstermin 
vom 13. Juni 1999 stattfinden. Die Dringlichkeit sei ange­
sichts der Tatsache, dass die Volksinitiative «Jugend ohne 
Drogen» vom Volk so deutlich abgelehnt wurde, wünschens­
wert, so die Meinung des Bundesrates. 
Die Kommission zeigte gegenüber der Dringlichkeit eine ge­
wisse Zurückhaltung. Die Dringlichkeit sei nur in ganz spezi­
ellen Umständen anzuwenden. Nach Meinung der Kommis­
sionsmehrheit ist sie im vorliegenden Fall nicht gegeben. 
Dies aus folgenden Gründen: Aufgrund der Forschungser­
gebnisse sowie des Resultates der Abstimmung Ober die 
Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» wurde die Verordnung 
über die Förderung der wissenschaftlichen Begleitforschung 
zur Drogenprävention und Verbesserung der Lebensbedin­
gungen Drogenabhängiger (SR 812.121.5), genannt Prove­
Verordnung, im Dezember 1997 bereits angepasst. Dadurch 
ist die Aufnahme weiterer Schwerstdrogenabhängiger im 
Rahmen der bisher gültigen Höchstzahl -- ich möchte das un­
terstreichen, das sind 800 Personen -sichergestellt. Die Ver­
ordnung wird bis zum Inkrafttreten des Bundesbeschlusses, 
längstens aber bis zum 31. Dezember 2000, verlängert. Be­
stehende Programme müssen also bis zu diesem Datum 
nicht abgebrochen werden, und die Betreuung der schwerst• 
abhängigen Menschen in den Programmen ist bis dann si­
chergestellt. 
Allerdings gilt dabei das Ortsprinzip; dies gilt es zu bedenken. 
Das heisst, es dürfen nur Personen aus den Städten in die 
Programme aufgenommen werden, deren Kantone sich an 
den Programmen beteiligen. Kantone, in denen die ärztliche 
Verschreibung von Heroin bis heute nicht praktiziert wird, 
sind weiterhin davon ausgeschlossen. Dies betrifft vor allem 
Westschweizer Kantone. Soweit die Höchstzahl ausge­
schöpft ist, ist die Aufnahme in die Programme aber auch in 
den Kantonen, in denen die Verabreichung von Heroin prak· 
tiziert wird, nicht möglich. 
Die Annahme des Bundesbeschlusses im Dringlichkeitsver­
fahren würde dieses Problem insoweit lösen, als die entspre­
chenden Verordnungen vom Bundesrat im Frühling verab· 
schiedet werden könnten und entsprechend ab Sommer 
1999 weitere Personen am Programm teilnehmen könnten; 
dies die Aussage des Departementes. 
Wird das Referendum nicht ergriffen, so könnte der Bundes­
beschluss auch ohne Dringlichkeit Mitte 1999 in Kraft treten. 
Es stellt sich also die Frage, wie es sich verh/Ut, wenn wir 
heute die Dringlichkeit bestreiten bzw. als nicht gegeben er­
achten und das Referendum erfolgreich ergriffen wird. In die­
sem Fall könnte das Inkrafttreten des Bundesbeschlusses 
um Monate verzögert werden - es könnte so sein, muss aber 
nicht. Denn bekanntlich liegt es in den Händen des Bundes­
rates, den Abstimmungstermin festzulegen. Auch im Fall des 
Referendums könnte der Bundesrat - guter Wille vorausge­
setzt - den Abstimmungstermin auf den 13. Juni 1999 festle­
gen. Es gibt nach der Meinung der Kommissionsmehrheit 
also keine zwingenden Gründe, auf diesen Abstimmungster­
min zu verzichten. Selbst wenn an diesem Datum dem Volk 
die Nachführung der Bundesverfassung zur Stellungnahme 
vorgelegt würde, könnte der vorliegende Bundesbeschluss 
ebenfalls zur Abstimmung gelangen. Wir können gemäss 
Kommissionsantrag - die Kommission hat mit 7 zu 3 Stim­
men bei 3 Enthaltungen so entschieden - auf die Dringlich­
keit verzichten, ohne dass dadurch Personen, die auf drin­
gende Hilfe angewiesen sind, zu Schaden kämen und die 
Fortsetzung der Programme gefährdet würde. 
Ich möchte Ihnen im Namen der Kommission, Frau Bundes­
rätin, noch eine Frage stellen und Sie bitten, sie hier im Ple­
num zu beantworten: Können Sie die Annahme der Kommis­
sion bestätigen, dass einer Volksabstimmung über den vor­
liegenden Bundesbeschluss im Juni 1999 - mit oder ohne 
Referendum -- nichts im Wege steht? Es scheint mir sehr we-
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sentlich, dass wir auch hier im Rat Ihre Meinung zu dieser 
Frage kennen. 
Gestatten Sie mir eine persönliche Zusatzfrage, Frau Bun­
desrätin. Gestern und heute wurde ich von verschiedenen 
Leuten angegangen, welche mir sagten, es wäre möglich, die 
Verordnungen bereits früher zu ändern und damit schon frü­
her zusätzliche Leute in die Programme aufzunehmen. Mir 
persönlich wäre es wichtig, das zu wissen, denn nach Aus­
sage des Departementes ist dies erst auf den Sommer 1999 
möglich. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Le Conseil federal vous 
a propose l'urgence pour toute une serie de raisons. 
1. Le fait d'indiquer tres clairement le caractere temporaire de 
cette leglslation, de montrer qu'il ne s'aglt que d'un premier 
pas a franchir. Ce pas devrait etre franchl pour permettre, 
pendent une periode qui ne serait plus une periode de re­
cherche aussi lntense que cela a ete le cas jusqu'a present, 
mais d'application prudente de cette possibilite d'accumuler 
des connaissances, d'en faire beneflcier ensuite la revision 
de la lol sur les stupefiants comme regle generale et durable. 
2. La necessite d'urgence medicale qu'il y a a ne pas s'en te­
nir a un chiffre finalement artificiel de 800 personnes, pour 
pouvoir integrer, dans les cas ou cette urgence medicale est 
averee, de nouvelles personnes. II est clair que la possibilite 
qu'un referendum soit lance et qu'une votation populaire 
doive avolr lieu dans ce cas, incitera ou inciterait de toute fa­
~n le Conseil federal, et surtout le departement qul en aurait 
ensuite la competence, a la plus grande des prudences. II va 
de soi que nous n'autortserions pas, meme sous le regime de 
l'urgence, de nouvelles lnstitutlons a ouvrir leurs portes, en 
ne sachant pas si, quelques mois plus tard, le cadre juridique, 
sur la base duquel cette decision aura ete prise, ne serait pas 
de nouveau modifie par la volonte du peuple. 
Mais Je plafond de 800 personnes, pour des institutions exis­
tentes, ne peut pas etre rompu, a notre avis, sans une modi­
fication de la loi et une decision du Parlament. C'est la que 
l'urgence therapeutique peut jouer un röle. J'ai ici une liste 
qui indique combien de personnes seraient acceptables dans 
les institutions existentes et attendent cette acceptation, si la 
nouvelle legislation pouvait entrer en vigueur rapidement, im­
mediatement II s'agit d'a peu pres 150 personnes, qui vien­
draient en plus des 800 personnes qui ont une autorisation, 
sur la base de l'ordonnance qui s'applique a un projet de re­
cherche. II y a actuellement 23 places disponibles dans les 
institutions existentes. C'est dire que, dans toute une serle 
d'institutions, nous ne pouvons pas accepter de nouveaux 
patrents, meme s'il s'agit de personnes qui sont en danger si 
on les laisse dans la rue, si on 1es laisse sur la scene. 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal vous a pro­
pose l'urgence. II s'agit peut-etre d'une, deux, trois vies qui 
pourraient etre mises en danger, si ces personnes ne peu­
vent pas etre aidees. Mais je reconnais tout a fait que, de 
toute fa~n. la plus grande prudence devrait etre de rigueur 
et que nous devrlons, pour chacun de ces cas, reellement 
nous poser la question de savoir s'il taut agir maintenant ou 
pas. Cette possibilite de choix nous est enlevee si vous refu­
sez l'urgence. C'est de cela qu'il s'agit. 
Pour le Conseil federal, meme si le referendum etait lance, 
meme si une nouvelle votation populaire devait avoir lieu -- et 
cela est tout a fait legitime dans notre systeme --, les deci­
sions qui ont ete prises dans des cantons ou a l'occasion de 
la votation sur l'initiative populaire «Jeunesse sans drogue» 
nous donnent l'assurance que telle etait bien, au stade actuel 
des connaissances, la volonte du peuple. Ce demier peut 
toujours, et changer d'avls, et s'exprimer sur une nouvelle 
donne, mals la probabilite est suffisamment forte pour que 
nous puissions aller de l'avant dans les travaux dont nous 
vous saislssons. 
Voila de quoi II s'agit; voila le cholx que vous devez faire. Je 
ne vais pas me battre lcl contre une commlssion qui a eu l'oc­
casion de se prononcer avec beaucoup d'energie. C'est vrai­
ment a vous d'assumer cette responsabilite. Le Conseil fede­
ral comprend tres blen las scrupules de nature formelle, qu'il 
s'agit de la difficile manipulation du drolt d'urgence, et que 
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vous ayez des scrupules dans ce domaine. Ces scrupules 
sont egalement ceux du Conseil federal. Dans le projet qu'il 
vous a presente, il avait devant las yeux, las deux, las trois, 
les dix, les vlngt personnes pour tesquelles votre decision 
peut faire la difference. 
Est-ce qua l'on peut changer l'ordonnance du 21 octobre 
1992 sur l'evaluatlon de projets vlsant a prevenir la toxlcoma­
nie et a ameliorer las conditions de via des toxicomanes? Ma­
dame Forstar, je pense que non. Ce serait une fa9on de ren­
voyer au Conseil federal la responsabilite d'une decision qui 
vous appartlent. Ou blen vous voulez qua ce plafond de 800 
places soit supprime, ou bien vous ne le voulez pas. Ce n'est 
pas au Conseil federal de modifier pour quelques mois las 
donnees du probleme qui sont reglees par l'ordonnance pre­
citee, ordonnance qui permet d'utiliser plelnement les 800 
places disponibles dans le cadre d'un programme de recher­
che et de preparer par ailleurs, au moment oü la loi entrera 
en vigueur, de nouveaux projets et de nouvelles possibilites. 
Est-ce que le Conseil federal pourra fixer la date de la vota­
tlon populaire en Juin prochain? Certainement, cela est de sa 
competence. La, II n'y a pas de «Schwarzer Peter», c'est a lui 
de le faire. Je vous serais cependant reconnaissante de lui 
dire que vous souhaitez qu'il le fasse ainsi. Je n'ai peut-etre 
pas encore entendu suffisamment cette voix-la dans votre 
Conseil. Si cela est de la competence des partis--vous savez 
que les dates des votatlons populalres sont en general flxees 
d'entente avec les partls politlques -, II serait lmportant qu'ils 
sentent aussi que votre choix, s'il devait se porter sur la pro­
position de la majorite de la commisslon, va dans le sens 
d'eviter de perdre plus que les quatre ou clnq mois qua repre­
senterait le renoncement a la clause d'urgence. 
Encore une fois, II m'est difficile ou impossible de retirer une 
proposition du Conseil federal. Personnellement, je la re­
grette. J'ai essaye de chiffrer les consequences. Quantita­
tivement, alles ne sont pas dramatiques, mais dans ce do­
maine nous sommes dans le qualitatif, dans la vie de chacun, 
et le Conseil federal a l'impression qu'il serait bienvenu de 
pouvoir tendre la main sans etre limite par ce plafond de 800 
places, cela immediatement sans attendre une nouvelle or­
donnance. 
Voila la sltuatlon. J'attends de votre sagesse une decision qui 
nous permette de toute fa~n de continuer dans la voie ge­
nerale qua nous avons determinee ensemble, et qui est 
bonne. 

Schmid Carlo (C, Al): Frau Bundesrätin Dreifuss hat gesagt, 
sie habe noch nicht mit hinreichender Deutlichkeit die Auffor­
derung des Rates an den Bundesrat gehört, die Abstimmung 
am 13. Juni 1999 anzusetzen, wenn ein Referendum zu­
stande komme. 
Ich kann selbstverständlich nicht für den Rat sprechen. Aber 
ich kann Ihnen eines sagen: Gestern wurde in der Kommis­
sion, und zwar über alle Parteien hinweg, einhellig die Auf­
fassung vertreten, dass der Bundesrat den kommenden 
13. Juni ansetzen solle, wenn das Referendum ergriffen 
werde. Niemand in der Kommission will, dass mit der Inkraft­
setzung dieses Bundesbeschlusses eine ungebührliche Ver­
zögerung einhergeht, aber man will es im Rahmen des or­
dentlichen Rechtes behalten. Der Präsident der Kommission 
hat gestern vorgeschlagen, geradezu eine Empfehlung in 
diesem Sinne an den Bundesrat zu richten. Das wurde mit 
der Begründung abgelehnt, das könnte von der anderen 
Seite als eine Aufforderung zum Tanz betrachtet werden. 
Das war eigentlich der Grund, weshalb man in dieser ganzen 
Geschichte auf eine Empfehlung verzichtet hat. Aber in der 
Kommission waren in dieser Frage alle, aus allen Lagern -
ich betone das, weil ich anderer Meinung als Frau Forster 
war -, der Auffassung, der Bundesrat solle den 13. Juni 
1999 fixieren für den Fall, dass ein Referendum zustande 
komme. 

Beerll Christine (R, BE): Ich muss Ihnen sagen, dass das für 
mich ein unwahrscheinlich schwieriger Entscheid ist. Wir ha­
ben gestern in der Kommission sehr lange darüber diskutiert. 
Die Berichterstatterin hat es erwähnt: Wir sind in der Kom-
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mission an sich zur Ansicht gelangt, dass wir nicht viel Scha• 
den anrichten, wenn wir die Dringlichkeit nicht gewähren, 
weil wir die Abstimmung am selben Termin, nämlich am 
13. Juni 1999, ansetzen können und so keine Verzögerung 
bewirken. Im Anschluss an diese Diskussion in der Kommis• 
sion - in dem Bewusstsein, das ich soeben umschrieben 
habe - habe ich mich nicht zu einem Antrag auf Dringlichkeit 
durchgerungen und mich dann zusammen mit einigen ande­
ren Kolleginnen und Kollegen in der Kommission der Stimme 
enthalten. 
Ich hatte dann am Abend noch einmal die Gelegenheit, mit 
der Fürsorgedirektorin der Stadt Bern über dieses Problem 
zu sprechen - mit einer SVP-Politikerin, die ich sehr schätze. 
Wir haben noch einmal eingehend über die Situation in der 
Stadt Bern gesprochen und sind auf die Thematik eingegan­
gen, die Frau Bundesrätin Dreifuss auch angesprochen hat, 
nämlich die sehr schwierigen, fast hoffnungslosen Fälle, die 
unbedingt einer Aufnahme in dieses Programm bedürfen. 
Die Fürsorgedirektorin hat mir mit überzeugenden Worten 
klargemacht, dass es gerade für die Stadt Bern von grösster 
Bedeutung wäre, dass man in ganz geringem Rahmen - es 
geht um die Anzahl Personen, die von Frau Dreifuss auch er­
wähnt worden Ist - etwas aufstocken könnte, und zwar sehr 
bald. 
Es wäre nicht so, dass man zur Erarbeitung der Verordnung, 
wie wir das gestern in der Kommission noch gesagt haben, 
einige Monate benötigen würde - bis März, April 1999 oder 
noch länger- und dann praktisch zeitgleich auch ohne Dring­
lichkeit aufgestockt werden könnte. Vielmehr geht es darum, 
dass man diese · sehr schwerwiegenden Fälle schon sehr 
bald In die bestehenden Therapien aufnehmen könnte. 
Nachdem ich noch einmal darüber geschlafen habe, muss 
Ich Ihnen sagen, dass für mlcf! diese einzelnen Menschen 
mehr zählen als die formellen Uberlegungen; deshalb habe 
ich mich jetzt dazu durchgerungen, für die Dringlichkeit zu 
stimmen. Weshalb? Ich möchte Ihnen dazu einen Vergleich 
geben: Wir haben auch beim Asylgesetz dle Dringlichkeit mit 
denselben Begründungen beschlossen. Man hat gesagt -
das war richtig -, es bestehe jetzt ein «Andrang», jetzt ein 
Problem, wir müssten jetzt handeln. 
Für mich besteht in dieser Sache auch hier und jetzt ein Pro­
blem, und Ich bin überzeugt, dass wir damit ganz wenigen 
Menschen helfen können; deshalb müssen wir hier die Dring­
lichkeit beschliessen. 

Rochat Eric (L, VD): J'ai blen entendu les propos de Mme la 
conseillere federale et de Mme Beerli concemant l'urgence. 
J'ai egalement rencontre, il y a quelques Jours, le directeur du 
Centre du Levant a Lausanne, qui m'a fait part de l'offre de 
places qui existe dans les therapies qui ne passent pas par 
l'Mroine, parce que l'attractivite des programmes de distribu­
tion d'Mroine est une attractivite forte et qui manage dans les 
autres systemes, pour des therapies passant par l'absti· 
nence, des places libres. 
Jene crois donc pas que les 150 cas qu'a mentionnes Mme 
la conseillere federale - dont je ne conteste pas le cöte tragi­
que - solent suffisants pour justlfier l'urgence apres tout ce 
que nous a dlt Mme Forster tout a l'heure. 
Je profite de l'occasion pour prendre acte du fait que c'est 
150 cas, et non 3000 comme la presse s'obstine a le repeter. 
Je crois que nous n'avons aucune evidence qu'il y alt besoin 
de beaucoup plus de places en Suisse. D'ailleurs, il serait 
probablement dangereux de faire de la Suisse un pays privi­
legie en matlere de dlstribution d'Mroine. 
Je maintiens la positlon que j'ai defendue en commission, 
avec la majorite de la commission. Je crois que nous ne de­
vons pas donner d'urgence pour un objet de cette nature. II y 
a trois ans que le programme d'experimentation est en cours. 
II y a trois ans que le nombre d'essais est limite et, que Je sa• 
ehe ou que nous ayons pu l'apprendre, il n'y a eu ni aggrava­
tion nl pejoration de situation sociopolitique dans les villes, 
qui pourralt Justifler une urgence en ta matiere. 

Slmmen Rosemarie (C, SO): Es geht mir ähnlich wie Frau 
Beerli. Es ist für mich ein sehr schwieriger Entscheid, der hier 

ansteht. Aber im Unterschied zu ihr habe ich mich - auch 
nicht leichten Herzens - für den anderen Weg entschlossen, 
und Ich möchte Ihnen sagen, warum. 
Ich sehe die Tragik dieser Fälle, die auf eine Aufnahme war­
ten, ich habe In meinem Umfeld mit solchen Leuten zu tun, 
und ich sehe, wie günstig sich ein solches Programm auswir• 
ken kann. Ich habe aber auch mit sehr vielen politisch inter­
essierten Leuten zu tun, mit der sogenannten Basis, und ich 
erlebe dort, wie umstritten diese Programme noch immer 
sind. Ich habe die Befürchtung, dass wir viele von denen, die 
nun bereit sind, diesen Schritt zu tun, vor den Kopf stossen 
und dass wir diese zu verlieren drohen, wenn wir nun die 
ganze Vorlage mit einer Dringlichkeit «belasten», wie das 
von ihnen aus gesehen aussieht. Das ist letztlich mein 
Grund. 
Es sind rein politische und taktische Gründe, weshalb ich hier 
nicht für die Dringlichkeit stimmen kann. 

Marty Dick (R, Tl): Je dois vraiment vous dire que je suls tout 
a fait etonne par cette discusslon. Parce que Je suls tendan­
ciellement proche, de par mon activite, de l'activite des cen­
tres therapeutiques residentiels, j'etais parmi ceux qui ont 
toujours regarde cette approche therapeutique de la distribu­
tion d'heroine contrölee avec beaucoup de scepticisme. La 
conception des instltutions residentlelles est celle d'une the­
rapie qui se fonde sur l'abstinence complete. 
Mais les faits, aujourd'hul, sont incontestables. II y a des 
cas - et ce sont les plus graves, les plus desesperes - ou on 
a pu demontrer d'une faoon scientifique indiscutable qua 
cette dlstribution sauve des vies. Alors, s'il est vrai que des 
vies sont sauvees, je suis d'avis que chaque Jour que l'on est 
en train de perdre est un acte d'irresponsabilite. On ne peut 
pas opposer le formalisme juridique au bien juridique le plus 
important qui soit, qui est celui de la vle humaine. On conduit 
de grandes discusslons juridlques, alors que non seulement 
las jeunes, mais aussi les familles de ces jeunes, de ces per• 
sonnes, sont dans une situation desesperee. Les familles at­
tendent une decision. Elles esperent pouvoir savoir bientöt si 
leurs jeunes pourront beneficier de ces programmes. 
II est donc tout a fait irresponsable de perdre du temps, de se 
refugier derriere le formalisme juridique pour mettre en appli· 
cation cet am!!lte federal. Pour n'importe quelle autre maladie, 
que ce soit le sida, le cancer, etc., si on pouvait decouvrir une 
nouvelle therapie, un nouveau medicament qui soulagent les 
maux des patients, je crois qu'on n'en discuteralt pas dans 
cette enceinte. Ce serait une declsion purement sanitaire. 
On a vote dans cette salle, il n'y a pas longtemps, l'urgence 
pour mettre plus rapidement des personnes a la porte de no­
tre pays, et aujourd'hui on veut refuser l'urgence pour sauver 
quelques viesl Je ne comprends vralment pas. 

Aeby Pierre (S, FR): L'intervention de M. Rochat m'inter• 
pelle. On a visiblement deux faoons differentes de compren­
dre les chiffres. Je les ai compris de la maniere suivante. 
II y a un chiffre qu'on peut estimer a 150 personnes qui, gräce 
a l'urgence, pourraient, dans les institutions qui pratlquent 
aujourd'hul cette therapie, en profiter tout de suite, permet­
tant a ces institutions de depasser le plafond qui, aujourd'hul, 
doit etre fixe a 800 pour l'ensemble de la Suisse. La, on pour• 
rait immediatement satisfaire 150 demandes. C'est comme 
oa que j'al compris ce chiffre de 150. 
II y a un deuxieme chlffre qu'on n'a pas articule. Ce sont les 
cantons d'Argovie, des Grisons, de Säle-Campagne, de 
Thurgovie et de Schaffhouse, si je suis bien informe, qui, eux, 
aimeraient demarrer avec ces programmes. Evidemment 
que, pour eux, la difference n'est pas tout a fait de 6 mois, eile 
est peut-etre ramenee a 4 ou 5 mois d'attente entre l'urgence 
et l'entree en vigueur selon la procedure ordinaire. Mais ici, 
c'est un chlffre de 250 a 500 qu'on entend. 
Et puis, II y a tous les autres cantons suisses, qui, eux, n'ont 
rien a voir dans ce debat sur l'urgence, mais qui un Jour pour­
ront, et recourront certainement a cette therapie. Alors, entre 
les 150 et les 3000 que vous avez annonces, Je crois qu'on 
se sltue quelque part entre les deux, si on prend le besoln to­
tal de la Suisse actuellement. Mais le ramener comme vous 
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l'avez falt a 150 en tout et pour tout, c'est entrainar une con­
fusion qul n'est .pas de mise dans ce debat, qui est tout de 
meme fondamental, serieux; plusieurs d'entre vous l'ont dit, 
il s'agit de vies humaines. 
Je tenais a rn'exprimar sur ces chiffres, parce qu'on ne peut 
pas avancer n'importe quel Chiffre n'importe comment dans 

, un tel debat. 

Abstimmung - Vote 
FOr Annahme der Dringlichkeitsklausel 
Dagegen 

Das qualifizierte Mehr lstnicht errelcl)t 
La majorite qualifiee n'est pas acqulse 

Cottler Anton (C, FR): La commission n'a pas pris sa deci- An den Nationalrat -Au Conseil national 
sion a la legere. C'est a deux reprises qu'elle a approfondi le 
dossier. Et chaque fois; apres avoir entendu notamment 
aussi las responsables de l'administration, elle est arrivee a 
la meme conclusion et au mäme resultat: c'est de refuser 1a 
clause d'urgence. D'ailleurs l'ordonnance en la matiere, qui 
prevoit aujourd'hui deja ce traitement avec prescription d'he-
roTne, court jusqu'au 31 decembre 2000. Donc, une base le• 
gale exlste la deja, et jusqu'a la fln de l'an 2000. 
Qu'en est-11 de l'argumant des 150 nouveaux cas a traiter im­
rnedlatement, qui attendent, comme certains l'ont dit, depuis 
des mois de pouvoir beneficier d'une therapie avec prescrip­
tion d'heroine? Vous me permettrez de. dlre a tous ceux qul 
croient en cet argument que j'al beaucoup de pelne ä l'accep­
ter. Car si, effectivement, il y avait cette urgence pou r ces 150 
personnes, le Conseil federal aurait pu presenter cet amMe II 
y a bien longtemps, II y a plusieurs mois deja. II y a trois ans 
que les partis gouvemementaux dlscutent d'un amlM urgent 
qui devrait. en .somme prendre le pas sur l'ordonnance qui 
court jusqu'au 31 decembre 2000. 
Cette u rgence aujourd'hul, tout a coup, pour ces 150 person­
nes, je n'y crois guere parce qu'il taut aussi des actes prepa­
ratoires. 
A Juste titre, le directeur de !'Office federal de la sante publi­
que nous a dit qu'en votant l'urgence, immediatement, las vil­
les.et les cantons mettraient en oeuvre des actes preparatoi• 
res pourfaire beneficier au plus vite dans le courant de 1999, 
ces nouveaux cas de la pre30rlption d'heroine. Et nous ap­
prouvons cela. Mals ces memes actes preparatoires peuvent 
se faire aussi sans l'urgence; Aussit0t que l'am~te aura ete 
vote en votation finale, a la fin de cette session, ces vllles et 
ces cantons - ils l'auralent d'ailleurs deja fait, selon la res­
ponsable pour la ville de Beme - pourront mettre en oeuvre 
tous les preparatifs pour Eitre prets aussit0t que le referen­
dum, s'il y en a un, aura tro1,1ve son sort. 
Et enfin, pour la commission, il y a un argument d'opportunite 
politlque. Nous pensons aborder le peuple de tacon plus na­
turelle et dans de mellleures conditions, si nous adoptons, 
pour les droits populalres surtout, la procedure ordlnaire, car 
meme contre un projet assorti de la clause d'urgence le rete­
rendum peut etre lan~. · 
C'est la raison pour laquelle, a deux reprises, la commission 
a rejete d'assortlr. ce proj~t de la clause d'urgence. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Je ne veux pas laisser 
sans correctif une des declarations de M. Rochat. II n'est pas 
vrai qu'il y alt diminution des places de therapie visant a l'abs„ 
tlnence dans.notre pays. II n'est pas vrai non plus qu'il y alt 
diminution du nombre des personnes qul s'adressent a ces 
institutions. C'est le contraire qui est vrai. Au cours des der­
nieres annees, environ 200 personnes de plus sont entrees 
dans de telles tlieraples chaque annee. 
II y a une autre question, celle de ia qualite de certaines des 
prestatlons offertes, dont nous aurons l'occasion de dlscuter 
encore. II y a peut-Atre plethore de places qui ne correspon­
dent pas a ces exigences. II y a des dlfflcultes de flnancement 
auxquettes nous nous attaquons avec determir,ation, mais il 
n'y a ni dlminution des places offertes ni dlminution du nom­
bre. de personnes qui y recourent, et cela me rejouit. 
Prenez votre declsion en fonctlon de votre conscience et de 
votre volonte a la fois. d'aller de l'avant et d'y aller avec pru­
dence. C'est exactement notre attitude. Le Conseil federal 
vous propose d'assortlr ce projet de la clause d'urgence. II 
e$t clair que, sl cela etait retuse, les actes preparatoires -
comme le dit M. Cottler- se poursuivront, mals on ne pourra 
pas depasser le plafond de 800 personnes qul est actuelle­
ment fixe dans l'ordonnance. 
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Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescriptlon inedlcale d'heroine. 
Arrete federal 

Dringlichkeitsklausel - Clause d'urgence 
Siehe Seite 1951 hlervor - Voir page 1951 cl-devant 

Beschluss des Ständerates vom 7. Oktober 1998 
D6clslon du Conseil des Etats du 7 octobre 1998 

Antrag der Kommission 
Festhalten an der Dringlichkeitsklausel 

Antrag Guisan 
Ablehnung der Dringlichkeitsklausel 

Proposition de la commission 
Maintenir la clause d'urgence 

Proposition Guisan. 
Rejeter la clause d'urgence 

Gulsan Yves (R, VD): Le Conseil des Etats n'a pas pu voter 
l'urgence a propos de cette question, et pour cause, mäme si 
les avis sont tres partages puisque cette decision - ou ab­
sence de decision - n'a ete prise que par 20 voix contre 20. 
L'ordonnance du 21 octobre. 1992 sur l'evaluatlon de projets 
visant a prevenlr la toxicomanie et a ameliorer las conditlons 
de vie des taxicomanes, qui a permis de mettre sur pied la 
prescription d'heroine dans des conditions bien determinees, 
est valable jusqu'a ce que la loi sur les stupefiants alt ete mo-
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difiee de maniere correspondante, ou, a defaut, jusqu'au 
31 decembre 2000. 
Ces essais ont ete apparemment termines en aoüt 1997, et 
aucune des p·ersonnes concemees ne s'est trouvee depuis 
lors abandonnee et depourvue de traitement medical. Nous 
nous etions deja rallies a la decision du Conseil des Etats 
quant a la modification de la loi sur les stupefiants. Un refe­
rendum a ete annonce, et le peuple serait appele a se pro­
nqncer en juin 1999, selon les renseignements qui me sont 
parvenus. 
Nous avons donc parfaitement le temps d'attendre. Vouloir 
imposer la clause d'urgence dans ces circonstances n'est 
pas denue de provocation, ou du moins, pourrait facilement 
ätre interprete comme tel. Cela nous permettra egalement de 
prendre connaissance du rapport de l'OMS concemant cette 
approche therapeutique dont nous devrions disposer a fin oc­
tobre, avant de prendre des decisions d'applicatlon plus de­
taUlees. II y va de la credibilite des engagements du Conseil 
federal et, si vous permettez, de notre conscience parlemen­
taire. 
Permettez-moi de vous citer le rapport annuel 1997 de !'Of­
fice International de contröle des stupeflants de l'ONU, mäme 
si c'est en anglais. Sous le chiffre 366, pages 58 et 59, nous 
llsons: « The Board expressed its doubts about one element 
of the new policy In _Switzerland, namely a project for distribu­
ting heroin to addlcts_, and recommended that the sclentific 
merit of the research protocol and the results of that experi­
ment should be evaluated by the WHO. That proposal was 
accepted by the Government of Switzeriand and by the 
WHO.» 
Dans ces circonstances, rien ne justifle la clause d'urgence, 
et je vous demande de vous rallier a la decision du Conseil 
des Etats. 

Präsident: Folgende Fraktionen lassen mitteilen, dass sie 
die Dringlichkeit unterstützen: FDP, CVP, SP, grüne und 
LdU/EVP. 

Waber Christian (-, BE): Auch der Lärm der Linken kann eine 
Minderheit nicht zum Schwaigen bringen. Die Verordnung 
vom 21. Oktober 1992 über die Förderung der wissenschaft­
lichen Begleitforschung zur Drogenprävention und Verbesse­
rung der Lebensbedingungen Drogenabhängiger liest sich 
wie ein Märchenbuch: Es war einmal ein Ziel, das in Artikel 1 
Absatz 3 festgehalten wurde: «Oberstes Ziel von Präventi­
ons- und Betreuungsmassnahmen ist die Drogenabstinenz 
des Individuums.» Viele Leute - das war auch einmal - ga­
ben sich sehr viel Müh~, gründeten Betreuungshäuser, Re­
habilitationskliniken, 1.1m ebendieses Ziel der Abstinenz zu er­
reichen - sie mussten aufgeben. Es war elnrnal, da_ss diese 
Häuser besetzt waren - heute sind sie leer, weil niemand 
sich mehr zur Abstinenz bekennen muss und soll. In Arti­
kel 15 derselben Verordnung - das war auch ein Märchen -
wurde uns versprochen, die gemäss dem vom Bundesrat ge­
nehmigten Gesamtplan durchgeführten wissenschaftlichen 
Versuche würden auf den 31. Dezember 1996 beendet. Auch 
dieses Versprechen In.dieser Verordnung ging nicht in Erfül­
lung. In Artikel 16 wurde die Beendigung der Begleitfor­
schung angekündigt: «Die Begleitforschung ist mit der ab­
schliessenden Veröffentlichung der Ergebnisse beendet.» 
Auch dieses Versprechen wurde nicht eingehalten. In Arti­
kel 20 können wir lesen, dass diese Verordnung bis zum 
31. Dezember 2000 ihre Gültigkeit habe. 
Warum braucht es denn heute einen dringlichen Burtdesbe­
schluss, wenn die gesetzlichen Grundlagen noch bis turn 
31. Dezember 2000 gültig sind? Und warum müssen wir die­
sen dringlich erklären, da eben gerade die Auswertung re­
spektive die Abgabe noch auf legaler Basis fortgesetzt wer­
den kann? Es besteht kein Bedarf für Dringlichkeit Auf unser 
Referendum hat diese Abstimmung keinen Einfluss. 

Dormann Rosmarie (C, LU), Berichterstatterin: Nebst den 
Fraktionen hat sich auch die Kommission mit 16 zu 2 Stim­
men klar für die Dringlichkeit ausgesprochen. Ich will damit 
das klare Ja zu dieser Drogenabgabe unterstreichen. Es soll 
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· , ein nahtloser Übergang von der Versuchsphase gemäss Ver• 
ordnung zum Gesetz gewährleistet sein. Somit müsste im 
Falle eines Referendums die Abstimmung mit Sicherheit im 
Juni 1999 stattfinden. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, die diesen Beschluss 
mit klarer Mehrheit fasste, der Dringlichkeit zuzustimmen. 

Cavalll Franco (S, Tl), rapporteur: Le Conseil des Etats a 
vote par 20 voix contre 20. II manqualt donc 4 voix pour adop­
ter la clause d'urgence. · Votre commlssion vous recom­
mande, par 16 voix contre 2, d'accepter la clause d'urgence. 
Pourquol faut-il l'accepter? Je dols dire que c'est tout a fait 
clalr. Nous avons declde, il y a quelques Jours, ä une majorite 
ecrasante, d'aller dans cette vole. En faisant cela, nous 
avons reconnu qu'il s'agissait d'une chose lmportante du 
point de vue medical pour ces patients. Alors, sl c'est quelque 
chose de juste, qui dolt etre falt pour des patients, je ne com­
prends pas pourquoi il faut attendre slx mois de plus. Si c'est 
quelque chose qu'il faut faire, faisons-le le plus töt posslble. 
La dlffererice entre l'urgence et Ja non-urgence est de six 
mols. Cela conceme probablement peu de patlents, mais ce 
sont des patlents, et non des pommes de terre. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Loin de moi l'idee de re­
commencer un debat qui a ete long et approfondi sur le con­
tenu meme du projet dont vous avez ete salsi. SI le Conseil 
federal vous propose d'assortlr ca projet de .la clause d'ur­
gence, ce n'est pas parce qu'II souhaite a tout prtx gagner 
slx mois pour la creatlon de nouvelles institutions pour re­
pondre aux demandes de nouveaux cantons qui desirent 
s'engager dans cette voie, mais plutöt parce que - comme 
nous avons eu l'occasion de le dlre - nous savons que nous 
pouvons faire du bien. Nous savons que · nous ne faisons 
pas de mal, et que, dans la rue, des personnes attendent de 
pouvoir etre prises en charge dans des institutlons existan­
tes. II ne s'aglt donc que d'un nombre limlte de personnes 
pour lesquelles les possibilltes de prise en charge existent, 
pour lesquelles II y a une urgence medicale. II s'aglt de quel­
ques dizaines de personnes; dans quelques cas, vraisem­
blablement, il s'agira de vie ou de mort. II y a une urgence 
therapeutlque pour un nombre llmite de personnes dans les 
lnstltutions existantes. · 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal vous demande 
d'adopter la clause d'urgence. 

Drlnglichkeitskla1,1sel - Clause d'urgence 

Namentliche Abstimmung 
Vote nomlna(/f 
(Ref.: 2476) 

Für Annahme der Dringlichkeitsklausel stimmen: 
Acceptent Ja clause d'urgence: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedl, 
Baumann Stephanle, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Bezzola, 
Blrcher, Blaser, Bonny, Borel, Bosshard, Bühlmann, Bührer, 
Burgener, Caccia, Carobblo, Cavadini Adriano, Cavalli, Chff­
felle, Columberg, Comby, David, de Datdel, Debons, Deiss, 
Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, Eberhard, Egerszegi, 
Eggly, Ehrler, Engelberger, Engler, Eplney, Eymann, Fank­
hauser, Fasel, .Fässler, Fahr Jacqueline, Gadient, Genner, 
Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Gross 
Jost, Ganter, Gysln Hans Rudolf, Gysin Remo, Haerlng .Bin­
der, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, Helm, Herczog, 
Hess Peter, Hochreutener, Hollenstein, Hubmann, lrnhof, 
Jans, Jaquet, JeanprAtre, Jutzet, Keller Christine, Kofmel, 
Kühne, Lachat, Langenberger, Lauper, Leemann, Leu, 
Leuenberger (Präsldent/President), Loretan Otto, LOtscher, 
Maitre, Maury Pasquier, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer 
Theo, Müller Erich, MOller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, 
Pell!, Rattl, Rechsteiner Paul, Rechstelner Rudolf, Renn­
wald, Roth, Ruffy, Rychen, Sandoz Marcel, Schmid Odilo, 
Semadeni, Simon, Spielmann, Stamm Judith, Stamm Luzi, 
Steinegger, Strahm, Stump, Suter, Teuscher, Thanei, ThOr, 
Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Vermot, Vogel, Vollmer, von 

Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Weigelt, Widmer, Widrig, 
Wiederkehr, Wittenwiler, Zapfl, Zbinden (130) 

Dagegen stimmen - Rejettent la c/ause d'urgence: 
Antille, Aregger, Baader, Baumann Alexander, Baumberger, 
Beck, Binder, Borer, Bortoluzzl, Brunner Toni, Dettling, Fehr 
Lisbeth, Fischer-Häggllngen, Föhn, Freund, Frey Claude, 
Frey Walter, Friderici, Gros Jean-Michel, Guisan, Gusset, 
Hasler Emst, Hegetschweiler, Hess Otto; Keller Rudolf, 
Kunz, Maurer, Moser, MOhlemann, Oehrli, Philipona, Rag­
genbass, Ruckstuhl, Sandoz Suzette, Scherrer JOrg, Scheu­
rer, Schlüer, Schmid Samuel, Schrnied Walter, Seiler 
Hanspeter, Speck, Steffen, Steinemann, Stucky, Theiler, 
Tschuppert, Vetterll, Wabe,r, Weyeneth; Wyss, Zwygart (51) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Fischer-Seengen · (1) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Blocher, Christen, Dreher, Durrer, Fehr Hans, Frltschi, Gie­
. zendanner, Grossenbacher, Loeb, Marti Werner, Maspoli, 
Pidoux, Pinl, Randegger, Ruf, Schenk, Steiner, Zlegler (18) 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
_La majorlte qualiflee est acquise 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Ärztliche Verschreibung von. Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescrlption medlcale d'heroine. 
Arrete federal 

Dringlichkeitsklause/ - Clause d'urgence 
Siehe Seite 1092 hiervor- Volr page 1092 cl-dellant 
Beschluss des Nationalrates vom 7. Oktober 1998 
Dt1cislon du Conseil na.tlonal du 7 octobre 1991l 

Forster Erika (R, SG), Berichterstatterin: Als Sprecherin der 
Kommission möchte ich Ihnen bekanntgeben, was Ihnen die 
Kommission bezüglich Drlnglichkeit empfiehlt. 
Sie erinnern sich: Wir haben gestern entschieden, der Dring­
lichkeit sei nicht stattzugeben; wir haben die Fakten auf den 
Tisch gelegt, wir haben eine ausführliche Debatte geführt. Ich 
glaube, es ist müssig, diese Fakten nochmals aufzurollen. 
Gestern hat der Nationalrat bei einem Verhältnis von 130 zu 
.51 Stimmen bei 1 Enthaltung entschieden, der Dringlichkeit 
stattzugeben. 
Diese Tatsache hat die Kommission in ihren · Beratungen 
heute morgen bewogen, Ihnen- mit 8 zu 3 Stimmen bei 1 Ent­
haltung - zu empfehlen, der Dringlichkeit zuzustimmen. 

Rochat Erle (L. VD): Le vote du Conseil national hier et le 
vote de notre commission ce matin ne me laissent guere d'II· 
lusions vous recommande de ne pas accepter l'urgence. 
Je serai c tres bref, et je ne reviendral pas en partlculier 
sur tout ce qu'on a dit ces demiers jours et qui derneure vrai. 
Trols points seulement, trois phrases: 
1. Quel signal voulons-nous donner au,peuple suisse en ac­
ceptant l'urgence pour cet anäte federal? Nous attendons a 
breve echeance un rapport cl'experts mandates par l'OMS, 
qua la Suisse a accepte d.e consulter et qui doivent faire l'ex­
pertise de l'experience. Ce rapport, nous le recevrons bien-
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töt. Est-11 tres raisonnable de voter l'urgence avant de dispo-­
ser du rapport? 
2. Nous allons voter dans moins de deux mois sur !'initiative 
uDroleg». On peut se demander si la decision d'auJourd'hui 
va renforcer la decision negative que nous souhaitons de la 
part du peuple ou si, au contraire, alle ne va pas encouragei' 
certains groupes a aller plus rapidement dans le sens d'une 
liberalisation de la drogue, tel que le veulent les lnitlants. 
3. En termes de democratle, de fa~on tres claire, il nous a ete 
exprime a quel point le departement ne souhaitait pas qu'un 
referendum puisse ätre lance contre cet am~te federal ur­
gent. Je me demande si nous devons en cette matlere, en ac­
ceptant l'urgence, renforcer ce sentiment que nous voulons 
soustralre a la volonte populaire eventuelle cet arräte federal. 
Je vous recommande, encore une fols sans beaucoup d'illu­
sions, de refuser l'urgence ou, pour le moins, de·vous abste­
nir. · · 

Abstimmung - Vote . 
F0r Annahme der Dringlichkeitsklausel 
Dagegen 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qualifiee est acquise 

30 Stimmen 
4 Stimmen 
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98.015 

Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescrhrtlon medlcale d'heroine. 
Arrete tederal 

, Schlussabstimmung - Vote final 
. Siehe Seite 111 s hiervor - \/olt page 1115 ci-devant 

Beschluss des Nallonalrates vom 7. Oktober 1998 
Oecision du Conseil national du 7 octobre 1998 

Bundesbeschluss über die irztllche- . Verschreibung 
von Heroin 
Arrite fec:leral sur la prescrlptlon medlcale d'heroine 

Abstimmung. -Vote 
FOr Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

, An den Nationalrat-Au Conseil national 

31 Stimmen 
3Stlmmen 

E 9 octobre 1998 
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Ärztliche Verschreibung von Heroin. 
Bundesbeschluss 
Prescriptlon medlcale d'heroine. 
Arrete federal 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe.Seite 2093 hi~ - Volr page 2093 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 9. Oklober 1998 
Decision du Conseil des Etats du 9 octobre 1998 

Sandoz Suzette {L, VD): C'est une declaratlon personnelle: 
Je ne 'prendrai pas la responsabllite de declarer urgent ce 
que l'on appelle par erreur "traitement» alors que c'est une 
dlstribution de poison A des personnes. Declarer urgent cet 
arräte, alors que nous n'avons pas encore le rapport intema­
tlQnal qui va arrlver et que nous.avons demande, est un acta 
irresponsable. · 

Bundesbeschluss über die ärztliche Verschreibung 
von Heroin 
Arrete federal sur la prescrlptlon medlcale d'heroine 

Namentliche Abstimmung 
- Vota nomfnatlf 

{Ret.:2468) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je pro/et: 
Aeppll, Aguet, Alder; Banga, Bangerter, Baumann Ruedl, 
Baumann Stephanie, Bäumlin, Beguelln, Berberat, Bezzola, 
Bircher, Blaser, Borel, Bosshard, B0hlmann, B0hrer, Burge­
nar, Caccia, Carobblo, Cavadini'Adriano, Chlffelle,.Christen, 
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Columberg, Comby, David, de Dardel, Debons, Delss, Oor• 
mann, D0nkl, Dupraz, Durrer, Eberhard, -Egerszegi, Ehrler, 
Engler, Epiney,, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Fehr 
Jacqueline, Gadient, Genner, Goll, Gonseth, Grendelmeier, 
Grobet, Gross Andreas, Gross Jost, Grossenbacher, Günter, 
Gysin Hans Rudolf, Gysin Remo, Haering Binder, Hafner 
Ursula, Hämmerle, Heberleln, Heim, Herczog, Hass Peter, 

· Hochreutener, Hollenstein; Hubmann, lmhof, Jans, Jaquet, 
JeanprAtre, Jutzet, Keller Christine, Kofmel, Kühne, Lachat, 
Langenberger, Lauper, Leemann, Leu, · Loretan Otto, Löt• 
scher, Maitre, Martl Werner, Maury Pasquier, Meier Hans, 
Meier Samuel, Meyer Theo, MOiie~ Erich, Müller-Hemmi, 
Nabholz, Ostermann, Pelli, Rechsteiner Paul, Rechsteln.er 
Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, Rychen, Sandoz Marcel, 
Scheurer, Schmid Odllo, Semadeni, Simon, Spielmann, 
Stamm Judith, Stamm Luzi, Stelnegger, Strahm, Stump, 
Suter, Thanei, Thür, Tschäppät, Vallendar, Vermot, Vogel, 
Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Weigett. 
Widmer, Widrig, Wiederkehr, Wittenwller, Zapfl {125) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: , 
Antllle, Aregger, Baader, Baumann Alexander, Back, Binder, 
Blocher, Borer, Bortoluzzi, Brunner Tonl, Dreher, Engelber• 
ger, Fehr Hans, Fahr Lisbeth, Fischer-Hägglingen, Föhn, 
Freund, Frey Claude, Frey Walter, Friderici, Fritschl, Glezen­
danner, Guisan, Gusset, Hasler Emst, Hegetschweller, Hess 
Otto, Keller Rudolf, Kunz, Maspoli, Maurer, Moser, Oehrli, 
Phlllpona, Pldoux, Ruckstuhl, Ruf, Sandoz Suzette, Schenk, 
Scharrer Jürg, Schlüer, Schmid Samuel, Schmied Walter, 
Seiler Hanspeter, Speck, Steffen, Steinemann, Steiner, 
Stucky, Theller, Tschuppert, Vetterli, Waber, Weyeneth, 
Wyss, Zwygart {56) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstfennent: 
Baumberger, Bonny, Dettling, Fischer-Seengen, Gros Jean­
Michel (5) 

, 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Cavalll, Ducrot, Eggly, Loeb, Mühlemann, Pini, Raggenbass, 
Randegger, Ratti, Teuscher, Tschopp, Zbinden, Ziegler {13) 

Präsidium, stimmt nicht -: Presidence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Blindesra.t -Au Conseil federal 
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)iHHlesbeschluss 
Öber die ärztliche Verschreibung ·von Heroin 

vbm 9. Oktober 1998 

Die Bumles,•ersammhmg der Schweizerische11 Eidgt•m1sse11scl1t1ft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom IR. Februur 19981, 

besc/1/iesst: 

Das Betllubungsmittelgesetz vom 3. Oktober 19512 wird wie folgt gelindert: 

Art. 8 Ab,'I. 6-8 

. 
6 Da.<i Bundesamt für Gesundheit kann im ~eiteren für den Anbau, die Einfuhr, die 
Herstellung und das Inverkehrbringen von Stoffen nach Absatz I Buchstabe b Aus­
nahmebewilligungen erteilen. Ausnahmebewilligungen zur Behundlung von dro­
genabhängigen Perrronen mit Stoffen nach Absatz I Buchstabe b können aus­
schliesslich un hierfür spezialisierte Institutionen erteilt werden. 
7 Der. Bundesrat regelt die Voraussetzungen für die Behandlung von Menschen mit 
Stoffen nuch Absutz I Buchstabe b. Er sorgt insbesondere dafür, dass diese Stoffe 
nur bei Personen ungewendet werden, die 
a. mindestens 18 Jahre alt sind: 
b. seit mindestens zwei Jahren heroinabhängig sind; 
c. mindestens zwei Behandlungsversuche mit einer anderen unerkannten ambu­

lunten oder smtionllren Behandlungsmethode abgebrochen haben, oder deren 
Gesundheitszust1111d andere Behandlungsfonnen nicht zulll<!sl; und 

d. Detizite im medizinischen. psychologischen oder sozhtlen Bereich aufweisen, 
die auf den Drogenkonsum zurllckzuführen sind. 

• Der Bundesr-JI legt die periodische OberprU.fung der Therapieverläufe fest, 
namentlich auch im Hinblick auf das Ziel der Drogenabstinenz. 

Art. 8a 

' Das Bundesamt für Gesundheit ist berechtigt, personenbezogeni Daten zur Über­
prUfung der Voraussetzungen und ~es Verlaui:~ _der Behandlung nach Artikel 8 
Abs11tze 6 und 7 zu bearbeiten. 
l Es gewährleistet durch technische und organisatorische Massm1hmen den Daten­
schutz. 

IJ 

' Dieser Beschluss ist allgemeinverbindlich. 
2 Er wird nach Artikel 89bi' Absatz I der Bundesverfassung als dringiich erklärt und 
untersteht nach Artikel 119"' Ablllltz 2 der Bundesverfassung dem fukultaliven Refe-
rendum. · · 

-' Er tritt am Tug nnch·der Verubschiedung in Kruft und gilt bi11 zum lnkrufttreten der 
Revision des Betäubungsmittelgesetzes vom 3. Oktober 1951. längstens jedoch bis 
zum 31. Dezember 2004. 

Ständer.lt, 9. Oktober 19911 

Der Prilsident: Zimmerli 
Der Sekretär: I.:anz 

1 BBI 1998 16117 
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Natlonalrut, 9. Oktober 1991! 

Der Prllsident: Leuenberger 
Der Prolokolltllhrer: Anliker 
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·.· du 9 o,cfobre 1998 . 
. •. 

l 'Assemblee f ederale de lll Confederatior., ~isse, 

vu le rnessage du Conseilfederal du 18 fevrie'r 19981; 

arrete: 

La lei federale du 3.octobre 19~!2 sur 1~ stupefiants est modifitiJfltke suit: 
~ ·" -~ ~ . 

Arl. 8, (je a Be al. . .. 

6 L 'Office federal de la sante pußlique peut en outre octroyer l ~Se 
•autorisations de cultiver, d'importer, de fabriquer et de me · ' 

, substances visees au ter alinea. lenre b. H t,,eut.egalement . ' 

·:. ' 
~xc;:eption des 
. lation des 

. autorisations 
dantes, a titre · •, d'utilise.r ces memes substances pour traiter les personnes to . . 

· d'exception et aux seules·institueions sp6cjalis6es en la matiere.) . 
7 Le Conseil federal fixe les.conditions regissant le traiteme~t ~i .. 'tsonnes toxlco-

· dependantes au moyen de substances vi~ au 1.er alinea. lett ·· , ~Hie en parti-
·culier a ce que ces substances ne soient adminlstrees qu'a des ' ~. 
a. igees de 18 aris au moins; · . . . . , 

. · b. heroinomanes depuis au moins deux ans; . .i.: · . . . .. . 
c. qui ont interrompu au rooii:is deu:x essais de traitement ani~Ü:hilö~ ou hospita~ 

lier impliquant une autre methode reoonmi:e ou dont l'etat' .d~ Sllri~ ne pennet" 
pas d'autres traitements et 

d. qui. presentent des defitjences d'ol'lire medical, psychologique ou SQCial dues a 
la consommation de stupefiants. . 

s Le Conseil federal regle le, contröle perfodique de l'applicatio~ des. lherapies, no-
tantment eo tenant compte de l'objectif de l'abstinence. · 

Art. Ba 
I L'Office federal de Ja sante publique est autorise 8 e:CJ>IOiter des donnees person­
.nelles aux fins de verifier les conditions relatives au traitement vis6 l l'article 8, 6• 
et 7• alineas, et son deroulement. . 

211 prend les mesures techniques et organisationnelles necessai~ pour assurer la 
protection des donnees. 

II . . . !t•,.·4;: ,.,, 

1 Le p~nt arrete est de portee generale.. .. . ;~~,: ,h~;~: 
:? (I ~Uiklare urgenten vertu de l'articli: 8()bia, icr ali~ea. de la constitUllwi &i~t 
sujet iii.an!ferendum facultatif en ve'rtu de l 'article SIJbls, 2e alinea, de la consthuilon. 

3 II entre en vigueur le jour suivant sori adoption et a effet jusqu 'a l'entl-eit eli vi­
gueur de la revision de la loi du 3 octobre 1951 sur les stupefiai;its, mais a~_plus,tard 
jusqu 'ati 31 decembre 2004. . 

Conseil des Etats, 9 octobre 1998 

Le president: Zimmerli 
Le secretaire: Lanz 

t FF lffl 1321 
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Co!lseil national, 9 octobre 199.S · 
Le president: Leuenberger 
l:.e secretaire: Anliker 
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Decreto federale 
concernente la prescrizione medica di erohia .. ' 

del 9 ottobn: 1998 

L 'Assemblea federa/e della Confederazione Svizz(!ra, 
visto il messaggio del Consiglio fedemle del 18 febbraio 19981, 

decreta: 

La !egge federale del 3 ottobre 19512 sugli stupefacenti e mciditicatacome segue: 

Art. 8 cpv. 6-8 
6 L'l.Jfficio fedemle della sanita pubblica puo inoltre rilasciare · autorizzazioni 
eccezionali per la coltivazione, l'importazione, la fabbricazione e Ja messa in 
commercio _di sostanze di cui aI capoverso 1 fettem b. ·Puo rilasciare autorizzazion_i 
eccezionali"per il trattamento di tossicomani con. tali sostanze esclusivamente ad 
istituzioni specializzate. · 

7 D Consiglio federale dlsciplina le condizioni per il trattamento delle •persone con 
sostanze di cui aI capoverso 1 lettem b. Provvede segnatamente affinch6 dette 
sostanze siano somministrate unicamente a persone ehe: 
a. hanno compiuto 18 anni almeno; · 
b. sono eroinomani da due anni almeno; 
c. hanno interrotto ·· aJmeno . due tentativi di tmttamento con altri metodi 

ambuJatoriall o stazionari riconosciuti o versano in condizioni di salute ehe 
escludono altre forme di tmttamento e 

d. presentano carenze mediche, psicologiehe o sociali legate al consumo di 
sttipefacenti. 

8 D Consiglio f,ederale stabilisce il controllo,periodico dell'evoluzione delle teptpie, 
in pal,'.ticolare anche in considerazione dell'obiettivo dell'astinenza. · 

Art. 8a 
1 L'Ufficio fedemle della sanita pubblica ha la facoJta di elabomre dati personali per 
Ja verifica delle condizioni e dello svolgimento del tmttamento di cui all'articolo 8 
capciversi 6 e 7. 
2 Esso garantisce Ja protezione dei dati mediante misure tecniche e organizzative. 

I 

Il 

1 ß. presente. decre~o·e dfobbUgatmietl-generale. . ,, · · 

.2 ~te,: sottosta al ~-tm:oftaüA iaJl!idQ deU!~~ gg_bl& 
capovemi le 2 dell~Costituzione.fedemle;;, · _ . , · _ ,: , . 

3 Bntra in vigom il giomo successivo alla-f)l'Omlll~one>dMeffetto fino-mVeatrata 
in vigore delJa revisiobe della !egge federale.del 3. ottobre.19513 sugli stupefacenti, 
ma al piu tardi fino al 31 dicembre 2~. 

Consiglio degli Stati, 9 ottobre 1998 

· II .president~ Zimmerli 
ß segretario: Lanz 
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Consiglio nazionale, 9 ottobre 1998 · 

II presidente: Leuemier.ger' 
II segretario: Anliker 


